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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
der

3. Versammlung desV. Landtags des Freistaats Oldenburg.

Sechzehnte Sitzung.

Oldenburg , den 27 . Juni 1929 , vormittags 9 Uhr.

Tagesordnung : 1. Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Landes-
teil Oldenburg , betreffend Aenderung der Grenze zwischen der Gemeinde
Cleverns und der Stadtgemeinde Jever . 2 . Lesung . (Anlage 56 .)

2 . Bericht des Ausschusses 2 zur Anlage 63 , betreffend «bändernde Bestimmungen
zu dem über die Errichtung eines gemeinschaftlichen Landgerichts für die
freie und Hansestadt Lübeck «und den oldenburgischen Landesteil Lübeck unter
dem 29 ./30 . Septemmber 1878 abgeschlossenen Vertrage . 2 . Lesung.

3 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes zur Aenderung
. 1. des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 19 . Juli 1922/7 . Juli

1926 , betreffend 'die Staatliche Kreditanstalt Oldenburg,
2 . des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg vom 31 . Juli 1922/7 . Juli

1926 , betreffend die Landessparkasse Oldenburg,
3 . des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 31 . März 1923 / 7 . Juli

1926 , betreffend die Oeffentliche Lebensoersicherunqsanstalt Oldenburg.
2 . Lesung . (Anlage 62 .)

4 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Landes¬
teil Lübeck, betreffend Aenderung des Gesetzes für das Fürstentum Lübeck vom
5. März 1900 , betreffend Erhebung einer Kurtare in Niendorf , Klein -Timmen-
dorferstand , Scharbeutz und Haffkrug und betreffend eines Ostseebäderfonds.
2 . Lesung . (Anlage 64 .)

5 . Bericht des Ausschusses 2 zu dem Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil
Lübeck, betreffend Abänderung des Gesetzes vom 7. November 1904 , be¬
treffend Erhebung einer Kurtaxe in den nicht zu den Ostseebädern gehörigen
Kur - und Badeorten . 2 . Lesung . (Anlage 65 .)

6 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend Aende¬
rung des Schulgesetzes für den Landesteil Lübeck vom 4 . April 1911 . 1. Lesung.
(Anlage 37 .)

7 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend Aende¬
rung des Schulgesetzes für den Landesteil Birkenfeld vom 4 . April 1911.
2 . Lesung . (Anlage 38 .)
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8 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes , betreffend Aende-
rung des Schulgesetzes für , den Landesteil Oldenburg vom 4 . Februar 1910.
2 . Lesung . (Anlage 39 .)

9 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat
Oldenburg zur Aenderung des Gesetzes vom 12 . Juli 1924 zur Ausführung
des Finanzausgleichsgesetzes . 1 . Lesung . (Anlage 42 .)

10 . Bericht des Ausschusses 3 zur 2 . Lesung der dem Finanzgesetz für das
Jahre 1929/30 anzulegenden Voranschläge sowie über Form und Inhalt
des Finanzgesehes 1. Lesung.

11 . Bericht des Ausschusses 3 über
1 . die Anlage 35 (Nachtrag zum Haushaltsplan des Landesteils Lübeck

für das Rechnungsjahr 1927 ) . 2 . Lesung.
2 . die Anlage 47 (Nachtrag zum Haushaltsplan des Landesteils Birkenfeld

für das Rechnungsjahr 1927 ) . 2 . Lesung.
3 . den Gesetzentwurf zum Haushaltsplan des Landesteils Birkenfeld für

das Rechnungsjahr 1928 . 2 . Lesung.
12 . Bericht des Ausschusses 3 über den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil

Oldenburg , betreffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz
im Rechnungsjahre 1929 . 2 . Lesung . (Anlage 41 .)

13 . Bericht des Ausschusses 1 zu Anlage 54 , betreffend Entwurf eines Eewerbe-
und Handelslehrer -Besoldungsgesetzes für den Freistaat Oldenburg . 1 . Lesung.

14 . Bericht des Ausschusses 2 zur Anlage 61 , Entwurf eines Gesetzes für den
Landesteil Lübeck , betreffend die Heranziehung der juristischen Personen und
der Forensen zu den Steuern der evangelischen und der katholischen Kirche.
1 . Lesung.

15 . Bericht des Ausschusses 2 über den selbständigen Antrag der Abg . Dr . Schulte
und Röder,  betreffend Abänderung des Wandergewerbesteuergesetzes.

16 . Bericht des Ausschusses 2 über den selbständigen Antrag des Abg . Krause
über Errichtung einer Ruhelohn - und Hinterbliebenenversorgungskasse für alle
bei dem Oldenburgischen Staat beschäftigten Arbeiter und Angestellten.

17 . Bericht des Ausschusses 2 über den selbständigen Antrag des Abg . Broschko,
betreffend Lernmittelfreiheit in den Volksschulen.

18 . Wahl von vier Mitgliedern der Hauptversammlung der Staatsbank.
19 . Bericht des Ausschusses 3 zur Anlage 57 (Bahn Sandkrug -Munderloh ) .
20 . Bericht des Ausschusses 3 über die Anlage 69 , betreffend den Wiederaufbau

des Marstallgebäudes in der Stadt Oldenburg.
21 . Nachsuge zum Bericht des Ausschusses 1 zur Stellenübersicht . (Anlage 50 .)
22 . Bericht des Ausschusses 2 über die Eingabe der Arbeitsgemeinschaft Süd -Ost-

Holsteinischer Mietervereine , Sitz Eutin , betreffend Mieterschutz , Wohnungs¬
bau usw.

23 . Bericht des Ausschusses 1 zu der Eingabe des Gewerbeschuldirektors Klücher,
Eutin.

24 . Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Zentralverbandes der An¬
gestellten , betreffend Einstellung von Anwärtern für den einfachen mittleren
Dienst bei den Justiz - und Verwaltungsbehörden.

25 . Bericht des Ausschusses 1 zu der Eingabe des Postschaffners Bachg in Essen,
betreffend Baudarlehen.

Nachsuge:  1 . Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat
Oldenburg , betreffend die Aenderung des Gesetzes für den Freistaat Olden¬
burg vom 21 . Mai 1921 , betreffend die zeitweilige Aushebung der einseitigen
Rechte aus Ablösung von Naturalberechtigungen und Naturaldiensten , in der
Fassung des Gesetzes vom 9. April 1926 . 1. Lesung . (Anlage 70 .)

2 . Bericht und Nachfuge zum Bericht des Ausschusses 2 über die Anlage 28,
betreffend Richtlinien für die Umstellung der Naturalwertrente in Goldmark¬
rente für die Zeit vom 1. Mai 1929 bis zum 30 . April 1935 , den selbständigen
Antrag des Abg . Brendebach  und die Eingaben S . 37 und 102.
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3. Bericht des Ausschusses3 zu Anlage 71.
4. Bericht des Ausschusses2 zu dem vom Ministerium des Innern überreichten

Originalantrag der Schroartauer Werke A. E . vom 12. Oktober 1927.
5. Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Ludwig Malier,  Bosen

(Landesteil Birkenfeld).
6. Bericht des Ausschusses1 zu der Eingabe des Obermeisters Eikers  in Wester¬

stede, betreffend Vergebung von Brückenbauten.
7. Bericht des Ausschusses2 zu dem selbständigen Antrag des Abg. Iffland.
8. Bericht des Ausschusses2 zu der Anlage 58:

Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg,
Anlage 59:

Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck,
Anlage 60:

Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld,
über Aenderung der Gesetze, betreffend die Einführung des Gerichtsversassungs-
gesetzes für das Deutsche Reich vom 27. Januar 1877. 2. Lesung.

9. Bericht des Ausschusses2 zu
Anlage 66:

Entwurf eines 'Gesetzes für den Landesteil Lübeck,
Anlage 67:

Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld,
betreffend Ergänzung der Gesetze zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetz¬
buches vom 15. Mai 1899. 2. Lesung.

10. Bericht des Ausschusses3 zur Anlage 72 (Anleihegesetz). 1. Lesung.

Vorsitzender: Präsident Zimmer mann.

Am Regierungstische: Ministerpräsident von
Finckh,  Staatsminister Dr . Driver und
Dr . Millers,  Geh . Oberregierungsräte Tap¬
penbeck , Mutzenbecher,  Ministerialräte
Tantzen , Christians , Ruhstrat , Zim¬
mermann , Ostendorf I und II, Eil ers,
Rauchheld,  Gewerbeoberschulrat Rabe,  Regie¬
rungsräte Dr . Fischer und Dr . Eisenbart.

Präsident : Ich eröffne die Sitzung und bitte
den Herrn Schriftführer, das Protokoll der letzten
Sitzung zu verlesen. (Abg. Wichmann  verliest
das Protokoll .) Sind Einwendungen gegen das
Protokoll zu erheben? Das ist nicht der Fall.
Dann erkläre ich dasselbe für genehmigt. Ich
bitte jetzt Herrn Abg. Broschko,  die Eingänge
mitzuteilen. — Geschieht. — Der Landtag ist mit
den Ueberweisungen einverstanden.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten,
möchte ich noch eine formelle Berichtigung vor¬
nehmen. Im Anträge 5 zur zweiten Lesung der
Anlage 3, Moorschutzgesetz, enthält der Ver¬
besserungsantrag des Abg. Brendebach  einen
Fehler, der richtig gestellt werden mutz.

Der Antrag lautet:
„Hat der Abtorfungsberechtigte vor Inkraft¬
treten dieses Gesetzes die Abtorfung eines
Grundstücks in der Hauptsache zum Zwecke
der Gewinnung seines Haushaltsbedarfs an

Brenntorf in Angriff genommen, und würde
die Anwendung der Vorschriften der 2
bis 6 des Entwurfs " — das mutz heißen —
„des Gesetzes auf diese Abtorfung ihn er¬
heblich schädigen, so finden insoweit diese
Vorschriften keine Anwendung."

Der Landtag ist einverstanden, daß wir diese
Berichtigung vornehmen.

Ferner möchte ich Vorschlägen, daß der Punkt 10
der Tagesordnung , Bericht des Ausschusses3 über
die Voranschläge und das Finanzgesetz, als
20. Punkt gesetzt wird, damit einige andere Vor¬
lagen mit berücksichtigt werden können. — Der
Landtag ist einverstanden.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.
1. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf

eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg, be¬
treffend Aenderung der Grenze zwischen der Ge¬
meinde Cleverns und der Stadtgemeinde Jever.
2. Lesung. (Anlage 56.)

Von dem Negierungsvertreter sind folgende An¬
träge gestellt:

1. Im Z 1 Ziffer 1 die Angabe der Ee-
samtgrötze am Schluß „38,4673 Hektar"
in „38 4613" zu ändern.

2. Im Z 4 Abs. 2 die Worte „an dem"
jeweils durch die Worte „auf das" zu
ersetzen.

66 *
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Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Annahme der Anträge des Regierungs¬
vertreters.

Der Ausschuß stellt den Antrag 2:
Annahme des Gesetzentwurfs , wie er aus
der 1. und 2 . Lesung hervorgegangen ist
und im ganzen.

und den Antrag 3:
Der Landtag wolle die Eingaben , Abkl.
S . 50 ff . und 740 , durch die Beschluß¬
fassung für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 1
bis 3 und die Eingaben , sowie die Anträge des
Regierungsvertreters . Keine Wortmeldungen . Ich
schließe die Beratung . Wir stimmen ab . Ich bitte
die Abgeordneten , die die drei Anträge annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Die An¬
träge sind angenommen.

2 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 zur Anlage 63 , be¬
treffend abändernde Bestimmungen zu dem über
die Errichtung eines gemeinschaftlichen Landgerichts
für die freie und Hansestadt Lübeck und den oldcn-
burgischen Landesteil Lübeck unter dem 29 . 30 . Sep¬
tember abgeschlossenen Vertrage . 2 . Lesung.

Anträge Zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der . Ausschuß beantragt:

Annahme des Entwurfs nach den Beschlüssen
der 1. und 2 . Lesung und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

3 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf
eines Gesetzes zur Aenderung

1 . des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
vom 19 . Juli 1922/7 . Juli 1926 , betreffend
die Staatliche Kreditanstalt Oldenburg,

2 . des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg
vom 31 . Juli 1922/7 . Juli 1926 , betreffend
die Landessparkasse zu Oldenburg.

3 . des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
vom 31 . März 1923/7 . Juli 1926 , be¬
treffend die Oeffcntliche Lebensversicherungs¬
anstalt Oldenburg . 2 . Lesung . (Anlage 62 .)

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß stellt den Antrag:

Annahme des Gesetzentwurfs , wie er aus
der 1. und 2 . Lesung hervorgegangen ist
und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

4 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 2 über de » Entwurf

eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck, betref¬
fend Aenderung des Gesetzes für das Fürstentum
Lübeck vom 5 . März 1900 , betreffend Erhebung
einer Kurtaxe in Niendorf , Klein -Timmendvrfer-
strand , Scharbeutz und Haffkrug und betreffend
eines Ostseebäderfonds . 2 . Lesung . (Anlage 64 .)

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Annahme des Gesetzentwurfs in 2 . Lesung
und im ganzen.

und den Antrag 2:
Der Landtag wolle die Eingabe des Herrn
Otto Wild  in Klein -Timmendorf durch
die Beschlußfassung für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung über den Antrag 2
und die Eingabe . Keine Wortmeldungen . Ich
schließe die Beratung . Wir stimmen ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die die beiden Anträge
des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Die Anträge sind angenommen.

5 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 zu dem Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck, betreffend
Abänderung des Gesetzes vom 7. November 1904,
betreffend Erhebung einer Kurtaxe in den nicht
zu den Ostseebädern gehörigen Kur - und Bade¬
orten . 2 . Lesung . (Anlage 65 .)

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß beantragt:

Annahme des Gesetzentwurfs in 2 . Lesung
und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

6 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf
eines Gesetzes , betreffend Aenderung des Schul¬
gesetzes für den Landesteil Lübeck vom 4 . April
1911 . 2 . Lesung . (Anlage 37 .)

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß beantragt:

Annahme des Gesetzentwurfs in 2 . Lesung
und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

7 . Gegenstand ist der

Bericht - es Ausschusses 2 über den Entwurf
eines Gesetzes , betreffend Aenderung des Schul¬
gesetzes für den Landesteil Birkenfeld vom 4 . April
1911 . 2 . Lesung . (Anlage 38 .)
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Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß beantragt:

Annahme des Gesetzentwurfs in 2. Lesung
und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht. —
Der Antrag ist angenommen.

8. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf

eines Gesetzes, betreffend Aenderung des Schul¬
gesetzes für den Landesteil Oldenburg vom 4. Fe¬
bruar 191V. 2. Lesung. (Anlage 39.)

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß beantragt:

Annahme des Gesetzentwurfs in 2. Lesung
und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht. —
Der Antrag ist angenommen.

9. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf

eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur
Aenderung des Gesetzes vom 12. Juli 1924 zur
Ausführung des Finanzausgleichsgesetzes. 2. Le¬
sung. (Anlage 42 .)

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 1:

Annahme des unter I Ziffer 1 zu Artikel I
Ziffer 5 des Gesetzentwurfs (betr . Antrag
Nr . 6 des Ausschußberichts erster Lesung)
gestellten Antrages des Vertreters des
Staatsministeriums.

Der Antrag des Staatsministeriums lautet:
Dem Z 10a nach Ziffer 5 des Gesetz¬
entwurfs (Antrag 6 des Ausschußberichts)
wird folgender Satz nachgefügt : „Eine An¬
fechtung der Entscheidung findet nicht statt/'

Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge 1
des Ausschusses und zu dem Anträge des Regie¬
rungsvertreters und gebe das Wort dem Bericht¬
erstatter , Herrn Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich möchte als
Berichterstatter daraus Hinweisen, daß sich in den
Bericht einige Schreibfehler eingeschlichen haben.
Es muß auf Seite 938 in der 5. Zeile unter
Ziffer 3 nicht Heißen „ 8 20 a" , sondern „20 <l ." .
Ein weiterer Schreibfehler ist enthalten auf
Seite 945 unter Ziffer 19. Da darf es nicht
heißen „der oldenburgischen Landeskammer " , son¬
dern „der oldenburgischen Handelskammer " . Ich
werde ein berichtigtes Exemplar in der Registratur
des Landtages niederlegen.

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung . Wir stimmen

ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den An¬
trag 1 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist angenommen.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 2:

Annahme des unter I Ziffer 2 zu 8 10a
Abs. 2 (betr . Antrag Nr . 7 des Ausschuß¬
berichts 1. Lesung) gestellten Antrages des
Vertreters des Staatsministeriums.

Der Antrag des Vertreters des Staatsmini¬
steriums lautet:

Im Abs. 2 des 8 10a (nach dem an¬
genommenen Antrag 7 des Ausschußberichts)
wird in der ersten Zeile hinter „ eine Ge¬
meinde" eingesügt „nach der Entscheidung
der Aufsichtsbehörde " .

Eine Mehrheit stellt den 'Antrag 3:
Annahme des Antrages Nr . 7 des Aus¬
schußberichts zur 1. Lesung des Gesetzent¬
wurfs in folgender Fassung:

„Dem unter Ziffer 5 des Gesetzent¬
wurfs vorgesehenen 8 10a wird folgender
Absatz nachgefügt:

Ist eine Gemeinde nach der Entscheidung
der Aufsichtsbehörde nicht in der Lage , eine
Ortsgenossenschaft an ihrem Steueraufkom¬
men ausreichend zu beteiligen , so hat die
Ortsgenossenschaft das Recht, neben dem
von der Gemeinde nach 8 5 dieses Ge¬
setzes erhobenen Zuschläge zur Eebäude-
steuer einen weiteren Zuschlag zu erheben,
der jedoch 100 °/o des Grundbetrages der
staatlichen Steuer nicht übersteigen darf ."

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 2
und 3 und zu dem Anträge des Regierungsver¬
treters.

Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.
Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich darf im

Aufträge der Sozialdemokratischen Fraktion er¬
klären , daß wir den Antrag 2, Annahme des
Antrages des Regierungsvertreters , annehmen , da
die vom Regierungsvertreter beantragte Aenderung
lediglich eine formelle Aenderung darstellt . Es
handelt sich darum , die Bestimmungen des Ab¬
satzes 2 der Ziffer 5 etwas präziser zu gestalten.
Dem Anträge 3 können wir nicht zustimmen, da
dieser Antrag eine einseitige Belastung des Ee-
!bäudebesitzes zum Ziele hat . Es handelt sich
darum , daß das Zuschlagsrecht , das den Orts¬
genossenschaften gegeben werden soll, lediglich für
den Eebäudebesitz , nicht aber für den Grund¬
besitz in Betracht kommen soll. Diesem Anträge
können wir nicht zustimmen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Danne-
m a n n.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Ich fühle
mich verpflichtet , heute hier eine Erklärung abzu-
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geben dahingehend , datz meiner Meinung nach
das Verhältnis in der Besteuerung , so wie wir
es jetzt haben zwischen Landwirtschaft und Ge¬
werbe , unter allen Umständen geändert werden
mutz. Ich habe von jeher den Standpunkt ver¬
treten , datz unser Bestreben darauf gerichtet sein
mutz, die Steuern möglichst zu beschränken. Ich
bin es auch gewesen, der zuerst hier im Landtage
angeregt hat , das Zuschlagsrecht der Gemeinden
festzulegen im Finanzausgleichsgesetz . Nachdem
ich das 2 Jahre lang beantragt hatte , hat sich
endlich der Landtag entschlossen, dieses Zuschlags¬
recht zu begrenzen, so wie wir es jetzt im Finanz¬
ausgleichsgesetz haben . Meiner Meinung nach
müßten alle diejenigen , die auf dem Standpunkt
stehen, datz man sich einschränken mutz soweit wie
möglich, zusammenstehen in dem Bestreben , unsere
Steuergesetze so zu gestalten , wie es hier vor¬
geschlagen wird . Wenn hier heute wieder be¬
tont wird , datz das eine einseitige Belastung des
Eebäudebesitzes ist, so bestreite ich das entschieden.
Ich weise daraus hin , datz .Oldenburg das einzige
Land in ganz Deutschland ist, das einen Unter¬
schied macht in der Besteuerung zwischen Haus¬
und Grundbesitz . Es gibt kein Land in Deutsch¬
land , das eine solche Besteuerung hat . Alle Staaten
ohne Unterschied ziehen Gebäudebesitz und Grund¬
besitz gleichmäßig heran . Die Sätze sind nicht
immer dieselben, sondern in Preußen hat man
die Erundvermögenssteuer . Also das Einkommen,
was man aus dem Grundbesitz und Hausbesitz
hat , wird gleichmäßig belastet . Das will man
hier in Oldenburg nicht. Wenn wir uns ent¬
schlossen haben , die Besteuerung des Gebäude - und
Grundbesitzes so zu gestalten , wie es jetzt im
Finanzausgleichsgesetz festgelegt ist, dann haben
wir es getan , weil die Mieten festgesetzt waren
auf 30 »/c> der Friedensmieten , und weil es in
einer Zeit war , wo es der Landwirtschaft im
Vergleich zu vielen anderen Berufen noch gut
ging . So ist es heute nicht mehr . Damals hat
der Landtag in Aussicht genommen , wenn die
Mieten geändert würden , dann auch dieses Ver¬
hältnis wieder zu ändern . Heute nimmt man das
als selbstverständlich hin , der Unterschied mutz be¬
stehen bleiben . Ich lehne es ab , die Steuern
zu erhöhen , aber diese ungleichmäßige Besteuerungs¬
art will ich unter allen Umständen beseitigt wissen.
In diesem Jahre , das weiß ich, wird nichts zu
erreichen sein. Ich mutz aber die Regierung
bitten , im nächsten Jahre an der Hand von
Unterlagen klarzulegen, wie die Verhältnisse sind.
Ich habe niemals betont , datz ich das Gewerbe
belasten will , aber wenn man das heute in Ver¬
sammlungen hier öffentlich so darlegt , als wenn
man einseitig die Städte belasten will oder das
Gewerbe , so mutz ich das entschieden zurückweisen.
Ich bedaure außerordentlich , daß man uns zwingt,
diese Erklärung im Landtage abgeben zu müssen.

Ich vertrete den Standpunkt , wir sollten alle be¬
strebt sein, zusammenzustehen in der Forderung ge¬
rechter Steuerverteilung . Ich bedaure weiter , daß
Sie mich zwingen , ein paar Zahlen nennen zu
müssen. Ich habe sestgestellt zunächst bei land¬
wirtschaftlichen Betrieben , wie die Verhältnisse in
der Besteuerung in 10 Gemeinden des oldenbur-
gischen Landes zunächst in der Marsch und in
10 verschiedenen Gemeinden in der Geest sinv,
und dann ein Verhältnis gestellt zu hannoverschen
Gemeinden . Das Verhältnis ist bei einem gleichen
Einheitswert , also bei gleichartigem Boden , so, datz
bei 10 Marschbetrieben in Oldenburg allein die
Realsteuerbelastung mindestens 28,20 Mark pro
Hektar , höchstens 54,60 Mark pro Hektar beträgt.
8 Betriebe sind zwischen 34 und 46 Mark pro
Hektar . (Zwischenrufe .) In Hannover war das
Verhältnis 17,20 Mark pro Hektar im Mindest¬
satz, 32 Mark pro Hektar im Höchstsatz. Das
sind Marschbetriebe . Die oldenburgischen Marsch¬
betriebe liegen im Durchschnitt bei 178 «/o, also
78v/o höher als der Durchschnittssatz in Hannover.
Bei den Eeestbetrieben war es so, daß die 10 Be¬
triebe in Oldenburg im Mindestsatz 14,20 Mark,
im Höchstsatz 31 Mark zahlen , 6 Betriebe liegen
zwischen 21 und 28 Mark pro Hektar . Bei einem
gleichen Einheitswert zahlen die Betriebe in Han¬
nover 8,30 Mark im Mindestsatz , im Höchstsatz
22 Mark . Der oldenburgische Satz ist etwa 181 »/o
dieses Satzes , Oldenburg liegt mit der Besteuerung,
soweit die Landwirtschaft in Frage kommt, durchweg
— das sind Zahlen , die ich jederzeit beweisen
kann — auf 180o/n der preußischen Sätze . Wo¬
her kommt das ? Zunächst einmal davon , datz
der Zuschlag zur Grund - und Eebäudesteuer nicht
gleich ist, datz die Steuer aus den Grundbesitz ge¬
legt wird , und weiter daher , datz in ganz Preußen
die landwirtschaftlichen Gebäude zur Hauszins¬
steuer nicht herangezogen werden , die sind voll
und ganz frei, für landwirtschaftliche Gebäude wird
keine Hauszinssteuer gezahlt . (Zuruf : Das schlägt
nicht an !) Gut , dann lassen Sie sie doch auch
hier frei . — Ich bedaure weiter , datz ich jetzt
auch noch erklären mutz, wie das Verhältnis ist
in der Besteuerung des Gewerbes . Auch dort habe
ich 10 Betriebe genommen . Dort ist es so, datz
bei diesen Betrieben , die mir genannt sind, das
Gewerbe in Oldenburg 43 o/o des Satzes in den
preußischen Gemeinden zahlt . Das mutz betont
werden , wenn man in Versammlungen sagt , der
Landtag wolle die Städte belasten . Ich weise das,
ganz entschieden zurück. Ich habe dies bisher in
öffentlichen Versammlungen noch nicht gesagt , auch
nicht im Landtage , aber Sie zwingen mich zu
der Erklärung.

Sie haben die Uebersicht erhalten , wie es ist
mit den Reichsüberweisungssteuern und der Not
der Städte . Ich habe veranlaßt , datz uns diese
Uebersicht gegeben ist. Ich bitte , diese Zahlen
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zu vergleichen . Es kommt darauf an , festzustellen,
was die Gemeinde übrig behält aus den Ueber-
roeisungssteuern , denn danach richtet es sich, was
sie selbst aufbringen mutz . Wenn Sie sich da
zunächst die Zahlen der Stadt Oldenburg an-
sehen , so behält Oldenburg , wenn es die Volks-
schullehrerbesoldungen voll und ganz erledigt hat,
aus den Reichsüberweisungssteuern für andere
Zwecke 1286 455 Mark über . Oldenburg bringt
selbst auf 1205 000 Mark , also nicht den Betrag,
den Oldenburg aus Reichsüberweisungssteuern er¬
hält . Sehen Sie sich die Landgemeinden an . (Zu¬
ruf Abg . Rieb erg:  Es fehlen Wegeumlagen,
Stratzenumlagen , Kanalabgaben usw . !) Nein , es
ist genau alles drin . Meine Herren , die Wahr¬
heit mutz gesagt werden . (Zuruf Abg . Röder:
Zn Ihrem Sinne !) Widerlegen Sie diese Zahlen,
die sind vom Staatsministerium gegeben worden.
Ich nehme an , daß das Ministerium uns keine
unrichtigen Zahlen gibt . — Bei den Landgemeinden
kommt es ganz anders . Nehmen wir meine Ge¬
meinde , die Gemeinde Wardenburg . Wir be¬
halten über 7982 Mark und haben selbst auf¬
zubringen 60 740 Mark . Wenn Sie sich diese
Zahlen ansehen , dann müssen die Landgemeinden
durchweg das 8fache des Betrages aufbringen , was
sie aus Reichsüberweisungssteuern übrig behalten.
(Zuruf : Weil man keine Einkommensteuer zahlt !)
Ich bedaure autzerordentlich , datz die Landwirt¬
schaft keine Einkommensteuer zu zahlen hat . (Zu¬
rufe .) Ich bedaure aber auch autzerordentlich , datz
man gestern noch in Berlin den Beschlutz gefaßt
hat , der Landwirtschaft nicht zu helfen . Man hat
alle Anträge abgelehnt . Die Erhöhung des Ge-
frierfleischkontignents ist nichts anderes als eine
Ablehnung der Hilfe . Zunächst soll man der Land¬
wirtschaft Helsen , dann kann sie auch Einkommen¬
steuer zahlen . Wenn wir wieder Einkommensteuer
zahlen können , dann verzichten wir auf diese Hilfe.
So liegt die Sache . Ich bitte , diese Uebersicht
zu vergleichen . — Auch eine andere Uebersicht
haben wir erhalten , die heute oder gestern ver¬
teilt ist , in der das nachgewiesen werden soll,
was Herr Frerichs  neulich gesagt hat . Ich
habe schon damals gesagt , datz die Zahlen nicht
richtig seien , und sie sind nicht richtig . Mir waren
die Zahlen bekannt . Zu dieser Uebersicht mutz ich
erklären : Wenn Sie Ihren Willen durchgesetzt
hätten und hätten die Lehrer zu Staatsbeamten
gemacht , dann käme das alles nicht in Frage.
Das haben wir verhindert . Es handelt sich ledig¬
lich um die Beihilfen zur Volksschullehrerbesol-
dung , die die Gemeinden erhalten . Wären die
Lehrer Staatsbeamte , dann könnten Sie mit der
Uebersicht nichts beweisen . Wir wollen annehmen,
das wäre so, dann erhielten die Gemeinden über¬
haupt nichts , sie müßten ihre Steuern selbst auf¬
bringen . Ich sage also , die Belastung ist keines¬
wegs zum Nachteil der Städte und vor allen

Dingen nicht zum Nachteil der Steuerzahler in
den Städten . Wir haben in den Städten , und
das betone ich ausdrücklich für die notleidenden
Städte , das Besteuerungsrecht nicht gegeben , was
wir den Landgemeinden gegeben haben . Ich
möchte Sie warnen , in Zukunft derartige Behaup¬
tungen öffentlich auszustellen . Ich bedaure noch¬
mals , datz wir gezwungen sind , eine solche Er¬
klärung abgeben zu müssen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Alb er s.

Abg . Albers : Meine Herren ! Ich hatte eigent¬
lich angenommen , datz zur zweiten Lesung allge¬
meine Ausführungen nicht mehr gemacht werden
würden , aber da das nun geschehen ist, wird es
wohl notwendig sein , datz auch von unserer Seite
noch einmal kurz auf das eingegangen wird , was
hier eben gesagt worden ist . Daß ' die Belastung
der Landwirtschaft , Herr Abg . Dannemann,
in Oldenburg zum mindesten nicht geringer ist, als
im benachbarten Preußen , ist hier kürzlich schon
gelegentlich der Beratung des Voranschlags für
den Landesteil Oldenburg durch Herrn Abg.
Schmidt  an einzelnen Beispielen dargelegt wor¬
den . Ich nehme an , daß die Regierung , wenn
sie heute nicht in der Lage ist, auf diese Einzel¬
heiten einzugehen , der Empfehlung des Abg . Dan¬
nemann  folgt und im nächsten Jahre einmal
genau im einzelnen berichtet , was denn nun daran
ist. Es hat keinen Zweck, daß die eine oder andere
Seite hier mit Nachweisungen kommt , sondern es
kommt darauf an , datz man das Material ein¬
mal einwandfrei ganz klar und objektiv vor sich
hat , um auf die Art und Weise zu einem ge¬
rechten Urteil zu kommen . — Wenn aber Herr
Abg . Dannemann  sagt , datz die Erhöhung der
Steuern für die Landwirtschaft in der Hauptsache
mit auf die erhöhte Realbesteuerung zurückzuführen
sei und datz wiederum bei der Realbesteuerung
der Umstand für die Landwirtschaft ungünstig sei,
daß Grund - und Gebäudesteuer nicht in gleichem
Matze herangezogen würden , dann mutz ich dar¬
auf doch sagen , Herr Abg . Dannemann:  ob
Sie auf dem Lande auch 300 °/o Gebäudesteuer
heben oder nicht , das macht wohl für die Höhe
die Belastung nicht viel aus . Wenn Sie 300 o/«
Grundsteuer heben und 300o/o Eebäudesteuer dazu,
dann bleibt Ihre Belastung mehr oder weniger
dieselbe . (Zwischenruf des Abg . Dannemann .)
Das hindert nicht , daß das , was ich gesagt habe,
richtig sein wird , die effektive Last bleibt durch¬
weg dieselbe . — Die Hauszinssteuer wird in Olden¬
burg noch von einem Teil der Landwirtschaft ge¬
hoben ; das ist richtig . In Preußen existiert sie
nicht für die Landwirtschaft . Inwieweit ein Aus¬
gleich vorhanden ist, mutz sich zeigen , wenn die
Feststellung von der Regierung demnächst hier vor¬
liegt . Aber eins möchte ich doch noch Herrn Abg.
Dannemann  entgegenhalten , wenn gerade er
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von der starken Belastung des Landes spricht.
Die Tatsache , daß es eine Reihe von Gemeinden
auf dem Lande gibt , die nicht annähernd ihre
Steuermöglichkeiten voll ausschöpfen und demgegen¬
über die Tatsache , daß es eine Reihe von Städten
und Gemeinden gibt , die, trotzdem sie schon alle
möglichen und unmöglichen Steuern haben , es nicht
vermögen , ihren Voranschlag in Ordnung zu
bringen , diese Tatsachen geben doch zu denken.
(Zwischenrufe .) Herr Abg . Meyer (Holte ) sagt,
daß diese Gemeinden zuviel Ausgaben machen. Ich
hätte angenommen , daß es bei kleinem im Land¬
tage keinen Abgeordneten mehr gebe, der noch
derartige Bemerkungen machen würde . Ich halte
Herrn Abg . Meyer  für zu klug, als daß er
nicht weiß, daß der größte Prozentsatz aller Aus¬
gaben zwangsläufig ist, und wenn Sie wirklich
glauben , daß noch zu viel ausgegeben wird , so
hatten Sie die Möglichkeit , die Voranschläge der
Pleite -Gemeinden durchzugehen. Dann hätten Sie
sagen können, wo gespart werden kann. Die Regie¬
rung hat sich bemüht , mit den Amtsverbandsvor-
sitzenden usw., die Ausgaben dieser Gemeinden zu
drosseln, wo es möglich sei, und das ist geschehen.
Dann immer noch diese Bemerkung zu machen, es
ist noch manches einzusparen , das scheint mir nicht
ganz richtig zu sein. (Zwischenruf Abg . Meyer
fHoltej : Lesen Sie den Bericht der Otadt Olden¬
burg !) In die Notlage werden Sie in Damme
nicht kommen wie in Oldenburg , und im übrigen
wissen wir nicht, wie sich die Finanzlage der Stadt
Oldenburg noch weiter entwickelt, wenn die Ver¬
hältnisse so fortdauern . Aus bestimmten Gründen
möchte ich hier darüber weitere Ausführungen nicht
machen. Im übrigen geben wir zu, daß die Stadt
infolge der hohen Steuerüberweisungen manches
voraus hat , aber wir wollen auch immer berück¬
sichtigen, daß sie auch große Lasten zu tragen hat,
wie sie andere Gemeinden nicht zu tragen haben.
(Abg . Jacobs:  Für das Land mit !) Auch für
das Land mit , Herr Abg . Jacobs,  das ist
richtig.

Meine Herren , wir haben uns für den An¬
trag 3 erklärt deswegen , weil zunächst diese Aende-
rung praktisch keine große Bedeutung hat . Zum
andern ist aber zu bedenken, daß , wenn man die
Bestimmung so bestehen läßt , wie sie in der
ersten Lesung von der Mehrheit angenommen ist,
ein Besitzer mit einem großen Komplex Land un-
vMhältnismäßig stark zu diesen Lasten heran¬
gezogen werden würde , und zum andern es sich
durchweg um Aufwendungen handelt , die dem
Hausbesitz zu gute kommen. Deswegen glaube ich,
daß wir dem Anträge 3 zustimmen können.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Röder.
Abg . Röder : Meine Herren ! Aus die Aus¬

führungen des Herrn Abg . Dannemann.  der
heute morgen sofort schon das Streitroß besteigt,

um einen Angriff gegen das Gewerbe zu unter¬
nehmen — er nennt es Gewerbe , indem er den
Hausbesitz meint —, möchte ich sagen, daß hier
bei diesem Punkte der Hausbesitz in Frage kommt,
den Sie , Herr Abg . Dannemann,  mit neuen
Steuern belasten wollen . (Zwischenruf Abg . Dan¬
nemann:  Ich denke nicht daran !) Herr Abg.
Dannemann  fordert die Regierung auf , im
nächsten Jahr mit einer Vorlage zu kommen, durch
die dem Gewerbe und dem Hausbesitz neue Steuern
aufgebürdet werden sollen. Im Namen des Ge¬
werbes und des Hausbesitzes weise ich diese Auf¬
forderung des Herrn Abg . Dannemann  ganz
energisch zurück. Herr Abg . Dannemann
meinte , daß er diese Erklärung abgeben müsse,
weil in einer Versammlung gesagt worden ist, daß
der städtische Hausbesitz es ablehnen müsse, weitere
Ausgaben aus sich zu nehmen . Wir vom städti¬
schen Hausbesitz und vom Gewerbe wehren uns
grundsätzlich gegen jede Mehrbelastung durch Real¬
steuern. Ebenso wie Herr Abg . Dannemann
es für die Landwirtschaft ablehnt , neue Steuern
auf sich zu nehmen , ebenso müssen wir vom städti¬
schen Hausbesitz — und auch der Hausbesitz des
Landes kommt dabei in Frage — uns dagegen
wehren . Diese Aufforderung an die Regierung,
neue Steuern aus dem Gewerbe und aus dem
Hausbesitz herauszuholen , klingt eigenartig aus
dem Munde eines Vertreters der Rechtsparteien,
die doch auch auf dem Standpunkt stehen, daß neue
Steuern aus der Wirtschaft nicht herausgeholt
werden können. Wenn Sie diesen Weg weiter
verfolgen und wenn Ihre Fraktion Ihnen darin
folgt , wer ist der lachende Dritte dabei ? Daß
Ihre Fraktion in ihrer Gesamtheit diesen Weg
mitmacht , das bezweifle ich.

Ich möchte auf die Ausführungen , wie Ge¬
werbe und Hausbesitz und die Landwirtschaft be¬
lastet sind, nicht eingehen , aber wie sehr der
Hausbesitz und das Gewerbe belastet sind, das
ist hier schon im vorigen Herbst genügend ge¬
sagt worden , und ich bedaure , daß Herr Abg.
Dannemann  ein so kurzes Gedächtnis hat und
das schon wieder vergessen hat . Sogar der Herr
Abg . Frerichs  hat gesagt , daß der Antrag 3
eine neue Belastung des Hausbesitzes mit sich
bringt , und da wir gegen jede weitere Belastung
des Hausbesitzes sind, lehnen wir den Antrag 3 ab.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre¬
richs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich hatte auch
mit dem Herrn Abg . Alb ers angenommen , daß
allgemeine Ausführungen bei der zweiten Lesung
nicht üblich seien, da aber Herr Abg . Danne¬
mann  doch anscheinend geglaubt hat , heiligste
Verpflichtungen erfüllen zu müssen, mögen auch
mir noch einige Worte gestattet sein. Wenn man
die Ausführungen des Herrn Abg . Dannemann



gehört hat , könnte man fast meinen, die Götter¬
dämmerung bräche an . Ich glaube aber , daß
die feindlichen Brüder , die sich heute in den Haaren
liegen, sich bald wieder zusammensinden werden
zu löblichem Tun , und ich wurde , als ich die
Ausführungen des Herrn Abg . Dannemann
hörte , an die Worte Heinrich Heines erinnert :-
„Doch der eine litt es nie, daß der andere für
ihn zahlte ; zahlten darum beide nie" . Es war
mir auch sehr interessant , von Herrn Abg . Dan¬
nemann  zu Hören, daß es einmal eine Zeit ge¬
geben habe , wo es der Landwirtschaft gut ge¬
gangen ist. (Heiterkeit .) Solange ich im Land¬
tag bin, haben wir nur Klagelieder gehört , selbst
in einer Zeit , wo man im allgemeinen im Ver¬
gleich mit der städtischen Bevölkerung feststellen
konnte, daß es der Landwirtschaft wirklich gut ging
und wo wir z. B . feststellen konnten, daß die
Grundsteuer nur einige Pfund Butter betrug . Aber
immerhin , es wird heute mindestens zugegeben,
daß es einmal eine Zeit gegeben hat , wo es der
Landwirtschaft gut gegangen ist, und ich glaube,
die Herren von der Landwirtschaft sollten sich nicht
wundern , wenn man all ihre Klagen mit einiger
Skepsis begegnet.

Herr Abg . Dannemann  hat auch Vergleiche
gezogen zwischen der Landwirtschaft in Hannover
und in Oldenburg . In der letzten Sitzung hat
Herr Abg . Dannemann  mir den Vorwurf
gemacht, daß ich nicht im Ausschuß mein Zahlen¬
material vorgetragen hätte . Ich darf Herrn Abg.
Dannemann  diesen Vorwurf heute zurückgeben.
Ich glaube auch, daß in dem Bericht der Herbst¬
tagung des Jahres 1927 ein solcher Vergleich schon
enthalten ist. Es sind, wenn ich mich recht er¬
innere , mehrere Höfe in der Nähe der Grenze
im Bezirk Osnabrück mit einigen Höfen in Olden¬
burg verglichen worden . Der Vergleich ist so
ausgefallen , daß die steuerliche Belastung sich etwa
als die gleiche bei den preußischen und olden-
burgischen Höfen erheben hat . Ich habe nichts
dagegen , wenn das Staatsministerium weitere
Vergleiche aufstellen will . Wir werden dann
hören , wie es in Wirklichkeit aussieht . Wenn man
solche Behauptungen aufsiellt , kann man mit
Zahlenmaterial mancherlei beweisen, es kommt
immer darauf an , wie man es zur Anwendung
bringt.

Herr Abg . Dannemann  hat neben seinem
Material auch Bezug genommen auf die Ueber-
sicht, die er neuerdings wieder veranlaßt hat , und
gesagt , daß er in der vorigen Plenarsitzung schon
erklärt habe , die Zahlen , die ich angebe , wären
falsch. Ich will nur darauf Hinweisen, daß Herr
Abg . Dannemann  mit seiner Uebersicht nichts
mehr und nichts weniger beweist, als was ich
schon bewiesen habe , nämlich , daß in den länd¬
lichen Bezirken so gut wie keine Einkommensteuer
gehoben wird . Aber wenn er glaubt , daß wir
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dann einer Meinung sind, so irrt er sich. Wir
glauben nicht so ohne weiteres , daß dieses Sinken
der Einkommensteuer auch einem wirklichen Sinken
des Einkommens entspricht. Sie haben sich dahin
ausgesprochen , daß es ein Spektakel sei, daß
Leute , die früher das größte Einkommen hatten,
heute keine Einkommensteuer mehr zahlen . (Abg.
Dannemann  widerspricht .) Das haben Sie
doch gesagt . (Abg . Dannemann  ruft : Stimmt
nicht!) Das ist von Vertretern Ihrer Partei ge¬
sagt worden , und man kommt nicht damit zurecht,
daß man sich jetzt einfach sagt , das ist in Berlin
gemacht worden und wir haben nichts damit zu
tun . (Abg . Röver:  Hört , hört ! Auf einmal
eine andere Meinung !) Ach, was verstehen Sie
davon ? (Heiterkeit .) Meine Herren , an sich be¬
weist Herr Abg . Dannemann  ja nur , daß
nur wenig Einkommensteuer in den ländlichen Be¬
zirken ausgebracht wird . Ich habe schon in der
letzten Sitzung gesagt , wenn man der Anregung
des Herrn Abg . Dannemann  folgen will , näm¬
lich die Volksschullehrergehälter ganz und gar aus
der Staatskasse zu zahlen und die Verteilung der
Einkommensteuer anders zu regeln , daß man dann
auch an die Schaffung eines sozialen Ausgleichs¬
stocks denken muß . Ich will aber noch darauf Hin¬
weisen, daß in der Uebersicht, die auf meine An¬
regung vom Staatsministerium gestern vorgelegt
worden ist, insofern das richtige nicht getroffen
und erreicht wird — wenn Sie das umstrittene
Prozentverhältnis zwischen den Gemeinden ver¬
gleichen wollen —, als in den Einkommen - und
Körperschaftssteueranteilen der Gemeinden auch die
Anteile enthalten sind, die in den Ausgleichsstock
fließen , das heißt , die Anteile der Gemeinden an
den Summen über 2,4 Milliarden hinaus und
ferner auch die Ergänzungsanteile nach § 35 des
Reichsfinanzausgleichsgesetzes . Meine Herren,
eigentlich sind diese Summen in den Gemeinden
nicht aufgebracht , sie kommen mehr ein, und sie
müßten eigentlich nicht in den Ausgleichsstock, son¬
dern den Gemeinden zufließen . Aber selbst, wenn
man diese Verrechnung gelten lassen will , so ist
besonders zu beachten, daß die Zuteilung der Ein¬
kommen- und Körperschaftssteuer nach dem achten
Schlüssel erfolgt ist, der auf Grund des Rech¬
nungsergebnisses des Jahres 1927 festgestellt ist,
und daß daher in dieser Aufstellung der starke
Rückgang der ländlichen Einkommensteuer nicht zu
Raum kommt. Dieser Umstand ist ausschlag¬
gebend , und wenn er wirklich in dieser Aufstellung
zu Raum käme, dann würde , glaube ich, das
von mir in der letzten Sitzung angedeutete Pro¬
zentverhältnis zwischen den einzelnen Gemeinden
erreicht, vielleicht noch übertroffen werden . So¬
viel steht für mich fest, wenn wir später noch
einmal diesen Vergleich ziehen, auf der Grund¬
lage des tatsächlichen „Ist " dieses Jahres , das
heißt , aus Grund des für dieses Rechnungsjahr
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festzustellenden Schlüssels , werden wir zu ganz
anderen Prozentverhältnissen zwischen den Ge¬
meinden kommen als heute , und ich glaube , dann
wird man hinsichtlich des ganzen Finanzausgleichs
zu einer anderen Auffassung kommen müssen. —
Ich will zunächst weitere Ausführungen nicht
machen; ich werde mir das bei den einzelnen An¬
trägen Vorbehalten.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. D an ne¬
in ann.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Ganz kurz
zu den Ausführungen des Herrn Röder.  Wie
Herr Abg . Röder  aus meinen Ausführungen
heraushören konnte, daß ich die Absicht habe,
höhere Steuern zu bewilligen , ist mir unverständ¬
lich. Ich habe nichts anderes gesagt , als daß
das Verhältnis der Besteuerung Zwischen Landwirt¬
schaft und Gewerbe nicht richtig ist. (Abg . Röder:
Und was bedeutet das für uns ?) Wer sind Sie
denn ? Vertreter des Haus - und Grundbesitzes?
(Zwischenrufe des Abg . Röder .) Mit Herrn
Röder  kann man über solche Sachen nicht
sprechen. Ich habe daraus hingewiesen, daß
Oldenburg das einzige Land ist, das einen Unter¬
schied macht zwischen Haus - und Grundbesitz , und
deshalb muß ich verlangen , daß diese Ungerechtig¬
keit beseitigt wird . Sie werden mich immer auf
Ihrer Seite finden , wenn es gilt , dafür zu sorgen,
daß es keine höheren Steuern gibt . Wenn Sie
aber glauben , Steuergesetze machen zu können, wie
Sie es für richtig halten , ohne Rücksicht zu nehmen
auf andere Parteien , dann werden Sie in Zukunft
mit den Sozialdemokraten die Steuergesetze machen
können. Ich nehme an , daß Sie das im nächsten
Jahre im Landtag noch mal begreifen werden.
Sie freuen sich darüber , Herr Frerichs,  das
weiß ich, Sie würden so ungeschickt wie Herr Abg.
Röder  nicht gehandelt haben.

Ich will den Ortsgenossenschaften das Recht
geben, die Zuschläge zur Gebäudesteuer auf 200 »/»
zu bringen , weil es zur Grundsteuer nicht nur
schon 300 v'n sind, sondern vielleicht schon 400 bis
500 ; denn die Wegesteuer und Wegeumlage be¬
steht noch nebenher . So haben wir in vielen
Gemeinden sestzustellen, daß tatsächlich 500 »/o zur
Grundsteuer und nur 120 —150 °/o zur Gebaude-
steuer gehoben werden . (Zuruf Abg . Röder:
700 «ü zur Eebäudesteuer !) Das ist gesetzlich, ja
gar nicht zulässig. Ich will also diese Ungerechtig¬
keit beseitigen und unter keinen Umständen höhere
Steuern bewilligen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Növer.
Abg . Rover : Ich möchte Herrn Abg . Danne-

mann  zunächst einmal sagen, wenn er die Un¬
gerechtigkeit ausgleichen möchte, so müssen wir zu¬
nächst einmal wissen, daß Sie einen Finanzausgleich
nicht stattfinden lassen können, weil zum Ausgleich

nichts mehr da ist. (Zwischenruf Abg . Röder:
Das will er auf unsere Rosten herausholen !)

Herr Abg . Frerichs,  das ist gleich, ob es
der Landwirtschaft einmal gut oder schlecht ge¬
gangen ist, eins steht fest, heute geht es ihr
schlecht, seit Annahme der Gesetze von 1924 und
das ist der Grund allen Hebels . Wenn Sie nun
noch glauben , daß von der Landwirtschaft etwas
zu nehmen ist oder von anderen etwas zu nehmen
ist, dann ist das nichts als eine Finte , daß hier
geredet werden muß . Solange Sie nicht an die
Ursachen Herangehen , stellen wir fest, daß durch
neue Steuern der Wirtschaft nicht geholfen werden
kann. Aus diesem Grunde lehnen wir die ganze
Geschichte ab . (Zuruf Abg . Raper:  Einfache
Geschichte!) Gott sei Dank.

Präsident: Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Meine Herren ! Wie
Herr Abg . Frerichs  eben richtig ausgeführt hat,
haben wir uns tatsächlich im Herbst 1927 ein¬
gehend im Landtag mit der Frage befaßt , wie
die Besteuerung hier in Oldenburg und in Preußen
ist. Damals hat der Landtag festgestellt, daß
die Grundsteuer plus Hauszinssteuer mit Preußen
gleich ist. In dem Ausschußprotokoll heißt es:

„Dieser Vergleich ergibt , daß in dem ge¬
nannten Vergleichsbezirke die oldenburgische Ge¬
samtgrundsteuerbelastung etwas unter der preu¬
ßischen liegt , und daß etwa ein Ausgleich ein-
tritt , wenn für Oldenburg die in Preußen nicht
bestehende Belastung durch die Steuer vom be¬
bauten Grundbesitz hinzugerechnet wird ."

Meine Herren , diese Feststellungen hat Herr
Abg . Meyer (Holte ) allerdings in der Herbst¬
tagung 1927 in etwas abgeschwächt, indem er aus¬
geführt hat : „Bei dieser Prüfung hat sich heraus¬
gestellt, daß die Grundsteuer im wesentlichen
in Preußen und Oldenburg im gleichen Ver¬
hältnis die Landwirtschaft belastet " usw. Es
ist so, daß die Hauszinssteuer unsere Landwirt¬
schaft im Verhältnis zu Preußen mehr belastet.
(Zwischenruf : Richtig !) Aber die Erundsteuer-
belastung ist in Preußen wie Oldenburg die
gleiche. Es wirkt die Hauszinssteuer bei weitem
nicht so, wie es Herr Abg . Dannemann  ge¬
schildert hat . (Abg . Dannemann:  Jetzt !) Die
Hauszinssteuer ist seit dem Herbst 1927 nicht er¬
höht worden . Sie kann nicht so wirken, Herr
Abg . Dannemann,  wie Sie sagen, aber Ihre
Zahlen geben der Staatsregierung Veranlassung,
in objektiver Weise der Sache nochmals auf den
Grund zu gehen. Die Staatsregierung hat wirk¬
lich keine Veranlassung , irgendeinen Stand hier
theoretisch stärker zu belasten im Verhältnis zu
Preußen , als wie es tatsächlich der Fall ist.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Fre¬
richs.
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Abg .Frerichs : Nur ein paar Worte . Die
Ausführungen des Herrn Finanzministers wären
beinahe geeignet , mich mit manchem auszusöhnen,
was mir in letzter Zeit nicht gefallen hat . Aber
es ist doch zu sagen, daß in den Städten auch
in erheblichem Matze Hauszinssteuer gezahlt wird.
(Abg . Röder:  Aber nicht zu knapp !) Wenn
ferner von Herrn Abg . Röver  mir der Vor¬
wurf gemacht wird , datz ich hier mit leeren Redens¬
arten arbeite , dann beuge ich vor diesen Aus¬
führungen in Demut mein Haupt . (Heiterkeit . —
Abg . Röver:  Sie haben die Landwirtschaft ver¬
raten und verkauft seit 1924 ! — Glocke des Prä¬
sidenten. — Präsident:  Ich bitte , beleidigende
Aeutzerungen zu unterlassen !)

Präsident: Es liegen keine Wortmeldungen
mehr vor , wir kommen zur Abstimmung . Ich
lasse jetzt zuerst über den Antrag 3 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht. — Ich danke. Ich bitte
um die Gegenprobe . — Geschieht. — Der An¬
trag ist mit 22 gegen 20 Stimmen angenommen.
(Abg . Dannemann  ruft : Bravo !) Damit ist
der Antrag 2 erledigt.

Zu Ziffer 9 des Gesetzentwurfs hat der Abg.
Dannemann  Wiederherstellung und Annahme
des Antrages Nr . 12 des Berichtes 1. Lesung
beantragt.

Der Antrag 12 erster Lesung lautet:
Annahme der Ziffer 9 des Gesetzentwurfs
unter Streichung des letzten Satzes.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 4:

Annahme des Antrages des Abg . Dan¬
nemann  auf Wiederherstellung und An¬
nahme des Antrages Nr . 12 des Aus¬
schutzberichtes erster Lesung.

Für den Fall der Ablehnung des Antrages
Nr . 4 stellt eine Mehrheit des Ausschusses den
Antrag 5:

Aufhebung des in erster Lesung des Ge¬
setzentwurfs angenommenen Antrages Nr . 13
und Annahme der Ziffer 9 des Gesetzent¬
wurfs mit folgender .Aenderung : „Dem
§ 17 Abs. 1, in der Fassung des Gesetz¬
entwurfs wird folgender Satz nachgefügt:
„In der Berechnung nicht mit anzusetzen
sind die Beträge der Grund - und Gebäude-
steuer solcher Grundstücke und Gebäude , deren
Erträge nach dem Reichseinkommen- und
Lörperschaftssteuergesetz gesetzlich der Be¬
steuerung nicht unterliegen ."

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 4
und 5 und gebe das Wort Herrn Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich darf
namens meiner Fraktion erklären , datz wir den
Antrag 4 ablehnen . Wir halten die vom Mini¬
sterium im Gesetzentwurf vorgeschlagene Regelung
für richtig, denn es mutz danach getrachtet werden,
datz mindestens die Landgemeinden , in denen die
Einkommensteuer so stark gesunken ist, teilweise an
den Amtsverbandsumlagen beteiligt werden . In
dem Anträge 5 will man ganz bestimmten Ver¬
hältnissen Rechnung tragen . Herr Dannemann
wird gleich ausstehen und eine Rede darüber halten,
welche ungeheure Ungerechtigkeit darin liegt , wenn
man den Antrag 5 nicht annimmt . Meine Herren!
So voll und ganz bin ich davon noch nicht über¬
zeugt . Es klingt ganz bestechend, wenn man sagt,
datz man bei den Gemeinden , die größere Grund¬
stücke der Gemeinden oder des Staates in ihrem Be¬
reich haben , die zur Einkommensteuer nicht heran¬
gezogen sind, nachher bei dem 1Wachen in der
Grundsteuer diese Grundstücke nicht in Anrechnung
bringen darf . Das klingt bestechend, aber wie
ist es in Wirklichkeit? Stellen wir uns zwei Ge¬
meinden vor . In der einen Gemeinde sind
größere Liegenschaften des Staates , sagen wir
Forsten , in der anderen sind lediglich private
Grundbesitze, die allerdings ja heute , soweit länd¬
liche Gemeinden in Frage kommen, nur wenig
Einkommensteuer zahlen . Dann ist es so, datz in
der einen Gemeinde die staatlichen Liegenschaften,
wenn auch für sie keine Einkommensteuer bezahlt
wird , insofern sich für die Gemeinde günstiger
auswirken , datz für sie Grundsteuer und Eebäude-
steuer entrichtet wird , die jedoch bei der Ver¬
teilung der Amtsverbandslasten unbeachtet bleibt.
Daß das Unrecht, das Herr Dannemann  uns
schildern will , so überaus groß ist, wenn es bei
dem alten Vorschlag des Ministeriums bleibt,
vermag ich nicht einzusehen. Das klingt zwar
Zunächst so und sieht so aus , aber ich kann mir
denken, daß unter Umständen eine solche Gemeinde
durch die Fassung des Antrages 5 gegenüber einer
anderen Gemeinde noch wesentlich begünstigt werden
kann.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Danne-
m a n n.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Herr Abg.
Frerichs  hat recht, ich werde ihm beweisen, datz
das , was wir im Antrag 5 wollen , durchaus
sein mutz. Meine Herren ! Es handelt sich um
die Gesamtsteuer . Nach dem Gesetz soll als Ee-
samtsteuer der Teil der Einkommensteuer und Lör-
perschaftssteuer gelten , der das 1Wache der Grund¬
steuer ausmacht . Nun ist es selbstverständlich,
wenn in einer Gemeinde Besitzungen liegen öder
irgendwelche Betriebe vorhanden sind, die nach
dem Reichseinkommen und Lörperschaftssteuergesetz
zur Steuer nicht herangezogen werden , man sie
dann auch zu diesem Drittel bei der Grund - und
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Gebäudesteuer nicht heranziehen kann. Nach dem
Reichseinkommen- und Körperschaftssteuergesetz ist
es so, daß alle Betriebe , die im Eigentum des
Reiches, der Länder und Gemeinden sind, zur Ein¬
kommensteuer nicht herangezogen Werden. Ich
nehme z. B . den Fischteichbetrieb in Ahlhorn , den
wir uns angesehen haben . Er liegt in der Ge¬
meinde Großenkneten . Der ganze Betrieb hat
natürlich eine Grund - und Eebäudesteuer , aber
nach dem Einkommengesetz wird für diesen Betrieb
eine Einkommensteuer nicht gezahlt . Das hat
natürlich zur Folge , daß der Teil , der auf die
Gemeinde Großenkneten als Einkommensteuer ent¬
fällt , um diesen Betrag niedriger ist. Nun wird
die Gemeinde zu den Amtsverbandsumlagsn heran¬
gezogen und da wird gefordert , daß die Ein¬
kommensteuer mindestens das 1Mache der Grund-
und Eebäudesteuer sein soll, also zählt die Erund-
und Gebäudesteuer mit , die auf diesen Betrieb
entfällt . Das ist eine Ungerechtigkeit sondergleichen.
Wenn die Gemeinde vom Reich für diesen Betrieb
keine Einkommensteuer erhält , weil er nach den
gesetzlichen Bestimmungen nicht herangezogen wird,
dann darf man auch nicht sagen, das 1Mache der
Grund - und Eebäudesteuer dieses Betriebes soll
mit angerechnet werden . Das ist ein Unrecht son¬
dergleichen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Wenn auch zugegeben werden
muß , daß die Einkommensteuer in den Land¬
gemeinden zurückgegangen ist, so darf man noch
nicht dazu 'übergehen , als Maßstäb für die Um¬
lage der Amtsverbände die Grundsteuer einzu¬
führen . Ich kann mich dazu aus grundsätzlichen
Bedenken nicht entschließen. Ich hätte verstanden,
wenn man einen Durchschnittssatz der letzten,
5 Jahre zugrunde gelegt hätte , dagegen hätte
sich meines Erachtens nichts einwenden lassen,
aber man kann nicht sagen, wir wollen als Maß¬
stab die Einkommensteuer ausscheiden und wollen
auch dort die Realsteuer zugrunde legen . Das
ist ein falscher Weg . Darum kann ich, wenn An¬
trag 4 abgelehnt wird , dem Gesetz nicht zu¬
stimmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Alb er s.
Abg . Albers : Meine Herren ! Dieser Finanz¬

ausgleich wird zunächst einmal für ein Jahr
gelten . Was in Zukunft werden wird , muß sich
finden . Das ist gegenüber Herrn Meyer (Holte)
zu sagen. Im übrigen , das muß ich zugeben , ent¬
spricht die von der Regierung vorgeschlagene Rege¬
lung in grundsätzlicher Beziehung einer gewissen
Billigkeit . Weiter will ich sagen, daß diese
Bestimmung praktisch im Augenblick wenig zu be¬
deuten hat . Sie ist als ein Weg gedacht für den
Fall , daß die Einkommensteuer noch mehr herab¬

sinkt. Im übrigen glaube ich, eins sagen zu
müssen, was nicht in Betracht gezogen ist, und
das ist das , daß Gemeinden , die etwa betroffen
werden durch eine solche Bestimmung , ich sagte
schon, daß das wenig der Fall sein wird , doch
zum Teil in den Zuschüssen zur Volksschullehrer-
besoldung einen Ausgleich haben . Das ist auch
ein Grund , der dafür spricht, daß man einer
solchen Bestimmung zustimmen kann. Was dann
die Ausführungen angeht , die Herr Frerichs
zum Antrag 5 gemacht hat , so darf ich mich auf
die eingehenden Darlegungen des Herrn Dan¬
dern ann  beziehen . Wir stimmen dem An¬
trag 5 zu.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Lah¬
or ann.

Abg . Lahmaim : Der Herr Abg . Meyer
(Holte ) hat gesagt , man kann zugeben , daß in den
Landgemeinden die Einkommensteuer sinkt. Nein,
man muß das zugeben , es ist so. Die Zahlen
liegen vor . Herr Dannemann  hat heute
morgen mit sehr vielen Zahlen operiert , die man
nicht nachprüfen kann. Man kann nicht Nach¬
weisen, was Sie alles in die Belastung hineinge¬
nommen haben . Ich kann zu diesem Punkt wegen
Einbeziehung der Grundsteuer ein Beispiel aus
einem Amtsverband geben mit sehr vielen Ge¬
meinden , in denen die Landgemeinden , wie auch
ja von Ihrer Seite zugegeben wird , ihre Steuer¬
quellen längst nicht ausschöpsen, m denen ferner
die Landgemeinden einen Kassebehalt Haben teil¬
weise von 10V 000 Mark , wie nachgeprüft ist durch
das Ministerium , wo solche Landgemeinden noch
Zuschüsse zu den Volksschullehrerbesoldungen be¬
kommen, aber fast keine Einkommensteuer auf-
bringen . In einem solchen Amtsverbande müssen
eine Stadtgemeinde und eine Jndustriegemeinde
über die Hälfte der Amtsverbandslasten tragen.
Wenn Sie das gutheißen können und eins steuer¬
liche Gerechtigkeit nennen , dann müssen wir Sie
darauf aufmerksam machen, daß das für die Zu¬
kunft bei unseren Abstimmungen ganz wesentlich
ins Gewicht fallen kann.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Fre¬
richs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich will dar¬
über nicht streiten, ob nach den Ausführungen des
Herrn Meyer (Holte ) eine Kann - oder Muß-
Bestimmung hinein muß . Die Zahlen , die uns
Vorgelegen haben , reden eine sehr deutliche Sprache.
Wenn Herr Meyer (Holte ) davon spricht, daß
er grundsätzlich der Regelung , die die Regierung
vorgeschlagen hat , nicht zustimmen kann, so meine
ich, grundsätzlich richtig ist das , was uns zur
steuerlichen Gerechtigkeit führt , sonst sind die grund¬
sätzlichen Bedenken nur fiktiv , die man vorschützt,
um nicht zahlen zu wollen . Mich braucht die
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ganze Frage nicht zu sehr berühren . Herr Dan-
nemann  hätte recht , wenn wir normale Ein¬
kommensteuerverhältnisse hätten . Es kann so laufen,
daß im nächsten Jahre schon Gemeinden kommen
werden , die sich über die Begünstigung anderer
Gemeinden beklagen . (Zwischenrufe .) Warten
Sie ab , ich glaube , wir werden im nächsten Jahre
mit Eingaben bedacht werden , wonach dieser Zu¬
stand , wie er jetzt herbeigesührt werden soll , sich
nicht als haltbar erweist , oder , wo mindestens doch
Beschwerden erhoben werden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Herr Lahmann  hat meinen
Satz falsch verstanden . Ich habe gesagt , wenn
man auch zugeben muß , daß im gegenwärtigen
Augenblick das Einkommen der Landgemeinden
sinkt — . Das habe ich gesagt . Ich habe weiter
ausgeführt , daß ich wohl bereit wäre , etwa als
Maßstab für die Umlage den Durchschnitt für
5 Jahre zugrunde zu legen . Daraus geht her¬
vor , daß ich nicht die Absicht habe , die Land¬
wirtschaft von der Steuer zu befreien , im Gegen¬
teil , wenn ich das wollte , müßte ich dafür ein-
treten , daß der Maßstab , wie wir ihn früher
hatten , beibehalten wird und müßte nicht sagen,
das Durchschnittseinkommen soll zugrunde gelegt
werden . Grundsätzlich habe ich gesagt , ist es be¬
denklich , die Nealsteuer auch jetzt noch zu diesem
Verteilungsmaßstab heranzuziehen . Diese grund¬
sätzlichen Bedenken halte ich aufrecht und sie sind
auch stichhaltig.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung . Wir stimmen
ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den An¬
trag 4 der Minderheit annehmen wollen , sich zu
erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . —
Der Antrag ist mit 23 gegen 19 Stimmen ab¬
gelehnt.

Ich lasse jetzt über Antrag 5 abstimmen . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist angenommen.

Zu Ziffer 10 8 20 und 20 a des Gesetz¬
entwurfs hat der Abg . Frerichs

Wiederherstellung und Annahme der An¬
träge 14 und 16 des Ausschußberichts erster
Lesung

beantragt.

Ich brauche wohl die Anträge nicht wieder
zu verlesen . Es handelt sich um die Mitberücksichti¬
gung eines Teiles der staatlichen Grundsteuer bei
der Verteilung der Zuschüsse zu den Lehrerbesol¬
dungen.

Eine Minderheit stellt dazu den Antrag 6:
Annahme des Antrages des Abg . Fre¬
richs  auf Wiederherstellung und Annahme
der in erster Lesung des Gesetzentwurfs ab¬
gelehnten Anträge Nr . 14 und 16.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 6.
Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich darf darauf
Hinweisen , daß es sich bei diesen Anträgen um
die Einbeziehung eines Teils der staatlichen Grund¬
steuer , und zwar von 30 »/o der staatlichen Grund¬
steuer bei der Verteilung der Zuschüsse zu den
Lehrerbesoldungen handelt . Wir haben diese An¬
träge wieder ausgenommen , weil wir es für einen
kleinen Schritt zur steuerlichen Gerechtigkeit an-
sehen , wenn man versucht , teilweise die Grund¬
steuer mit in Relation zu bringen . Es ist so,
daß das Sinken der Einkommensteuer in den Land¬
gemeinden sich ja immer stärker auswirkt und daß
wir nach unserer Meinung diese Entwicklung durch
die von uns vorgeschlagene Beordnung korrigieren
müssen . Die Auswirkungen in den Landgemein¬
den sind nicht überaus stark , und ich glaube , man
könnte unseren Vorschlägen folgen und die An¬
träge 14 und 16 der ersten Lesung annehmsn.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung und bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag 6 annehmen wollen,
sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht . — Das ist die Minderheit , der Antrag
ist abgelehnt.

Zu 8 20a hat der Vertreter des Staats¬
ministeriums beantragt:

Dem 8 20a wird folgende Ziffer III nach-
gesügt:

„Ziffer III . Im Landesteil Lübeck sind
aus dem Ausgleichsstock die Härten aus-
zugleichen , die in den Rechnungsjahren 1928
und 1929 durch eine Verschiebung der Ver¬
teilungsgrundlage für die Gemeindeanteile
an der Einkommen - und Körperschaftssteuer
infolge Steigerung des Rechnungsanteils
einzelner Gemeinden entstehen ; auf dis
Leistungen aus dem Ausgleichsstock nach
8 20a Ziffer 2 Id sind die Mehrbeträge,
die einzelnen Gemeinden infolge einer Ver¬
schiebung der Verteilungsgrundlage für die
Einkommen - und Körperschaftssteuer zu¬
fließen , anzurechnen ."

Die Ziffer III nach dem angenommenen
Ausschußantrage Nr . 19 wird Ziffer IV.

Der Ausschuß stellt den Antrag 7:
Annahme des unter II Ziffer 1 zu Artikel I
Ziffer 10 8 20a des Gesetzentwurfs ge¬
stellten Antrags des Vertreters des Staats¬
ministeriums.
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Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 7
und zu dem Antrag des Regierungsvertreters.

Das Wort hat Herr Abg. Frerichs.
Abg . Frerichs : Meine Herren ! Nur einiges

zur Aufklärung . Es handelt sich um folgendes : Im
Landesteil Lübeck zeigt sich eine Entwicklung , die
dahin geht , daß einzelne Gemeinden eine höhere
Einkommensteuer erzielen dadurch , daß Personen,
die in diesen Gemeinden wohnen , eine ziemlich hohe
Einkommensteuer zahlen und diese höhere Ein¬
kommensteuer hat für den Landesteil Lübeck be¬
stimmte Wirkungen . Es hat sich dadurch nämlich
eine Verminderung der Ergänzungsanteile ergeben.
Darunter leideü nun andere Gemeinden , denen
dieses höhere Steueraufkommen nicht beschieden ist.
Es sollen die entstehenden Härten ausgeglichen
werden . Es sind im Ausschuß sehr lebhafte Be¬
denken erhoben worden , ganz besonders mit dem
Hinweis darauf , daß Bestrebungen im Gange sind,
den § 35 des Reichsfinanzausgleichsgesetzes zu
ändern , und ich glaube , es ist nicht mit Unrecht
darauf hingewiesen , daß eine solche Aenderung des
8 35 , wie sie angestrebt ist, eine ganze Reihe
von Gemeinden in Bedrängnis bringen könnte,
wie es im Landesteil Lübeck bei einzelnen Ge¬
meinden sich schon zeigt . Es würde dann , glaube
ich, kaum möglich sein, wie bisher weiter zu
arbeiten , man würde auch praktisch nicht in der
Lage sein , diesen Gemeinden dann zu helfen . Der
Ausschuß hat aber in diesem Jahre keinen anderen
Ausweg gesehen und schlägt vor , dem Anträge
der Staatsregierung zuzustimmen . Wie die Dinge
im nächsten Jahre zu beordnen sind , mag dann
geprüft werden.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung und bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag 7 annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag
ist angenommen.

Zu 8 20a Ziffer 1c des Gesetzentwurfs hat
der Vertreter des Ministeriums beantragt:

Wiederherstellung und Annahme der
Regierungsvorlage.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 8:
Annahme des unter II Ziffer 2 zu 8 20a
Ziffer 1 c des Gesetzentwurfs gestellten An¬
träge des Vertreters des Staatsministe¬
riums.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge 8
und zu dem Anträge des Regierungsvertreters.
Keine Wortmeldungen . Ich schließe die Beratung
und bitte die Abgeordneten , die den Antrag 8
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Ich bitte um die Gegen¬
probe . — Geschieht . — Das erste war die Mehr¬
heit ; der Antrag 8 ist mit 22 gegen 19 Stimmen
angenommen.

Eine Minderheit stellt den Antrag 9:
Annahme des unter I Ziffer 2 zu 8 20a
Ziffer 2 I b gestellten Antrages des Abg.
Albers.

Der Antrag des Abg . Albers  lautet:
Im 8 20a Ziffer 2 i 5 wird die Zahl
„300 000 " geändert in „ 200 000 " .

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 9 und
zu dem Antrag Albers.  Keine Wortmeldungen.
Ich schließe die Beratung und bitte die Abgeord¬
neten , die Antrag 9 annehmen wollen , sich zu
erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . --
Ich bitte um die Gegenprobe. — Geschieht. —
Das letztere ist die Mehrheit ; der Antrag ist ab-
gelehnt.

Eine Minderheit stellt als Verbesserungsantrag
zum Antrag 19 des Ausschußberichts erster Lesung
den Antrag 10:

Annahme des Antrages Nr . 19 des Aus¬
schutzberichts erster Lesung in folgender
Fassung:

Dem 8 20a des Gesetzentwurfs wird
als Abschnitt IV angefügt:

„Den Gemeinden , die an Steuern , Um¬
lagen und Leistungen insgesamt den Be¬
trag nicht erheben , welcher der Höchstbe¬
grenzung des Zuschlages zur Grund - und
Eebäudesteuer , zur Gewerbesteuer und zur
Steuer vom bebauten Grundbesitz ent¬
spricht , werden die aus dem Ausgleichs¬
stock zu zahlenden Beträge um die nicht
erhobenen Steuerbeträge gekürzt ."

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 10.
Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Wir hatten in
der ersten Lesung den Antrag 19 gestellt und
auch dafür gestimmt , weil er uns als durchaus
notwendig und auch als einigermaßen gerechter
Ausgleich erschien . Ich will darauf Hinweisen , daß
wir diese Bestimmung vor einigen Jahren schon
im Finanzau 'sgleichsgesetz gehabt haben und daß
mir Klagen oder Beanstandungen darüber nicht
zu Ohren gekommen sind . Es ist aber jetzt ge¬
sagt worden , daß die Fassung dieses Antrages
zu unklar sei, daß man infolgedessen diesen An¬
trag verbessern müsse . Ich mutz aber sagen , daß
ich eine Verbesserung in der jetzigen Fassung des
Antrages 19 nicht erblicken kann . Der Antrag,
wie er hier gestellt ist , ist doch mindestens so
fade gehalten , daß er allen Möglichkeiten Tür
und Tor öffnet . Es wird einfach so sein , daß
das Gute , was der Antrag 19 der ersten Lesung
nach unserer Auffassung enthielt , vollständig be¬
seitigt wird , daß nicht das geringste davon bleiben
wird . Herr Nieberg  hat vorhin in einem
Zwischenruf Bezug genommen auf die hohen
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Straßen - und Kanallasten , die die Städte haben.
Man wird mir gleich sagen , daß ja auch diese
Lasten ruhig einberechnet werden können . Aber,
meine Herren , halten Sie uns nicht für so dumm,
daß mir nicht wüßten , wie die Dinge aussehen.
Die Städte sind durchweg gezwungen , ihre Real¬
steuerquellen voll auszuschöpsen . Eine Reihe von
Landgemeinden tut es Nicht und diesen will man
die Türen öffnen , damit sie auch voll in den Ge¬
nuß der Zuschüsse kommen . Es ist so, daß die
Möglichkeit , die dieser Antrag bietet , für die Städte
praktisch nicht zu Raum kommt , weil die Städte
ihre Zuschläge voll erheben müssen . Meine Herren!
Es mag sein ,daß die Herren Antragsteller sich
bei der Formulierung dieses Antrages etwas zu¬
gute getan haben und sich als schlau vorgekommen
sind . Ich muß aber sagen und ich bin beauftragt,
das als Meinung unserer Fraktion kund zu tun,
daß dieser Antrag wirklich kein Meisterstück ist,
es sei denn , daß man ihn als ein Meisterstück
an Unverfrorenheit bezeichnen wollte.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne-
m a n n.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Meiner Mei¬
nung nach ist das , was hier in diesem Antrag
gefordert wird , ohne weiteres so aufzusasssn , wenn
es heißt , die Gemeinden haben ihre Steuerquellen
auszuschöpsen , daß dazu die gesamten Steuern ge¬
hören . (Zuruf Abg . Frerichs:  Nein !) Herr
Frerichs  sagt nein . Wenn wir das nicht so
auffassen , wie ich das gesagt habe , dann führt
das in den Gemeinden zu Ungleichheiten des¬
wegen , weil dann die Gemeinden nicht so heben,
wie es geschehen soll , sondern sie heben Zuschläge
zur Grund - und Eebäudesteuer , zur Steuer vom
bebauten Grundbesitz und Gewerbesteuer , wie es
vorgeschrieben ist in den bestehenden Gesetzen . Jetzt
werden Steuern gehoben für die besteintrn Wege
als Wegesteuer , dann für die nichtbesteinten Wege
nach der Fläche , wie es nach der Wegeordnung vor¬
geschrieben ist . Nach meiner Meinung ist es egal,
ob sie diese Steuern heben als Zuschläge zur
Grund - und Gebäudesteuer oder von der Flüche,
denn sie sind von demselben Steuerzahler zu ent¬
richten . Da ist es nicht mehr als recht und billig,
daß , wenn eine Gemeinde 300 °/» Zuschläge zur
Grund - und Gewerbesteuer und 100 °/o zur Haus-
zinsstsuer und Gebäudesteuer hebt , man anerkennt,
daß sie ihre Steuerquellen ausgeschöpst hat . Die
Staatsregierung hat das auch so ausgefaßt . Aber
was werden die Gemeinden machen , wenn das
anders sein soll ? Die Gemeinden werden die Wege¬
steuer aufgeben , sie werden auch die Wegeumlagen
aufgeben , wenn sie mit dem Gesamtbeträge aus-
kommen können . Sie werden sagen : Wir ver¬
zichten darauf und heben 300 «/o Zuschlag zur
Grundsteuer und Gewerbesteuer und 100 o/o zur
Gebäudesteuer und zur Steuer vom bebauten

Grundbesitz . Das wird die Folge sein . Das
eine kann ich Ihnen sagen , wenn Sie glauben,
daß nun die Gemeinden es fo machen werden,
wie Sie es wollen , wenn Sie diese Umlagen
heben müssen , dann kennen Sie die Gemeinden
schlecht. Wenn ich auskomme mit dem Betrage,
der aus den Zuschlägen herauskommt , wenn das
Gesetz so ausgelegt wird , werde ich dem Gemeinds¬
rat vorschlagen , daß wir keine Wegesteuer und
keine Umlagen mehr heben , sondern nur die Zu¬
schüsse zu diesen Steuern.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Al b ers.

Abg . Albers : Meine Herren ! An sich ist sest-
zustellen , daß gegenüber der Beratung in erster
Lesung doch nunmehr allgemein anerkannt wird,
daß es richtig ist, die nicht erhobenen Steuern in
Anrechnung zu bringen auf die Zuschüsse an die
Gemeinden . Nun ist es , glaube ich, in der Tat
so, daß durch Annahme des Antrages 10 die
Wirkung , die mit dem Anträge 19 in erster Lesung
beabsichtigt war , zu einem erheblichen Teil auf¬
gehoben wird . (Zuruf Abg . Dannemann:  Das
will ich auch !) Wenn Sie das wollen , dann muß
ich Sie ausnehmen von der eingangs gemachten
Bemerkung . Sie haben sich also nicht aufgerafft,
den Standpunkt einzunehmen , aber nun sagt Herr
Dannemann,  wenn der Antrag 10 nicht an¬
genommen wird , dann werden die Gemeinden schon
sehen , daß das und das kommt , daß alles in
Ordnung bleibt und daß die Abzüge auf Grund
des Antrages 19 erster Lesung nicht zu Raum
kommen . Herr Dannemann  ist Sachkenner,
und er wird wissen , wie es zu machen ist . Aber
es gibt ein Mittel , um diesen Dingen zu be¬
gegnen , und das ist, daß nicht die für dieses
Jahr , für das laufende Jahr gehobenen Steuern
in Anrechnung gebracht werden , sondern daß wir
das aus das rückliegende Jahr beziehen . (Zuruf
Abg . Dannemann:  Das wäre Betrug !) Da
entfallen auch Ihre Bedenken . Nein . da,s ist
kein Betrug , um so mehr nicht , als Sie früher
schon mal einem solchen Anträge zugestimmt haben.
Ich habe nicht gehört , daß Sie damals gesagt
haben , das wäre ein Betrug ; das konnten Sie
auch schlecht, weil Sie selbst dafür gestimmt Haben.
Das scheint mir immerhin ein Weg zu sein , um
der von Ihnen nunmehr grundsätzlich anerkannten
Gerechtigkeit freien Lauf zu geben . Ich möchte
die Herren der Negierung bitten , mir folgendes
zu sagen : Einmal , wie steht die Regierung zu
einem eventuell einzubringenden Verbssserungs-
antrag , der dahin geht , dieses , was im Antrag 10
gesagt ist, zu beziehen auf das letzte Rechnungs¬
jahr , und zweitens , wie hoch würde die finanzielle
Auswirkung eines solchen Verbesserungsantrages
sein ? Mit anderen Worten , wieviel ist im letzten
Jahre an Steuern innerhalb der Möglichkeiten nicht
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gehoben worden? (Zuruf : Das kann sie nicht
sagen!) Das kann die Regierung sagen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Har-
tong.

Abg. Hartong : Meine Herren! Ich möchte
gegenüber den Ausführungen des Herrn Abg.
Dannemann  doch darauf Hinweisen, daß die
große Mehrzahl von uns grundsätzlich mit mir
über Antrag 10 derselben Ansicht ist wie Herr
Frerichs. (Abg . Dr . gr . Beilage:  Hört,
hört !) Und daß wir hoffen, daß das Resultat
der Abstimmung die Ablehnung des Antrages 10
ist, damit der Beschluß erster Lesung, Antrag 19
ist ja da angenommen, besteht. Wir sind der
Auffassung, daß Antrag 10 nur noch mehr Un¬
klarheiten in das ohnehin schwierige Gebiet bringt.
Herr Abg. Dannemann,  ich glaube, weitere
Ausführungen sind nicht nötig . (Große Heiter¬
keit.) Wenn im übrigen tüchtige Gemeindevor¬
steher die Situation ungerecht  ausnutzen durch
Schiebungen, dann wird man eventuell überlegen
müssen, ob nicht Herr Albers  mit seinen noch
etwas praktischer zu gestaltenden Vorschlägen im
nächsten Jahre doch noch zu seinem Recht kommt.
Jetzt scheint mir das nicht nötig zu sein und sein
jetziger Antrag in dieser Form praktisch nicht durch¬
führbar . Wenn Schiebungen vorgenommen sind,
werden wir dem schon zu begegnen wissen, trotz
tüchtiger Gemeindevorsteher. (Heiterkeit.)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Fre-
r i ch s.

Abg. Frerichs: Meine Herren! Wenn ich mir
den bisherigen Verlauf der Debatte vorstelle, habe
ich beinahe den Eindruck, als wenn es sich um
eine Alimentenklage handelt . (Heiterkeit.) Der
wirkliche Vater dieses Antrages hat sich noch nicht
gemeldet; auch Herr Dannemann  leugnet die
Vaterschaft. Es ist häufig bei Alimentenklagen ja
so, daß keiner es gewesen sein will, und wenn ich
mir diesen Antrag ansehe, muß ich sqgen, daß ich
von dessen Qualität wirklich nicht überzeugt bin.
Ich will tüchtigen Gemeindevorstehern nicht ohne
weiteres Schiebungen vorwerfen, es kommt immer¬
hin darauf an, wer es macht und wie mans macht,
und man soll Tüchtigkeit nicht bestrafen. Aber
wenn Herr Abg. Dannemann  die Wegesteuer
anführt , dann wollen Sie doch quch einmal die
Entstehung des § 13 des Finanzausgleichsgesetzes
sich vor Augen führen. Da kommt doch tatsäch¬
lich zu Raum, daß die Wegesteuer eigentlich eine
Fahrzeugsteuer sein soll. Die Grundsteuerzuschläge
werden durch den tz 5 des Gesetzes, die Wege¬
steuer wird durch den § 13 geregelt, und es
muß auf Grund der Entwicklung der Dinge hier
im Landtag doch beachtet werden, daß lediglich
der Z 5 bei der Frage , ob die Realsteuern aus¬
geschöpft sind, zu Raum kommen kann; denn die

Wegesteuer hat mit der Grund- und Eebäudesteuer
gar nichts zu tun. Man sollte es beim Antrag 19
der ersten Lesung lassen und nicht noch sogenannte
Verbesserungen einführen wollen, die im Grunde
nichts weiter darstellen, wie eine einseitige Be¬
günstigung der Landgemeinden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Danne¬
mann.

Abg. Dannemann : Herr Abg. Albers  hat
gesagt, es kann so gemacht werden, daß wir als
Grundlage das Aufkommen des vorhergehenden
Jahres nehmen. Ich habe den Zwischenruf ge¬
macht, das wäre Betrug , weil der Landtag im
Vorjahre die Bestimmung aufgehoben hat . Wir
hatten diese Bestimmung, die Gemeinde mußte ihre
Steuerquellen ausschöpfen, sonst wurden die Zu¬
schüsse um diese nicht erhobenen Beträge gekürzt.
Der Landtag hat also die Gemeinden aufgefordert,
ihr braucht eure Steuerquellen nicht mehr aus¬
zuschöpfen, und nachdem die Gemeinden das ge¬
tan haben, geht es nicht an, Herr Abg. Albers,
daß man jetzt sagt, die Zuschüsse zu den Lehrer¬
besoldungen sollen gekürzt werden. Meiner An¬
sicht nach ist das nichts anderes als Betrug . So
liegt es doch, und das kann meiner Ansicht nach
unter keinen Umständen angeh en.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor. Dann schließe ich die Beratung . Bevor wir
abstimmen, möchte ich Mitteilen, daß für den An¬
trag 10 namentliche Abstimmung beantragt ist durch
den Abg. Brendebach.  Der Antrag ist ge¬
nügend unterstützt. Wir beginnen mit dem Buch¬
staben L.

Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 10
sannehmen wollen, mit „ja", und die ihn ab¬
lehnen wollen, mit „nein" bei Aufruf ihres
Namens zu antworten.

Abg. Lahmann (nein ), Abg. Langemeyer
(ja), Abg. Lehmkuhl (ja ), Abg. Meyer
(Oldenburg) (nein), Abg. Meyer (Holte ) (ja),
Abg. Möller (fehlt ), Abg. Müller (nein ),
Abg. Nieberg (nein ), Abg. Petters (nein ),
Abg. Röder (nein ), Abg. Röver (Enthaltung ),
Abg. Rohr (ja ), Abg.- Sänke (ja), Abg.
Schmidt (nein ), Abg. Schömer (nein ), Abg.
Schröder (nein ), Äbg. Schulte (ja ), Abg.
Themann '(ja ), Abg. Thye (nein ), Abg.
Wempe (ja ), Abg. Wey and (ja), Abg. Wich-
mann (nein ), Abg. Witt  je (nein), Abg. Zim¬
mermann (nein ), Abg. Addicks (ja ), Abg.
Albers (nein ), Abg. gr . Beilage (ja ), Abg.
Brendebach (ja ) , Abg. Brodel (nein ), Abg.
Broschko (nein ), Abg. Dannemann (ja ),
Abg. Dohm (ja ), Abg. Eckholt (ja ), Abg.
Eichler (Enthaltung ), Abg. Fick (nein), Abg.
Frerichs (nein ), Abg. Göhrs (ja ), Abg. Hag¬
stedt (nein ), Abg. Hartong (nein ), Abg. Has-
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kamp (nein ) , Abg . Heitmann (nein ) , Abg.
Hobbie (Enthaltung ) , Abg . Hug (nein ) , Abg.
Jacobs (nein ) , Abg . Jantzen (ja ) , Abg.
Jsfland (nein ) , Abg . Kaper (nein ) , Abg.
Krause (nein ) .

Der Antrag ist mit 27 Stimmen gegen
17 Stimmen bei 3 Stimmenenthaltung abgelehnt
morden.

Zu ß 20 t> des Gesetzentwurfs hat der Ver¬
treter des Staatsministeriums unter Bezugnahme
auf die Anträge 21 bis 24 des Ausschutzberichtes
erster Lesung Wiederherstellung und Annahme der
Regierungsvorlage beantragt.

Der Abg . Frerichs  hat Wiederherstellung
und Annahme des Antrages Nr . 21 des Aus¬
schutzberichtes erster Lesung beantragt.

Der Abg . Dannemann  hat Wiederauf¬
nahme des Antrages Nr . 23 des Ausschutzberichtes
erster Lesung beantragt.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den
Antrag 11:

Annahme des Antrages des Vertreters des
Staatsministeriums zu 8 20b des Gesetz¬
entwurfs.

Das ist die Wiederherstellung der Regierungs¬
vorlage.

Eine zweite Minderheit stellt den Antrag 12:
Annahme des Antrages des Abg . Fre¬
richs.

Das ist Annahme des 8 20b mit der Aende-
rung , datz der letzte Absatz gestrichen wird.

Eine dritte Minderheit stellt den Antrag 13:
Annahme des 8 20b in der Fassung des
Gesetzentwurfes mit der Aenderung , datz
dem Absatz 1 folgender Satz nachgefügt
wird:

„Bei Anwendung des erweiterten Zu¬
schlagsrechtes ist zunächst der Zuschlag
zur Eebäudesteuer auf die Höhe des
Zuschlags zur Grundsteuer zu bringen ."

Eine vierte Minderheit stellt den Antrag 14:
Annahme des 8 20b des Gesetzentwurfs
mit der Aenderung , datz der Absatz 1 fol¬
gende Fassung erhält:

„Aus dem Ausgleichsstock können nach
dem , vom Staatsministerium auszustellen¬
den , dem Landtage mitzuteilenden Grund¬
sätzen an Gemeinden , die nach diesen
Grundsätzen als notleidend anzusehen sind,
zinslose Darlehen gewährt werden , unter
der Voraussetzung , datz die Gemeinden
mit Genehmigung des Staatsministeriums
nach 8 16 Abs . 1 dieses Gesetzes Statuten,
die etwa die Hälfte des Fehlbetrages er¬
bringen , beschlietzen."

Stenogr . Berichte . V. Landtag 3. Versammlung

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 11,
12 , 13 und 14.

Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Wie aus den
4 vorliegenden Anträgen zu 8 20b ersichtlich ist,
sind Mehrheitsbeschlüsse im Ausschutz zu diesem
Paragraphen nicht zustande gekommen . Wir
halten an unserem Anträge , den wir in erster
Lesung gestellt haben , fest . Wir lehnen die
Zwangsetatisierung , die im letzten Absatz des
8 20b enthalten ist, ab . Ferner weisen wir noch
einmal aus die schon erwähnten Bedenken hin.
Es kann in der Praxis so kommen , datz die be¬
treffenden Gemeinden sich nicht mehr allzu stark
bemühen werden , den Haushalt in Ordnung zu
bringen , sondern das der vorgeordneten Instanz
überlassen und einfach sagen , seht zu , wie ihr den
Kram in Ordnung bringt . Diese Bedenken haben
wir und bringen sie noch einmal zum Ausdruck.

Wir können auch dem Anträge 13 , der wieder
zum Ziele hat die einseitige Belastung des Ee-
bäudebesitzes , nicht zustimmen und ebenso halten
wir es nicht für richtig , dem Anträge 14 zuzu¬
stimmen , der jede Mehrbelastung an Realsteuern
ausschlietzen und die Hälfte des Defizits ledig¬
lich aus Steuern nach 8 16 dieses Gesetzes , Kopf¬
steuern und andere Steuern decken will . Einmal
ist das praktisch vollkommen unmöglich , zum
andern scheint es uns aber auch nicht gerecht zu
sein . Wir würden sonst für den Antrag der
Regierungsvorlage , 8 20 b , sein , wenn der letzte
Absatz uns nicht daran hindern würde . Aller¬
dings will ich noch hervorheben , datz diese Zu¬
stimmung uns nicht leicht fallen würde . Auch wir
würden nur mit erheblicheen Bedenken der Regie¬
rungsvorlage unter Wegfall des letzten Absatzes
zustimmen können . Es ist von der Gegenseite immer
darauf hingewiesen , datz das Gesetz den Ausgleich
bringen soll . Der Gedanke , den wirklichen Aus¬
gleich zu schaffen , wäre uns schon sympathisch,
aber dafür wird ganz bestimmt hier im Land¬
tag keine Mehrheit zu haben sein . Wir halten
es infolgedessen auch — ich möchte fast sagen —
für überflüssig , solche Anträge zu stellen , weil
einfach nicht damit zu rechnen ist, datz sie an¬
genommen werden . Vor allen Dingen werden
wir uns nicht damit befreunden können , die an¬
fallende Last dann lediglich auf Steuern nach
8 16 zu legen.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Die
Staatsregierung bittet Sie , der Regierungsvorlage
zuzustimmen , und zwar mit dem letzten Absatz , die
die Zwangsetatisierung betrifft . Ich habe schon
bei der ersten Lesung gesagt : Freude macht es
uns nicht , mit Zwangsmatznahmen gegen die Ee-
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meinden vorzugehen , aber wir können leider , wie
die Dinge liegen, die Zwangsmaßnahmen nicht
entbehren . Ich habe neulich mit dem Regierungs¬
präsidenten von Eutin gesprochen, und er hat
diese meine Ansicht auch für den Landesteil Lübeck
gebilligt und gesagt , Ordnung müsse sein. Wir
können ohne diese Bestimmung nicht auskommen.
Wenn eine Gemeinde sich vollständig passiv ver¬
hält , den Vorschlägen nachzukommen, die dahin
gehen, durch Statut Stenern zu beschließen, ist
es nach den bestehenden Bestimmungen der Ge¬
meindeordnung mindestens recht zweifelhaft , ob
wir gegen die Gemeinde dann überhaupt irgend
etwas machen können. Tatsächlich hat eine Ge¬
meinde alle die Sanierungsmaßnahmen einfach bei¬
seite geschoben und gesagt , daraus lasse sie sich
nicht ein, aber auf der anderen Seite sagt sie,
der Staat muß uns natürlich helfen . Wir sind
dann dazu nicht in der Lage . So wenig an¬
genehm uns die Zwangsetatisierung ist, muß es
einen Weg geben, um mit Zwangsanordnung -enj
die Gemeinden zu den ihnen gesetzlich obliegenden
Leistungen zu zwingen . Ordnung muß nun einmal
sein, meine Herren (Sehr richtig ! rechts .), und
deshalb möchte ich Sie dringend bitten , auch dem
letzten Absatz des § 20b ihre Zustimmung zu
geben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Har-
tong.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Wir werden
den Antrag 14 ablehnen , weil aus diese Weise
den notleidenden Städten praktisch nicht geholfen
werden kann. Heber den Antrag 13 sind unsere
Meinungen geteilt . Wird der Antrag 13 ab¬
gelehnt , werden wir für den Antrag 11 stimmen.
Den Antrag 12 werden wir ablehnen , weil wir
aus den vom Herrn Minister vorgetragenen Grün¬
den es für unmöglich halten , daß einfach eine
Stadtverwaltung nicht will und es dadurch eventuell
unmöglich gemacht wird , ihr im Rahmen des Ge¬
setzes zu Helsen. Nun kann man dagegen ein¬
wenden , das müsse die Stadtverwaltung selbst
wissen, wenn sie sich in den Dalles und wenn
sie sich bewußt in den Bankrott hineintreibe , sei
ihr nicht zu helfen ; das scheint mir aber eine
für den Staat nicht mögliche Situation . Ich
gebe zu, daß die Zwangsetatisierung ganz außer¬
ordentlich lästig ist und sicher wird die Regierung
außerordentlich wenig Freude daran haben , aber
letzten Endes muß ihr auch hier diese Möglich¬
keit gegeben werden , wie auch sonst bei der Ge¬
meindeverwaltung.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Alber  s.
Abg . Albers : Gegenüber dem, was Herr Abg.

Hartong  und der Herr Minister des Innern
für den Antrag 11 gesagt haben , ist zu bemerken,
daß wir auch bisher ohne eine solche Bestimmung

ausgekommen sind, auch nach der Beordnung , die
im vorigen Jahre getroffen wurde . (Minister
Dr . Driver:  Es ist nicht überall gegangen !)
Nicht überall , aber hier im Lande doch. Im
übrigen ist von Herrn Abg . Frerichs  grund¬
sätzlich das schon zum Ausdruck gebracht worden,
was dazu zu sagen ist. Ich glaube auch, daß
eine solche Bestimmung im Gesetz nicht in Ein¬
klang zu bringen ist mit der Eemeindeordnung.
Wir werden für den Antrag 12 stimmen, ven
Antrag 13 lehnen wir ab . Wir wollen nicht,
daß die erhöhten Lasten einseitig auf die Eebäude-
steuer gelegt werden . Den Antrag 14 lehnen
wir ab . Ich darf noch darauf Hinweisen, daß
bei Annahme des Antrages 14 effektiv nur
30 000 KlM an Steuern herauskommen würden,
insgesamt sind dagegen notwendig 110 000
Man würde nicht annähernd zu dem Betrag
kommen, der notwendig ist, um andererseits die
Leistungen aus dem Ausgleichsstock für die Not¬
gemeinden in Anspruch nehmen zu können.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Wenn der Herr Vor¬
redner meint , daß der letzte Absatz des ß 20b
nicht in Einklang stände mit der Eemeindeordnung,
so ist das abwegig . Diese Bestimmung bildet eine
Ergänzung der Eemeindeordnung in solchen Fällen,
wo durch Statut Beschlüsse gefaßt werden müssen.
Darüber hat die Gemeindeordnung nichts gesagt,
und es ist mindestens recht zweifelhaft , ob in
solchen Fällen , wo doppelte Lesung erforderlich ist,
die Bestimmungen der Eemeindeordnung aus¬
reichen; das ist mindestens zweifelhaft . Wenn in
solchem Falle die Zwangsetatisierung nicht für
zulässig gesunden wird , dann stehen wir vor einem
Vakuum , und dem muß meines Erachtens vor-
gebeugt werden . Wir sind im vorigen Jahre
allerdings mit Varel und Brake zurechtgekommen,
aber ich möchte die langwierigen Verhandlungen
nicht gern nochmals wiederholt sehen. Mit der
Gemeinde Rensefeld sind wir nicht zurecht ge¬
kommen, und ich kann Sie deshalb nur dringend
bitten , uns die Möglichkeit , renitenten Gemeinden
gegenüber mit Zwangsmaßnahmen vorzugehen,
dicht zu nehmen . Das würde der Fall sein
können, wenn der letzte Absatz des Z 20b nicht
angenommen würde.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Röder.
Abg . Röder : Meine Herren ! Wenn man die

Erklärungen der einzelnen Fraktionen hört , sollte
man meinen, daß die Zeit zwischen dem vorigen
Herbst und jetzt ganz ausgelöscht ist, vor allen
Dingen ausgelöscht ist in dem Gedächtnis der
Parteien , die in den vorjährigen vierwöchigen
Beratungen stets dafür sprachen, daß der An¬
trag 14, den wir wieder aufgenommen haben,
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auch zur Durchführung käme. Jetzt klingt es
ganz anders in deren Reihen . Ich denke, die
Zeiten und Verhältnisse haben sich gicht geändert.
Wir sind gegen jegliche weitere Erhöhung der
Roalsteuern . Wenn Sie die Zuschlagsgrenzen auf-
heben, dann kommen wir zu dem Ergebnis , welches
auch Sie im letzten Herbst vermeiden wollten , daß
wiederum ein großer Teil der Gewerbetreibenden
und der Hausbesitzer getroffen wird , die durch den
Niedergang insbesondere in der Stadt Varel wirt¬
schaftlich schwer getroffen sind. Nun wollen Sie,
daß es so geht , wie bei einer Kuh , die bereits
ausgemolken ist, aus der aber immer noch mehr
herausgeholt werden soll. Diese Umstellung in
Ihren Reihen kann ich nicht verstehen . Wenn von
seiten des Herrn Ministers gesagt wurde , daß es
schwerer Arbeit bedurft habe , um die Städte zu
bewegen, dem Genüge zu tun , was das Gesetz
vom vorigen Jahre vorsieht , so gebe ich das gerne
zu. Ich kann es aber nicht verstehen, warum
man sich in diesen Städten so gesperrt hat gegen
Steuern , die die Allgemeinheit treffen . Wir
müssen wieder dahin kommen, daß jeder einzelne
Bürger zu dem Bewußtsein kommt, daß er Steuern
zahlen muß . Bei der Erhebung der Steuern
vom Lohn - und Gehaltsempfänger durch den
Arbeitgeber kommt es dem Einzelnen eigentlich gar
nicht zum Bewußtsein , daß er Steuern zahlt . Er
weiß nicht, was es heißt , Steuern zu zahlen . Wenn
jeder Staatsbürger dazu gebracht wird , daß er
jeden Groschen umdreht , bevor er ihn ausgibt,
dann wird die Bewilligungsfreudigkeit nicht mehr
so groß sein in den einzelnen Gemeinden . Da¬
von können Sie überzeugt sein. Und wenn Sie
den gefährlichen Weg der einseitigen Belastung
der Nealsteuerzahler weiter beschreiten, dann
kommen wir nie zu einer gerechten Steuerver¬
teilung , meine Herren ; das lassen Sie sich gesagt
sein. Ich bitte um Annahme des Antrages 14.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Nie¬
berg.

Abg . Nieberg : Herr Abg . Röder,  Sie er¬
eifern sich unnötig . Die Situation ist die, daß
wir für den Antrag 14 stimmen würden , wenn
dadurch die Möglichkeit bestände , daß den not-
leidenden Gemeinden , vor allem der Stadt Varel,
damit geholfen würde . Es ist Ihnen doch nicht
unbekannt , daß zum mindesten 100 000 .A -E not¬
wendig sein werden , daß aber durch die An¬
wendung des § 16 höchstens 30 000 herein¬
kommen werden . Da frage ich Sie , wie wollen
Sie damit der notleidenden Gemeinde helfen. Es
ist schön, große Reden hier zu halten , ohne den
Versuch zu machen, wie den notleidenden Ge¬
meinden zu Helsen ist. Und wenn man das will,
dann bitte , stellen Sie Anträge , die die Mög¬
lichkeit dazu schaffen. (Abg . Röder:  Hier ist
der Antrag !) Sie wissen, daß den notleidenden Ge¬

meinden durch den Antrag nicht zu helfen ist,
aber trotzdem treten Sie dafür ein. (Minister
Dr . Driver:  Damit ist Ihnen nicht zu helfen !)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Brodet.
Abg . Brodel : Der Abg . Röder  sprach von

der Bewilligungsfreudigkeit in den einzelnen Ge¬
meinden . Meine Herren , es haben in diesem
Hause Brake und Varel wiederholt eine Rolle
gespielt. In der letzten Zeit hat man in der
südoldenburgischen Presse lesen können, daß man
namentlich Brake den Vorwurf macht, unnötige
Ausgaben gemacht hätte und diese Behauptungen
werden in Zusammenhang gebracht mit den Worten
des Herrn Ministers Dr . Driver — es wurde
gesagt , daß Herr Abg . Hartong  das gesagt
habe , aber in der Plenarsitzung war es nicht der
Abg . Hartong,  sondern Herr Minister Dr . Dri¬
ver —, das nichts unternommen habe und daß
die Steuerbescheide nicht zur rechten Zeit heraus¬
gekommen sind. Ich habe damals schon erwähnt,
daß eine Kommission gebildet sei und die Steuer¬
bescheide herausgekommen sind. — Aber auch Herr
Abg . Meyer (Holte ) hat gesagt , daß nament¬
lich in Brake unnütze Ausgaben gemacht sind.
(Abg . Meyer  sHoltej widerspricht .) Ich glaube,
Ihre Zwischenrufe sind dazu geeignet , die Tat¬
sachen auf den Kopf zu stellen, und ich wäre
Ihnen dankbar , wo Sie die Berichterstatter sämt¬
licher Parteien hier oben haben , wenn Sie die
Freundlichkeit hätten , zu erklären , inwiefern un¬
nötige Ausgaben in Brake getätigt sind. Dann
könnte ich von Ihren Ausführungen vielleicht noch
etwas lernen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Fre-
r i ch s.

Abg . Frerichs : Nur noch ein paar Worte . Der
Herr Abg . Röder  ist , soweit das Gewerbe in
Frage kommt, von den besten Absichten geleitet,
aber praktisch ist es nicht möglich, mit einem
solchen Anträge zu Raum zu kommen. Das Geld
kann auf diesem Wege nicht aufgebracht werden,
man würde einfach vor der Tatsache stehen, daß
man die Dinge nicht beordnen kann. Jetzt kommt
Herr Dannemann  und sagt , daß bei uns das
Gewerbe besser gestellt sei als in Preußen . Ich
bin über diese Disharmonie , die sich zwischen den
Herren Röder und Dannemann  entsponnen
hat , etwas betrübt . (Zuruf : Wir vertragen uns
wieder !) Dann zweifle ich nicht, das wird sich
wieder ausgleichen . Wenn Herr Röder  sagt,
es müßte dahin kommen, daß jeder das Bewußt¬
sein hat , daß er Steuern zählt , dann bitte ich
Herrn Röder,  die Unterlagen zu vergleichen, die
wir bekommen haben , dann wird er finden , daß
die Hälfte der Einkommensteuer Lohnsteuern sind,
in der einen Gemeinde etwas mehr , in der anderen
etwas weniger . Wenn er sagt , die Lohnempfänger

68*
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merken das nicht, ihnen wird es abgezogen, so
glaube ich, das ist noch das Glück derjenigen
Kreise, die anders denken; denn wenn die Lohn¬
empfänger etwas mehr Obacht geben würden, dann
würden die Verhältnisse anders sein. Eben weil
man die Lohnempfänger daran gewöhnt hat,
kommt das steuerliche Unrecht nicht so zum Be¬
wußtsein. Ich bitte, das mit zu beachten.

Dann ein anderes. Der eine oder andere von
uns sitzt doch auch im Steuerschätzungsausschuß
und hat doch Einblick in die Verhältnisse, und
weiß, wie es mit der Veranlagung aussieht, weiß,
daß allzu scharf nicht vorgegangen wird. Die
Tatsache, daß ganz erhebliche Summen herein¬
kommen als Strafen aus Steuerhinterziehungen,
spricht doch für sich. (Zuruf Abg. Röder:  Aber
nicht aus unseren Kreisen!) Die Sünder sitzen
wohl in allen Kreisen. Noch vor einigen Tagen
war ein Mann bei mir, der von mir wissen wollte,
wer ihn so hoch veranlagt habe. Es war ein
Gewerbetreibender, der sein Einkommen mit
2200 Mark angegeben hatte , den hatte man aus
8000 Mark geschätzt. (Zuruf : Der hat Sie in
Verdacht gehabt!) Der Verdacht war ungerecht¬
fertigt . Wenn ich geglaubt hätte , die Höher¬
schätzung verantworten zu können, hätte ich nicht
davor zurückgescheut. Ich habe es ihm aber nicht
sagen können, weil ich es nicht wußte, und wenn
ich es gewußt Hätte, hätte ich es ihm auf Grund
der Schweigepflicht nicht sagen können. Ich habe
ihm gesagt: Es scheinen diejenigen, die dafür
gesorgt haben, daß Sie mit 8000 Mark einge¬
schätzt wurden, der Meinung gewesen zu sein, halb¬
wegs Ihre Verhältnisse und Ihr Einkommen zu
kennen. (Zwischenrufe.) Herr Röder,  wenn
man bei den Steuerschätzungen Einblick nimmt
und sieht, wie einzelne Leute, die man kennt, ver¬
anlagt sind, was sie angeben, und dann weiß,
was die Leute sich leisten, dann denkt man doch
anders. Ich bin nicht überzeugt, daß alle von
der Substanz zehren, denn dann wäre längst keine
Substanz mehr da. Ich glaube, daß Klagen er¬
hoben werden in einer Weise, die man nicht als
berechtigt ansehen kann.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Me per
(Holte).

Abg. Meyer : Meine Herren! Aus den Aus¬
führungen von Herrn Brodel  klingt heraus , daß
er etwas gehört hat , was von uns nicht gesagt
worden ist. Ich habe mir erlaubt , den Zwischen¬
ruf bei Herrn Alb ers zu machen: Die Städte
können noch sparen. — Damit war Oldenburg
gemeint. Ich muß aber sagen, daß es auch in
Brake noch gespart werden kann. (Widersprüche.
— Präsident:  Ich möchte bitten, den Redner
aussprechen zu lassen!) Ich habe die Verhand¬
lungen der Stadtvertretung gelesen. (Zuruf : Herr
Meyer  fHoltej wird Ehrenbürger !) Ich will

Ihnen eins sagen, wenn ich recht informiert bin,
hält die Stadt Brake sich einen eigenen Stadt¬
baurat . Die drei münsterländischen Aemter haben
zusammen einen Stadtbaurat . Ferner hat Brake
14 Beamte, außerdem hat Brake, obgleich es keine
10 000 Einwohner hat , eine höhere Schule. In
der Beziehung kann man wesentlich sparen. Wenn
Sie das wollen, werden Sie schon sparen können,
man muß aber wollen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Müller.
Abg. Müller : Meine Herren! Sie brauchen sich

nicht herumzustreiten, die Steuerscheu der besitzen¬
den Klasse ist bekannt. Die Steuern bezahlen will
keiner. Wenn Herr Röder  sagt , die Arbeiter,
die Lohnempfänger und Gehaltsempfänger merken
nichts davon, daß sie Steuern bezahlen, dann
kennzeichnet das die feine Methode. Sie würden
ganz gewiß keine Steuern von dem Arbeiter be¬
kommen oder wenigstens von einem großen Teil
nicht, wenn Sie nicht die feine, raffinierte Methode
eingeführt hätten, und Sie würden von der be¬
sitzenden Klasse sehr viel mehr Steuern bekommen,
wenn Sie dort dieselbe Methode anwenden würden.
Dann würden Sie diese Diskussion nicht nötig
haben, dann würden Sie auch Geld genug be¬
kommen. Aber das Einkommen der Kapitalisten
ist unkontrollierbar. Jeder , der über den An¬
gestellten und Arbeiter hinausgeht, ist nicht mehr
zu kontrollieren. Jeder hat Buchführung in seine
Tasche, teilweise sogar dreifache, eine Buchführung
für sich, eine für die Öffentlichkeit und eine für
das Finanzamt . Dann kommt die Sache so hin,
daß keine Steuer herauskommt, dann kommt letzten
Endes als Tatsache heraus , daß man kein Ein¬
kommen erzielt hat , sondern daß Geld zugesetzt
ist. Ich habe sehr oft mit Arbeitgebern, soge¬
nannten Arbeitgebern, mit Unternehmern, ver¬
handelt bei Lohnbewegungen, und dann wurde
mir immer gesagt: Bei all diesen Arbeiten legen
wir Geld zu, wenn wir diese und jene Löhne
zahlen sollen. In der Regel kann man feststellen,
daß der Gang immer nach oben ging, sie wurden
immer besitzender. Das ist so bei allen Kreisen,
die am lautesten schreien. So verhält es sich
auch bei Herrn Meyer (Holte ), wenn er sagt,
die Städte geben zu viel aus , sie sollen sparen.
Wo wird gespart? Nicht bei denen, die genug
haben, und bei den Anstalten, die für sie in
Frage kommen. Wer kann die Weinlokale be¬
suchen, das Theater usw.? Können das die
Armen? Das sind doch Ihre Einrichtungen. Bauen
Sie das Theater ab, daran sind wir als Arbeiter
nicht interessiert. Aber man baut heute etwas
anderes ab, man baut das Wohlfahrtsamt ab,
die Lungenfürsorge, die Kinder- und Säuglings-
sürsorge, auch bei den Volksschulen, das alles
trifft wieder die Armen. Infolgedessen ist das
sehr viel Heuchelei, was Sie Vorbringen. Es ent-
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spricht nicht den wirtlichen Verhältnissen . In
der Stadt Oldenburg sind im letzten Jahre
400 000 Mart neue Steuern beschlossen. Was sind
das für Steuern ? Das sind Steuern , die die Masse
belasten . Die Biersteuer ist eingesührt worden.
Ja , man soll kein Bier trinken . Man sollte doch
eine Weinsteuer dafür nehmen , den Sekt usw. be¬
steuern, den die reichen Leute trinken . Der wird
immer noch getrunken , und nicht von armen Leuten,
nicht von Handwerkern und Arbeitern , sondern
von solchen, die Geld genug haben . Aber da wird
keine Steuer beschlossen. Wenn aber ein Arbeiter
ein Gläschen Bier trinken möchte, dann mutz es
besteuert werden , das Glas wird kleiner oder der
Preis wird höher . Die Masse mutz es bringen.
— Die Wohnungsnutzungssteuer ist eine genau
so ungerechte Steuer wie die Kopfsteuer . Der
Millionär zahlt 6 Mark und der Arbeitslose zahlt
auch 6 Mark . Das ist eine außerordentlich ge¬
rechte Steuer nach Ihrer Meinung , der Sie alle
zustimmen können. So ist es überall , man sucht
dort Geld herauszuschinden , wo man es am besten
kriegen kann, nicht dort , wo es tatsächlich ist. So
ist der ganze Finanzausgleich gestaltet , daß man
dort noch mehr Herauspressen will , wo nichts mehr
ist. Wir haben eine Aufstellung gemacht über die
Einkommensverhältnisse der arbeitenden Bevölke¬
rung in Deutschland und haben festgestellt, datz
17 Millionen Arbeitskräfte in Deutschland ein
Einkommen von durchschnittlich 28 Mark die Woche
haben . Von diesen Leuten will man auch noch
Steuern erheben , d. h. vielleicht keine direkte, aber
indirekte Steuern , denn alle Massensteuern werden
abgewälzt auf die Konsumenten , alles wird auf
die Ware aufgeschlagen . Der Konsument mutz
alles wieder tragen . So ist die Geschichte in jeder
Beziehung . Daher sind wir nicht damit einver¬
standen , datz der Finanzausgleich so durchgeführt
wird . Er bedeutet auch weiterhin eine außer¬
ordentlich ungerechte Verteilung und außerordent¬
lich ungerechte Steuererhebung . Diejenigen , die
sich bisher von der Steuer gedrückt haben , werden
sich auch weiter drücken, während man die arme
Masse ausplündert.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Röder.
Abg . Röder : Meine Herren ! Kurz einige Worte

zu den Ausführungen des Herrn Abg . Frerichs.
Herr Frerichs  bringt natürlich in seiner Ent¬
gegnung über Steuererhebungen wiederum das
vor , was immer gesagt wird über Steuerdrücke¬
bergerei in gewissen Kreisen . Ich möchte sagen,
datz er sich bei uns und den uns nahestehenden
Kreisen wohl an die falsche Adresse gewendet hat.
Datz die Auffassung in den Kreisen der Lohn-
und Gehaltsempfänger vorhanden ist, als ob in
den Kreisen des Gewerbes wie der Landwirtschaft
Steuerdrückebergerei betrieben würde , ist uns be¬
kannt . Aber diesen Vorwurf haben wir schon so

oft gehört ; deswegen möchte ich nicht weiter darauf
eingehen . Ich möchte nur eins sagen : Herr Fre¬
richs  sagte : wenn die Arbeiterschaft zu dem Be¬
wußtsein käme, wieviel Steuer sie zahlen müßte,
dann würde es vielleicht etwas anders aussehen
und die Empörung würde größer sein. Meine
Herren ! Sie haben es in der Hand , das System
der Steuererhebung so zu gestalten , wie Sie es
wollen . Sie haben die Macht im Reiche. (Oho !)
Lachen Sie nicht, Sie beeinflussen die steuerliche
Gesetzgebung in ganz erhöhtem Matze und können
die Steuererhebung so gestalten , wie es dem
Arbeiter zum Bewußtsein kommt, datz er , wie
Sie meinen , zuviel Steuern zahlt . Sie haben
mich falsch verstanden . Meine Ansicht ist, datz
der Lohn - und Gehaltsempfänger auf direktem
Wege die Steuer zahlen soll, wie früher , damit
die Bewilligungsfreudigkeit , welche in diesen
Reihen vorhanden ist, in den Länder - und Ee-
meindeparlamenten etwas eingedämmt wird . Das
war der Zweck meiner Ausführungen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Brodek.
Abg . Brodek : Meine Herren ! Ich bin Herrn

Meyer  sehr dankbar , datz er nun etwas ge¬
sprochen hat . Es war nicht viel, aber was er
gesagt hat , war auch alles unrichtig . Er be¬
hauptet , datz Brake 14 Beamte hat . Ich glaube,
der Herr Minister wird bestätigen , daß wir 4
haben . Wir haben einen Bürgermeister , einen
Kämmerer und 2 Nachtschutzleute. Meine Herren!
Es ist natürlich , Sie lächeln, aber es ist betrüb¬
lich, weil die Presse im Süden dauernd auf uns
herumhackt und sagt : Wir haben ein Beamten¬
heer, wir haben zuviel ausgegeben und dann
kommen wir und wollen Beihilfen haben . Die
Hilfe , die der Süden vom Oldenburgischen Staat
genommen hat , die wird der Norden nie gs-
nietzen können, den Einfluß wird sich der Norden;
nicht verschaffen können. (Zuruf Abg . Sante .)
Beruhigen Sie sich, Herr Sante,  wenn es
darauf ankommt , mit Entstellungen zu arbeiten,
werden wir das sagen, was zu sagen ist. Leider
haben Sie bisher diese Dinge behauptet , trotz¬
dem sie Ihnen bekannt sein müssen, wenigstens
Ihren Herren , die im Verwaltungsausschutz sind.
Der Minister des Innern , der Ihrer Fraktion an¬
gehört , hat wiederholt betont , datz es nicht so
ist. (Zuruf Abg . Hartong:  Eine schöne Ueber-
partei !) Ja , Herr Hartong,  es mutz mal ge¬
sagt werden , denn die Ausführungen des Herrn
Ministers wurden Ihnen zugeschoben, und des¬
halb habe ich die Ausführungen gemacht. Es
ist nicht so. Dann hat Herr Meyer  behauptet,
datz wir einen Baurat haben . Einen Baurat haben
wir nicht. (Zuruf : Gehabt !) Haben wir gehabt.
(Zuruf : Nach Pressemeldungen !) Sie nehmen
alles , wie es Ihnen patzt und spielen mit Zahlen
und Behauptungen , die bei Prüfung nicht stand-
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halten können. (Zuruf Abg . Meyer (Holte ) :
Das hat in der Zeitung gestanden ! — Präsi¬
dent:  Ich bitte , den Redner nicht zu unter¬
brechen!) Wenn Sie alles glauben , was in der
Zeitung steht, dann darf man auf das , was Sie
sagen, nicht eingehen . Ich will darauf verzichten.
Ich habe die Feststellung gemacht, datz es nicht
richtig ist, was Sie sagen. (Zuruf Abg . Meyer
(Holte ) : Höhere Schule !) Wenn wir in der Lage
wären , wie der Süden , Staatsschulen zu haben,
dann würden wir unter der Not nicht leiden,
aber der Norden hat keine einzige Staatsschule.
Wir sind gern bereit , wenn der Staat die Schule
übernimmt , aus unsere Schule zu verzichten. Wir
wollen auch gern unsere Schule in Brake missen,
wenn es möglich ist. Wir haben auch die Ueber-
zeugung , datz es unhaltbar ist, haben das auch
wiederholt im Ausschutz betont , datz man in
Nordenham eine höhere Schule hat , und in Brake
und Varel , und in Rodenkirchen eine Bürgerschule,
in Berne eine Bürgerschule und in Elsfleth eine
Bürgerschule . All diesen Lurus können wir uns
nicht erlauben . Aber da ist es Aufgabe des
Staates , einzugreisen . Aber das Oberschulkolle-
gium hat sein Einverständnis z. B . auch in Els¬
fleth gegeben. Das ist das Unverständliche . Sie
können versichert sein, datz wir nicht so töricht
sind, datz wir aus unsere Schule verzichten würden,
wenn der Staat die Anregung geben würde . Kurz
zusammengesatzt , Herr Meyer (Holte ), haben
wir keinen Baurat , keine 14 Beamte , fonderw
nur 4. (Zuruf : Sie haben viel mehr ! — Prä¬
sident:  Ich möchte bitten , die örtlichen An¬
gelegenheiten hier nicht zum Austrag zu bringen !)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Röver.
.Abg . Röver : Zunächst Herrn Müller  ein

kurzes Wort . Die Steuerfrage im allgemeinen,
war so, datz man sich zankt, wer zahlen soll. Wenn
wir aber , genau darüber Nachdenken, ist es so,
datz Steuern einfach nicht mehr tragbar sind für
die breite Masse . Der Kommunist Müller  hat
mit Recht gesagt , datz die breite Masse zum Er¬
liegen kommt, und auf der anderen Seite , wo
noch etwas zu holen wäre , wird nicht zugegriffen.
(Zuruf Abg . Meyer .) Reden Sie nicht, Herr
Meyer.  Letzten Endes haben wir zu überlegen,
was zu tun ist. Herr Nieberg  führte gegen¬
über Herrn Röder  aus , er solle Wege zeigen.
Ich mache den Vorschlag , stellen Sie den Antrag,
den Sie nach Berlin schicken, datz die Gewinne
der Börsen enteignet werden und Sie haben sich
den Kopf nicht mehr zu zerbrechen über die
Steuerschraube . Der Regierung möchte ich sagen
zum Antrag 11, wenn der Minister sagte, er
mützte eine Zwangsmöglichkeit haben bei einer
Gemeinde , die die Steuermöglichkeiten nicht aus-
schöpft, datz die Regierung sich Hier ein Geständ¬
nis ihrer Schwäche leistet, denn wenn die Regie¬

rung Zwangsmatznahmen ergreifen will Gemein¬
den gegenüber , die die Steuermöglichkeiten nicht
ausschöpfen, dann mutz ich erklären , datz es eben
nicht jede Gemeinde verantworten kann, ihre
Bürger bis zum Weißbluten auszupumpen und
das Volk vor die Hunde gehen zu lassen, ver¬
recken zu lassen. Der Staat , der aufgeblasene
Puter , möchte sich erhalten.

Präsident : Ich möchte Herrn Röver  bitten,
sich parlamentarisch zu benehmen . (Zuruf Abg.
Röver:  Das tut er nicht !) Ich rufe Sie zur
Ordnung.

Das Wort hat Herr Abg . Meyer (Holte ) .
Abg . Meyer : Ich möchte noch eins sagen, ich

bin provoziert worden . Herr Abg . Brodek  hat
vergessen, die Lehrer in der Stadt , die doch sicher
Beamte sind, mitzurechnen, dann kommen noch
mehr heraus . Meine Behauptung ist richtig.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung . Ich weise darauf
hin , datz wir zuerst über den Antrag 14 ab¬
stimmen, das ist der weitgehendste Antrag . Wird
dieser Antrag abgelehnt , lasse ich über den An¬
trag 13 abstimmen , dann über den Antrag 12
und zuletzt über Antrag 11.

Ich bitte die Abgeordneten , die den An¬
trag 14 annehmen wollen , sich zu erheben und
stehen zu bleiben . — Geschieht. — Das ist die
Minderheit , der Antrag ist abgelehnt . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 13 annehmen
wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben . —
Geschieht. — Das ist ebenfalls die Minderheit,
der Antrag ist abgelehnt . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag 12 annehmen wollen,
sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht. — Ich bitte um die Gegenprobe . — Ge¬
schieht. — Das letztere ist die Mehrheit , der An¬
trag 12 ist abgelehnt . Ich bitte die Abgeordneten,
die den Antrag 11 annehmen wollen , sich zu er¬
heben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht. —
Der Antrag ist ebenfalls abgelehnt.

Die nächsten Anträge sind meines Erachtens
durch die erfolgte Abstimmung überflüssig , aber
wir wollen weiter beraten.

Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr
Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich teile diese
Auffassung nicht. Es ist lediglich der § 20b ab¬
gelehnt . Der Z 20b stellt zwar einen wesent¬
lichen Teil , aber nicht den entscheidenden Teil
dar . Ich glaube , es mützte in der Beratung fort-
gesahren werden.

Präsident : Zu dem § 20c des Gesetzentwurfs
hat der Vertreter des Staatsministeriums den
Antrag gestellt:
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Wiederherstellung und Annahme der
Regierungsvorlage.

Der Ausschutz stellt den Antrag 15:
Ablehnung des Antrages des Vertreters
des Staatsministeriums.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag 15
und zum Antrag des Regierungsvertreters . Keine
Wortmeldungen . Ich schließe die Beratung und
bitte die Abgeordneten , die den Antrag 15 an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist angenommen.

Durch die Annahme des Antrages 15 kommt
8 20c des Gesetzentwurfs in Wegfall . Es wird
daher der Z 20 ä jetzt 20 c. Dieses ist auch in
den nächsten Anträgen mit zu berücksichtigen . Es
mutzte allerdings eine weitere Veränderung ein-
treten durch die Ablehnung der Anträge 11 bis
14 . Ich bitte , einstweilen aber so weiterberaten
zu lassen.

Eine Mehrheit stellt den Antrag 16:
Annahme des § 20 ä des Gesetzentwurfs
in folgender Fassung:

8 20 c.
Reicht der Ausgleichsstock nicht aus , so

ist er unter Vermeidung der Ansammlung
von Restbeträgen aus dem Eemeindeanteil
an der Reichseinkommen - und Körperschasts-
steuer um die Beträge zu verstärken , die
in Erfüllung des 8 20a und nach der
endgültigen Gestaltung dieses Gesetzes not¬
wendig sind , für den Landesteil Olden¬
burg jedoch nur bis zur Höchstsumme von
500 000

Eine Minderheit stellt den Antrag 17:
Annahme des Antrages des Abg . Fre-
richs  auf Wiederherstellung und Annahme
des Antrages Nr . 27 des Ausschutzberichtes
erster Lesung mit der Matzgabe , datz die
Ueberschrift des H 20 ä des Gesetzentwurfs
durch die Ueberschrift Z 20 c ersetzt wird.

Ich eröffne die Beratung zu Äen Anträgen 16
und 17.

Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Wir bleiben
bei unserem Anträge erster Lesung , der in sich
schließt , datz auch die Staatskasse an der Auf¬
füllung des Ausgleichsstocks beteiligt sein soll . Der
Antrag 16 ist von einer Mehrheit des Ausschusses
gestellt . Es ist vom Vertreter des Ministeriums
anheim gegeben worden , eine kleine Aenderung
vorzunehmen , die sinngemäß nichts bedeutet , son --
dern mehr sprachlicher Bedeutung ist, um eine ge¬
wisse sprachliche Unebenheit anszumerzen . Ich
möchte hier den Verbesserungsantrag stellen:

Annahme des Antrages 16 mit der Aende¬
rung , daß in der 5 . und 6 . Zeile die
Worte „ des K 20a und nach der end¬
gültigen Gestaltung dieses Gesetzes " ersetzt
werden durch die Worte „ der gesetzlichen
Aufgaben des Ausgleichsstocks " .

An und für sich würde nach meinem Dafür¬
halten die von der Mehrheit des Ausschusses for¬
mulierte Fassung auch genügt haben , aber wenn
der Vertreter des Ministeriums der Meinung ist,
datz es besser und präziser in dieser Form ge¬
faßt ist, habe ich dagegen keine Bedenken und
möchte bitten , diesem Verbesserungsantrage zuzu¬
stimmen.

Präsident : Das Wort wird sonst nicht ge¬
wünscht . Dann lasse ich zuerst über den Ver¬
besserungsantrag 16 abstimmen . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen,
sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht . — Der Antrag ist angenommen . Damit
ist der Antrag 17 abgelehnt.

In Verbindung mit dem Anträge des Abg.
Thye  zu Z 10 des Finanzausgleichsgesetzes:

Der 8 10 des Finanzausgleichsgesetzes wird
wie folgt geändert : In Abs . 1 wird in
der 2 . Zeile anstelle „ 50 »/o" gesetzt „ 100 »,n" .
Im Folgenden ist der 8 10 so zu fassen,
datz das Zuschlagsrecht der Eemeindever-
bände in Wegfall kommt.

stellt eine Mehrheit des Ausschusses den An¬
trag 17 a:

Der Landtag wolle beschließen:
1. Das Staatsministerium zu ersuchen , zu

prüfen , ob nicht im nächsten Jahre der
8 10 des Finanzausgleichsgesetzes im
Sinne des Antrags des Abg . Thye  ge¬
ändert werden kann;

2 . den Antrag des Abg . Thye  durch die
Beschlußfassung zu Ziffer 1 dieses An¬
trages für erledigt zu erklären.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 17 a und
zum Antrag des Abg . Thye.  Keine Wortmel¬
dungen . Ich schließe die Beratung und bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 17 a annehmen
wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben . —
Geschieht . — Der Antrag ist angenommen . (Zu¬
ruf : Ich bezweifle die Abstimmung !) Ich bitte
nochmals die Abgeordneten , die Antrag 17 an-
nchmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Das ist die Mehrheit;
der Antrag ist angenommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 18:
Der Landtag wolle beschließen , das Staats¬
ministerium zu ersuchen , zu prüfen , ob nicht
der nächstjährige Entwurf des Aussührungs-
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gesetzes zum Reichsfinanzausgleichsgesetz so
gestaltet werden kann , daß:
1. nicht mehr , wie bisher , die Amtsver¬

bände und Gemeinden nur an der
Hälfte der dem Landssteil Oldenburg
zufließenden Reichskrastsahrzeugsteuer,
sondern an dem ganzen Betrage be¬
teiligt , und hierbei die Gemeinden und
Eemeindeverbände mit ihren gesamten
verkehrswichtigen Straßen ganz oder
teilweise berücksichtigt werden;

2. die Beträge für dsn Ausgleichsstock nicht
mehr den Gemeindeanteilen entnommen
werden , und

3 . zum Ausgleich die Grundverteilung der
Reichsüberweisungssteuern zwischen Lan¬
desteil , Eemeindeverbänden und Ge¬
meinden entsprechend geändert wird.

Der Ausschuß stellt ferner den Antrag 19:
Annahme des vom Abg . Albers  unter ll
gestellten Antrages , betreffend Prüfung der
Frage eines Ausgleichs der Fürsorgelasten
der Städte und Gemeinden.

Der Antrag Albers  lautet:
Der Landtag wolle beschließen , die Regie¬
rung zu ersuchen , die Frage eines Aus¬
gleichs der Fürsorgelasten der Städte und
Gemeinden erneut zu prüfen und das Er¬
gebnis dem Landtage mitzuteilen.

Ich eröffne die Beratung zu den beiden An¬
trägen 18 und 19 und zum Antrag des Abg.
Albers.

Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Wir stimmen
dem Anträge 18 , der sich in 3 Abschnitte gliedert,
zu . Zum ersten Abschnitt möchte ich sagen , daß
wir eine andere Verteilung der Kraftfahrzeug¬
steuer , als wie sie bisher üblich war , für not¬
wendig halten , weil nach unserem Dafürhalten die
geschlossenen Orte , besonders die Städte , zu un¬
günstig behandelt worden sind . Ich weiß , daß
der Antrag 18 in seinen verschiedenen Teilen , so
wie er vom Ausschuß gestellt ist, nach den ver¬
schiedenen Richtungen hin aus verschiedenen Motiven
heraus gestellt ist. Wir wünschen , daß der ganze
Finanzausgleich möglichst wenig kompliziert wird
und sind auch mit der Vorwegnahme der Ge¬
meindeanteile für den Ausgleichsstock nicht ein¬
verstanden , wenn aber in Ziffer 3 gefordert wird,
das Staatsministerium möge prüfen , ob die Grund¬
verteilung der Reichsüberweisungssteuern geändert
werden könne , dann stimmen wir zwar diesem
Prüfungsantrage zu , glauben aber , daß wir im
nächsten Jahre uns so ohne weiteres über die
dann stattzusindende Beregelung nicht einigen
werden . Ich weise das Staatsministerium schon

heute darauf hin , daß jedenfalls die Meinungen
über die Aenderung in der Verteilung der Reichs¬
überweisungssteuern erheblich auseinandergehen
werden . Wenn wir auch dem Anträge zustimmen,
so will ich doch betonen , daß die Motive bei
uns andere sind , als bei anderen Mitgliedern des
Ausschusses , die noch für den Antrag gestimmt
haben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne-
m a n n.

Abg . Dannemann : Meine Herren ! Für mich
ist die Hauptsache , daß zunächst Einmütigkeit dar¬
über besteht , daß eine Aenderung eintreten muß,
vor allen Dingen , daß die Kraftsahrzeugsteuer
vollkommen für die Chausseen Verwendung finden
muß . Die Verteilung der Reichsüberweisungs-
steuern muß eine andere werden , und wir wünschen,
daß der Landtag diesen Antrag einstimmig an¬
nimmt und daß die Staatsregierung diesen An¬
trag ernstlich prüft ; das muß anders werden . Die
Krastfahrzeugsteuer fließt zur Hälfte in die Staats¬
kasse und nur die andere Hälfte wird verteilt.
Ich glaube , es ist richtiger , daß man es so macht,
daß die ganze Kraftfahrzeugsteuer verteilt wird
und daß wir eine dritte Klasse Straßen hinzu¬
nehmen . Man braucht sie nicht in dem Umfang
beteiligen , aber die Hauptsache ist, daß die Krast¬
fahrzeugsteuer hierfür Verwendung findet . Wenn
wir z. B . das Verhältnis ^ und 4/7  ändern bei
der Verteilung der Ueberweisungssteuern , dann ist
das kein Nachteil für die Staatskasse.

Präsident : Das Wort hat Herr Ministerialrat
Osten dorf  II.

Ministerialrat Ostendorf II : Ich möchte fest¬
stellen , daß der Betrag der auf den Staat ent¬
fallenden Krastfahrzeugsteuer auch heute schon
ganz für die Staatsstraßen verwendet wird . Der
Staat erhält die erste Hälfte der auf den Landes¬
teil Oldenburg entfallenden Kraftfahrzeugsteuer
ganz ; die zweite Hälfte wird auf die Staatsstraßen
und die sogenannten Durchgangsstraßen nach der
Länge verteilt . Es ist also nicht richtig , daß die
Kraftfahrzeugsteuer auch für andere Staatszwecke
verwendet wird . (Zwischenruf Abg . Danne¬
mann:  Das ist selbstverständlich !)

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Wir kommen zur Abstimmung . Ich bitte
die Abgeordneten , die die Anträge 18 und 19
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht.
— Die Anträge sind angenommen.

Bevor ich den Antrag 20 zur Beratung stelle,
erteile ich zur Geschäftsordnung Herrn Abg . Ha r-
tong  das Wort.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Es ist jetzt
zu 20 b überhaupt kein Antrag angenommen und
damit ein wesentlicher Teil der ganzen Vorlage,
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die Hilfsmaßnahmen für die notleidenden Ge¬
meinden , hinfällig geworden . In solchen Fällen
wäre an sich die Möglichkeit einer dritten Lesung
gegeben . Das bedeutet aber , daß der Landtag
noch 8 Tage tagt . Um das zu vermeiden , stelle
ich zum Antrag 20 den Verbesserungsantrag:

Annahme des Antrags 20 mit der Maß¬
gabe , daß als Z 20b dem Gesetzentwurf
der Tert des § 20b der Anlage 42 unter
Streichung des letzten Absatzes eingefügt
wird.

Das ist also , aus gut Deutsch ausgedrückt , die
Beseitigung der Zwangsetatisierung . Die Ge¬
meinden müssen dann selbst wissen , wie sie ihre
Beschlüsse zu fassen haben . Das ist praktisch eine
Annahme des Antrages 12.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Die Geschäftsordnung schreibt
vor , daß , wenn ein Antrag in einer Sitzung ab¬
gelehnt ist, er in derselben Sitzung nicht wieder¬
holt werden kann . Ich protestiere dagegen . (Abg.
Hartong:  Dann wollen Sie also noch länger
tagen ! — Abg . Meyer  fHoltef widerspricht .)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
richs  zur Geschäftsordnung.

Abg . Frerichs : Ich kann nur sagen , daß ich
so ohne weiteres eine Erklärung zu diesem Anträge
nicht abgcben kann , denn unsere endgültige Stel¬
lungnahme zum Finanzausgleichsgesetz wird ab-
hängen von den gefaßten Beschlüssen . Erst wenn
die Ziffer 10 des Gesetzentwurfs beordnet ist.
werden wir sagen können , ob wir dem Finanz¬
ausgleich zustimmen . Ich wünsche auch ein Weiter¬
tagen des Landtages nicht , ich glaube aber , daß
wir das morgen noch erledigen können . Ich sehe
die Geschäftslage so an , daß wir heute nach¬
mittag wahrscheinlich doch noch sitzen müssen . Ich
glaube , es wird ohne Verlängerung der Land¬
tagstagung möglich sein , einen Abschluß zu finden.
Ich würde bitten , es so einzurichten , daß mit der
Verabschiedung des Haushalts auch der Finanz¬
ausgleich verabschiedet wird.

Präsident : Ich möchte jetzt folgenden Vorschlag
machen : Wir setzen jetzt die Beratung des An¬
trages 20 und die Abstimmung aus , desgleichen
über den Verbesserungsantrag Hartong.  Die
Fraktionen können dann Stellung dazu nehmen.
Es würde vielleicht wünschenswert sein , daß der
Antrag vervielfältigt wird , damit er den Fraktionen
zugestellt werden kann.

Wir fahren in unserer Tagesordnung fort und
dann können wir später beschließen , was wir heute
nachmittag machen wollen . Ist der Landtag mit
dieser Beregelung einverstanden ? (Zurufe : Ja¬
wohl !) Der Landtag ist einverstanden.

Stenogr . Berichte . V. Landtag, 3. Versammlung.

11 . Gegenstand der Tagesordnung ist ein
Bericht des Ausschusses 3 über

1. d'e Anlage 35 (Nachtrag zum Haushalts¬
plan des Landesteils Lübeck für das Rech¬
nungsjahr 1927 ) . 2 . Lesung.

2 . die Anlage 47 (Nachtrag zum Haushalts¬
plan des Landesteils Birkenseld für das
Rechnungsjahr 1927 ) . 2 . Lesung.

3 . den Gesetzentwurf zum Haushaltsplan des
Landesteils Birkenfeld für das Rechnungs¬
jahr 1928 . 2 . Lesung.

Anträge zur 2 . Lesung sind nicht eingegangen.
Der Ausschuß stellt den Antrag:

Der Landtag wolle den drei Gesetzentwürfen
auch in zweiter Lesung und im ganzen seine
Zustimmung geben.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Ausschußantrag annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der
Antrag ist angenommen.

12 . Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses 3 über den Entwurf

eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , be¬
treffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten
Grundbesitz im Rechnungsjahre 1929 . 2 . Lesung.
(Anlage 41 .)

l . Zur 2 . - Lesung beantragt der Regierungs¬
vertreter:

Aufhebung der in erster Lesung be¬
schlossenen Aenderung der Fassung des
8 23 Abs . 1 und 3 des Gesetzes und
Wiederherstellung des Z 23 Abs . 1 und 3
des Gesetzes in der sich aus der Regie¬
rungsvorlage ergebenden Fassung.

II . Der Abg . Schmidt  beantragt:
Aushebung des Beschlusses aus der ersten
Lesung zu Antrag 3 und 6 und Wieder¬
herstellung des Antrags 4.

III . Der Abg . Hartong  beantragt:
Ablehnung der in der ersten Lesung an¬
genommenen Anträge 3 und 4 und des
dazu gestellten und angenommenen Ver¬
besserungsantrags Frerichs — statt 4
muß 6 gesetzt werden — .

Der Abg . Lahmann  beantragt:
Zu dem in der ersten Lesung angenom¬
menen Antrag Frerichs,  der lautet:

Annahme des Antrags 3 unter Strei¬
chung des Antrags 6 in folgender
Fassung:

Im § 23 Abs . 1 Satz 2 des Ge¬
setzes werden nach den Worten „ Be¬
trägt jedoch " die Worte „ bei Ge¬
bäuden mit einem Brandkassenwert

09
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unter 8000 AK " und im Abs. 3
Zeile 1 und 2 vor dem Worte
„Steuermiete" die Worte „reine
Friedensmiete bezw." eingeschaltet,
mit der Maßgabe, daß das sich aus
vorstehender Aenderung des Gesetzes
ergebende Mehraufkommen den Ge¬
meinden nach Verhältnis des tatsäch¬
lichen Mehraufkommens überwiesen
wird und die überwiesenen Beträge
für den Wohnungsbau verwandt
werden"

beantrage ich folgenden Verbesserungs¬
antrag:

IV. Statt der Worte „8000 AK werden
10 000 AK " gesetzt.

Weiter beantragt der Abg. Lah mann:

V. Besitzer mehrerer Häuser werden von
dieser Vergünstigung nicht getroffen;

VI. die Richtlinien werden dahin geändert,
daß statt 5o/o 3o/o gesetzt wird; die
Summe zu dieser Zinsverbilligung wird
aus dem Mehrauskommen abgezweigt.

VII. Der Abg. Göhrs  beantragt:
8 23 Abs. 1 des Gesetzes wird gestrichen
und durch folgenden Wortlaut ersetzt:

Die Steuer beträgt für den Ver¬
anlagungszeitraum 1929 16 v. H. der
reinen Friedensmiete.

Der durch die Neuregelung sich er¬
gebende Mehrbetrag wird zur Senkung
des Hundertsatzes der Steuer in den
Städten und Gemeinden verwandt,
wo sich das Mehraufkommen ergibt.

VIII. Der Abg. Röder  beantragt:
Für den Fall der Annahme des An¬
trags 3 der ersten Lesung bzw. des Ver¬
besserungsantrags des Abg. Frerichs
beantrage ich Ablehnung der Regierungs¬
vorlage.

Gin Teil des Ausschusses stellt den Antrag 1:
Der Landtag wolle den Antrag des
Regierungsvertretersannehmen und- damit
die Anträge der Abg. Hartong und
Schmidt  für erledigt erklären.

Zum Antrag 1 ist folgender Eventualantrag
des Herrn Abg. Dr. Schulte  eingegangen, der
genügend unterstützt ist:

Im Falle der Ablehnung des Antrages 1
beantrage ich:

Der Landtag wolle den Antrag des
Regierungsvertreters annehmen und
gleichzeitig die Staatsregierung ersuchen,
dem nächsten ordentlichen Landtage Vor¬

schläge zur Beseitigung der Ungleichheiten
in der Besteuerung, die im H 23 Abs. 1
des Gesetzes enthalten sind, zu machen.

Ein anderer Teil des Ausschusses stellt den
Antrag 2:

In den durch die Annahme des Ver¬
besserungsantrages zu Antrag 3 und 6 der
ersten Lesung dieses Entwurfs geänderten
8 23 Abs. 1 des Gesetzes werden statt der
Worte „8000 AK " „10 000 ,AK" gesetzt.
Der Z 29 des Gesetzes ist in weitem Um¬
fange anzuwenden.

Der gleiche Teil des Ausschusses stellt den
Antrag 3:

In dem 8 23 Abs. 1 des Gesetzes wird
in der siebenten Zeile hinter dem Worte
„(Stellermiete)" ein neuer Satz mit folgen¬
dem Wortlaut beigefügt:

„Kommen mehrere Gebäude desselben
Besitzers in Frage, so fällt vorstehende
Ermäßigung weg."

Dieselben Abgeordneten stellen den Antrag 4:
In den Bestimmungen über die Gewährung
von Zinsbeihilsen zur Aufnahme von Dar¬
lehen zur Förderung des Wohnungsbaues
für das Rechnungsjahr 1929 werden im
8 3 die Worte „5°/o" in „3«/o" geändert.

Eine Minderheit, der Abg. Meyer (Holte ),
stellt den Antrag 5:

Annahme des Antrags des Abg. Göhrs.
(Antrag VII.)

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 6:

Annahme des Gesetzentwurfs, wie er aus
den Beschlüssen der ersten und zweiten Lesung
hervorgegangen ist und im ganzen.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 1
bis 6 und zum Verbesserungsantragdes Abg.
Dr. Schulte.

Das Wort hat Herr Minister Dr. Millers.

Minister Dr. Millers : Meine Herren! Ich
möchte Sie dringend bitten, dem Anträge des
Regierungsvertreters stattzugeben. Ich halte den
Antrag des Herrn Abg. Meyer (Holte ) auf
Erhöhung der Hauszinssteuer in diesem Augen¬
blick für durchaus verfehlt. Meine Herren! Ich
habe hier wiederholt gesagt, daß das Jahr 1929
vom Reichssinanzminister als ein Notjahr erklärt
wurde, und ich möchte Sie dringend bitten, aus
dieser Tatsache auch in Oldenburg die Kon¬
sequenzen zu ziehen. Kein Land hat irgendwie
die Steuer erhöht, und ich glaube darum auch
nicht, daß der Oldenburger Landtag hierzu die
Hand bieten wird. Ich habe im Ausschuß darauf
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hingewiesen , gleich in der ersten Sitzung des
Finanzausschusses , daß wir im Jahre 1930 oder
1931 der Steuerfrage näher treten müßten , um
das Defizit zu decken. Ich habe auch darauf hin¬
gewiesen , daß wir die Wohnungsbaudarlehen auf
eine andere finanzielle Grundlage stellen müßten,
und zwar , daß wir den größten Teil der Bau¬
darlehen doch in Zukunft aus laufenden Mitteln
nehmen müßten , wie das auch in Preußen der
Fall ist. Alle diese Erwägungen bedürfen aber
ganz eingehender Prüfung , und es ist unmöglich,
dabei in dieser kurzen Zeit zu irgendeinem Er¬
gebnis zu kommen . Wie dann aber , meine Herren,
die zukünftigen neuen Steuern zu gestalten sind,
das kann man Ihnen im Augenblick gar nicht
sagen . Ich habe darum gebeten , mir die Mög¬
lichkeiten für die Zukunft nicht zu verschließen;
das tun Sie aber , wenn Sie den Antrag Meyer
(Holte ) in diesem Augenblick annehmen . (Zuruf
Abg . Meyer  sHoltej : Der heißt Frerichs !)
Nein , der heißt Meyer (Holte ) . Der Antrag
Meyer (Holte ) ist nicht durchgeprüft ; es kann
sich sehr leicht ergeben , daß er sehr erheblich;
Härten enthält . Ich bin gegen diese übereilten
Beschlüsse , die eine solch immense steuerliche Wir¬
kung haben . Es wird sorgfältiger Prüfung be¬
dürfen , meine Herren , welche Steuerartsn im
nächsten und übernächsten Jahre zur Anwendung
zu bringen sind . Es ist sehr leicht möglich , daß
mehrere Steuerarten gleichzeitig wieder herangeholt
werden müssen , wobei aber geprüft werden muß,
wie sie wirken in sozialer Beziehung , vielleicht auch
nach oben abgerundet werden müssen . Ich halte
den Antrag für übereilt und würde es außer¬
ordentlich bedauern , wenn er zum Gesetz erhoben
würde.

Man hat gesagt , daß in Preußen tatsächlich
mehr gebaut würde . Es ist durch die Zeitungen
ein Artikel über den Landarbeiter -Wohnungsbau
in Preußen gegangen , worin es heißt , daß vom
Jahre 1921 bis 31 . Dezember 1928 in Preußen
37 970 Landarbeiterwohnungen gefördert wurden,
bei uns in Oldenburg 960 . Wenn wir nachbar-
gleich sein wollten mit Preußen , dann müßte
Preußen 76 000 Landarbeiterwohnungsn gebaut
haben . Aus diesem Gebiete sind wir Preußen
wenigstens weit voran . Wie es sich mit den übrigen
Bauten verhält , darüber habe ich leider kein
Material . (Zuruf Abg . Albers .) Gewiß sind
die Verhältnisse in Preußen im ganzen andere
als in Oldenburg im ganzen genommen . Aber
soviel läßt sich sicherlich aus den Zahlen schließen,
daß , wenn Oldenburg zu Preußen gehörte , hier
die 960 Landarbeiterwohnungen nicht gebaut sein
würden.

Ein Fehler ist leider wieder ausgenommen in
dem Bericht , indem gesagt ist, daß ich ausgeführt
hätte in der Plenarsitzung , die Zinsverbilligung
in Preußen würde für uns einen Aufwand aus¬

machen von 166 000 AK . Meine Herren , ich
habe eine solche Zahl gar nicht genannt . Ich
habe gesagt , daß Preußen etwa 666 000 AK als
ständigen Aufwand von der veränderten Hauszins¬
steuer für den Wohnungsbau aufwenden würde.
Ich muß außerordentlich bedauern , daß der Finanz¬
ausschuß sich glatt um eine halbe Million ver¬
sieht und solche Schlüsse zieht . Ich glaube , wenn
das beachtet worden wäre , so wären Sie zu einem
ganz anderen Ergebnis gekommen.

Ich muß mich auch ganz besonders gegen den
Antrag 4 wenden . Die Zinsverbilligung würde
an Ausgaben 200 000 AK verursachen . Man
sollte doch Kapitaldarlehen geben , aber nicht Zins-
zuschüsse.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Schmidt.

Abg . Schmidt : Meine Herren ! Nach der ersten
Lesung sind noch verschiedene Eingaben eingelaufen,
zunächst Seite 949 von der oldenburgischen Han¬
delskammer , dann Seite 966 von der Handwerks¬
kammer und dem Niedersächsischen Handwerker¬
bund , ferner vom Landesverband der oldenbur¬
gischen Einzelhändler , diese Eingabe ist nicht
vervielfältigt . Ebenso ist nicht vervielfältigt
eine Eingabe des Bürgervereins Oldenburg , gez.
Fimmen . Diese 4 Eingaben wenden sich gegen
den Beschluß in erster Lesung , gegen den An¬
trag Frerichs.  Dann ist weiter eingegangen
eine Eingabe des Landesverbandes der Olden¬
burgischen Haus - und Erundbesihervereine . eben¬
falls nicht vervielfältigt . Diese Eingabe wendet
sich gegen den Antrag 7 der ersten Lesung , nach
dem geprüft werden soll , ob d i e Neubauten , die
während der Inflationszeit errichtet sind , nicht auch
herangezogen werden können , in voller Höhe.
Meine Herren , dieser Antrag ist in erster Lesung
angenommen , der Widerruf ist zur zweiten Lesung
nicht gekommen , obwohl eine starke Minderheit dem
Anträge 7 entgegensteht . Dieser Antrag ist zur
zweiten Lesung nicht gekommen aus dem Grunde,
weil man sich jetzt einverstanden erklärt mit der
Einbeziehung , sondern sich sagt , daß das Reichs¬
gesetz dem entgegen steht , das diese Neubauten
frei läßt , und sodann können wir uns einver¬
standen erklären mit der Ansicht des Landesver¬
bandes der Haus - und Erundbesitzervereine , daß
der Wohnungsbau gefördert wird , wenn diese Ge¬
bäude nach wie vor frei bleiben . Es kommt hinzu,
daß die Heranziehung der Gebäude außerordentlich
schwer ist ; denn der will beweisen , welche Woh¬
nungen und welche Gebäude sind mit Papiergeld
gebaut und welche mit wertbeständigem Geld . Zu¬
dem kann gesagt werden , daß eine Annahme dieses
Prüfungsantrages der ersten Lesung noch kein Ge¬
setz bedeutet.

Meine Herren , dann zu den Anträgen zur
zweiten Lesung . Der Antrag 2 will , daß der
Antrag Frerichs  bestehen bleibt aus der ersten

69 *
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Lesung mit dem Zusatz , daß der Braudkassenwert
für die vergünstigten Gebäude von 8000 auf
10 000 KA erhöht wird . Neu ist der Antrag 3;
der will verhüten , daß Besitzer mehrerer Häuser
begünstigt werden . Ebenso ist der Antrag 4 neu,
der will die Zinsverbilligungen . Dazu darf ich
sagen , daß wir stets für die Zinsverbilligung bei
den Baudarlehen eingetreten sind , wie ja auch die
Anträge zum Etat zeigen . Auf diesem Wege geht
aber die Zinsverbilligung unseres Erachtens nicht.
Die Sache mutz kommen aus allgemeinen Landes¬
mitteln , sie darf nicht aufgebracht werden auf
diesem Wege ; denn sonst würde in die Erscheinung
treten , datz beispielsweise die Stadt Oldenburg,
die doch 25 — 30o/o des gesamten Mehrauskom¬
mens aus dieser Steuer bringt , datz die Stadt
Oldenburg die Zinsverbilligung für weite Kreise
des Landes und der anderen Städte tragen mutz.
Das , meine Herren , würde doch der Eerechtig - j
keit widersprechen . — Zu dem Antrag 4 darf 1
ich noch sagen , datz der Herr Präsident vielleicht
übersehen hat , datz der zweite Teil auch zu dem An¬
trag 4 gehört . Der Druck könnte allerdings anderer
Auffassung Raum geben , aber der Satz : „Der !
Bedarf zur Deckung der Zinsverbilligung " usw.
gehört mit zum Antrag 4 . — Der Antrag 5
will alle Gebäude erfassen mit Ausnahme der¬
jenigen , die an sich frei sind , ist also der An¬
trag Frerichs  aus der ersten Lesung , allerdings
mit der Matzgabe , datz das Mehraufkommen Ver¬
wendung finden soll zur Senkung des Steuer¬
satzes in den Gemeinden , wo das Mehr auf¬
kommt . Ich darf dazu sagen , datz dieser Antrag,
wie auch schon der Herr Minister erklärt hat,
autzerordentlich bedenklich erscheint , von uns aus
gesehen , aus dem Grunde , weil eine Steuerungleich¬
heit in dieses ganze System hineinkommen würde.
Ich möchte Sie bitten , meine Herren , es bei dem
Antrag 1 zu lassen , und zwar so, wie er hier ge¬
stellt wird , ohne den .soeben eingebrachten Ver¬
besserungsantrag des Äbg . Dr . Schulte.

Meine Herren , Landtag und Regierung sind
einig darin , datz der Steuersatz , wie er bislang
gilt , bestehen bleibt . Die Regierung ist befriedigt,
weil das Soll -Aufkommen mit 2,2 Millionen Mark
garantiert erscheint . Lassen wir nun , so möchte
ich es empfehlen , die Hände ab von weiteren
Steuererhöhungen aus diesem Gebiete . Wir wissen
nicht , meine Herren , der Minister hat schon An¬
deutungen gemacht , was die Zukunft bringt und
wo noch der Hebel angesetzt werden mutz . Seien
wir zufrieden mit dem , was im Anträge 1 gefordert
wird und was ausreicht , den Bedarf zu decken. Ich
gebe ohne weiteres zu , datz durch den Antrag 3
insbesondere Kreise erfatzt werden , die sehr wohl
leistungsfähig sind , gebe aber zu bedenken , datz
ein autzerordentlich grotzes Heer von Steuer¬
zahlern sehr schwer herangezogen würde und das
soll und mutz in heutiger .Zeit vermieden werden.

Nun noch ganz kurz etwas Redaktionelles.
Wenn , was ich nicht hoffe , Antrag 2 und 3 an¬
genommen werden , so mutz , um den richtigen Wort¬
laut in den Gesetzentwurf hineinzubringen , be¬
stimmt werden , datz im Falle der Annahme dieser
beiden Anträge der hier angenommene Wortlaut
Ziffer 4 des Gesetzentwurfs wird . Werden diese
Anträge abgelehnt und bleibt es beim Antrag
Frerichs  der ersten Lesung , so mutz dem An¬
träge Frerichs  diese Bestimmung nachgefügt
werden . Das ist keine Sinnesänderung , sondern
lediglich eine Aenderung redaktionellen Charakters.
Im übrigen bitte ich Sie nochmals , dem An¬
träge 1 Ihre Zustimmung zu geben.

Präsident : Bevor ich dem nächsten Redner das
Wort erteile , möchte ich darauf Hinweisen , datz
es richtig ist, was Herr Abg . Schmidt  sagte,
datz zu dem Antrag 4 auch der Absatz gehört:

„Der Bedarf zur Deckung der Zinsverbilli¬
gung wird aus dem Mehraufkommen , das
sich aus der Aenderung des § 23 Abs . 1
des Gesetzes ergibt , abgezweigt ."

Ich stelle auch diesen Absatz mit zur Beratung.

Das Wort hat Herr Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich mutz sagen,
datz ich zunächst den Herrn Finanzminister durch¬
aus nicht verstehen kann bezüglich seiner Ein¬
stellung zu diesen Steuersragen . Er bittet , die
Anträge , die von uns gestellt bzw . verbessert sind,
abzulehnen . Er weitz aber mindestens ebenso gut
wie wir , datz in Oldenburg bisher die Hauszms-
steuer im Vergleich zu den übrigen deutschen Län¬
dern mit die niedrigste war , und es ist auch nicht
wegzudiskutieren , datz in Preutzen der Wohnungs¬
bau unter günstigeren Bedingungen stattgefunden
hat in den verflossenen Jahren und datz dort
mehr gebaut worden ist als hier . Der Augen¬
schein überzeugt ; wir können uns der Besorgnis
nicht verschlietzen , datz ganz besonders mit der
Deordnung in diesem Jahre der Wohnungsbau
bei uns noch wesentlich erschwert wird . Ich bin
auch durchaus nicht der Meinung , datz dem Herrn
Finanzminister die Steuermöglichkeiten für die
kommenden Jahre verbaut werden , sondern ich
will offen gestehen , wenn ich überhaupt noch eine
Besorgnis gehabt habe bei dem Antrag Meyer
(Holte ) , so die , datz gewissen kommenden Dingen
die Wege geebnet werden . Darüber bin ich mir
auch klar , wenn der Abg . Meyer (Holte ) einen
solchen Antrag stellt , dann geschieht das nicht
aus überquellendem Mitgefühl für die Städte , son¬
dern deswegen , weil er bestimmte Absichten hat,
und auch einmal Politik auf weite Sicht macht.

Es ist hier auch von Herrn Abg . Schmidt
gesagt worden mit Bezug aus den Antrag 4 — be¬
treffend Zinsverbilligung — , datz die Städte die
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Zinsverbilligung für das flache Land zu tragen
hätten . (Zuruf Abg . Schmidt:  Die Stadt
Oldenburg !) Andere Städte vielleicht auch . Aber
es ist zu bemerken , daß das Mehraufkommen den
Gemeinden Zur Verfügung gestellt werden soll zur
Förderung des Wohnungsbaues . (Abg . Schmidt:
Vorweggenommen !) Die Zinsverbilligung , aber
das übrige sollen sie doch so haben , wie das
sonst geschieht . Also wird die Steuer den Städten
in vermehrtem Matze zugute kommen . Und wenn
man hier nun sagt , es wäre nicht zu vertreten,
datz die Städte dies für das flache Land tragen,
so mutz ich sagen , ich würde darüber wirklich
nicht stolpern , daran werden die Städte nicht
sterben.

Meine Herren , interessant ist mir die Stellung¬
nahme des Zentrums zur zweiten Lesung , und
es war mir sehr interessant , von Herrn Men er
(Holte ) den Zwischenruf zu hören , datz dieser An¬
trag nicht der Antrag Meyer (Holte ) , sondern
der Antrag Frerichs  sei . Es scheint wieder
einmal so zu sein , datz man die Vaterschaft nicht
anerkennen will . Ich habe lediglich die beiden
Anträge 3 und 6 zur ersten Lesung miteinander
verbunden , um sicherzustellen , datz die mehr auf¬
kommenden Mittel auch für den Wohnungsbau
verwendet werden . Aber wenn ich nun in Betracht
ziehe den neuerdings gestellten Antrag Göhrs
zur zweiten Lesung un 'v den Verbesserungsantrag
des Abg . Schulte . . . (Zuruf : Den Eventual¬
antrag Schulte !) , den Eoentualantrag . . . (Zu¬
ruf Abg . Meyer (Holte ) : Das ist ein Unter¬
schied!) Gewitz , aber in der Wirkung dasselbe.
Ich stehe unter dem Eindruck , datz das Zentrum
zu seinen eigenen Anträgen erster Lesung nicht
mehr stehen wird . (Zuruf Abg . Meyer (Holte ) :
Das ist nicht wahr !) Dann haben Sie Ver¬
anlassung , unserem Anträge zuzustimmen . Der
Spektakel , der drautzen eingesetzt hat , ist Ihnen
doch wohl ein wenig in die Glieder gefahren . —
Es ist hinsichtlich des Antrages Göhrs  zu sagen,
wenn Herr Abg . Schmidt  davon gesprochen hat,
datz durch diesen Antrag eine steuerliche Ungleich¬
heit zwischen den einzelnen Gemeinden eingeführt
würde , die steuerliche Ungleichheit würde nicht durch
den ersten Teil des Antrages Göhrs,  sondern
durch den Zweiten Teil herbeigeführt werden . Die
Steuersenkung würde Ungleichheiten zwischen den
einzelnen Gemeinden bringen . Meine Herren , wir
stehen vor der .Frage : Abschaffung des Steuer¬
privilegs , das auch Herr Abg . Schmidt  nicht
als gerecht anerkennen will oder für ein Jahr
diese Steuerungleichheit in Kauf zu nehmen . Ich
muh sagen , datz ich dem Anträge Göhrs  viel¬
leicht noch etwas abgewinnen könnte , aber ich
halte es doch für richtiger , bei den Anträgen erster
Lesung , so, wie wir sie gestellt haben , zu bleiben,
weil nach unserer Ansicht für den Wohnungsbau
herausgeholt werden muh , was irgend möglich ist,

einmal des Wohnungsbaues wegen , dann aber
auch des Arbeitsmarktes wegen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Meine Herren ! Ich bekenne ganz
offen , datz ich den Antrag gestellt habe , und ist
stehe zu meinem Anträge nach wie vor . Zwar
mutz ich betonen , datz nun ein Antrag in anderer
Form gestellt ist, durch den Verbesserungen oder
Verschlechterungen hineingebracht sind . Ich habe
mich dazu bekannt , stehe aber auf demselben Boden
wie damals . Ich möchte auch noch ausführen,
aus welchen Gründen ich dazu gekommen bin.
Wer das preußische Hauszinssteuergesetz kennt , der
weitz, datz in Hinsicht aus Preuhen die Gebäude
in der Stadt ganz wesentlich im Vorteil sind
einmal dadurch , datz die Sätze , die in Preutzen
gehoben werden , wesentlich höher sind , zum
anderen , datz die gewerblichen Betriebsgebäudr zur
Hälfte frei bleiben und ferner durch den Z 23
Abs . 1, den wir jetzt ändern wollen . Das sind
Umstände , die ganz ohne Zweifel rechtfertigen , in
eine Revision des Gesetzes einzutreten . Bei der
Vorlage 41 bot sich die Gelegenheit , zumal ist
jedes Jahr versucht habe , diese ungerechte Be¬
stimmung zu beseitigen . Ich stehe mit dieser An¬
sicht nicht allein . Ich habe bei der Beratung der
ersten Lesung ausgesührt , datz der Oberbürger¬
meister von Oldenburg in seiner Eingabe denselben
Standpunkt vertritt . Damals wurde mir von ver¬
schiedenen Seiten zugerufen , datz der Oberbürger¬
meister allein dieser Ansicht sei. Die Verhand¬
lungen im Stadtrat haben ergebey , datz das ein
wohlüberlegter Beschlutz des Eesamtmagistrats ge¬
wesen ist und datz die Mehrheit sich für die Sachs
ausgesprochen hat . Auf die Ausführungen , die
Frerichs  machte , wir hätten verschiedene An¬
träge gestellt , Antrag Göhrs  und Antrag
Schulte,  die den Anschein erweckten , als wenn
wir mit dem ersten Anträge nicht mehr zufrieden
wären , möchte ich sagen , diese Anträge sind ge¬
stellt , nachdem von Ihnen in zweiter Lesung ab¬
ändernde Anträge gebracht sind , denen wir nicht
zustimmen können . Sie haben beantragt , datz dir
Grenze aus 10 000 Mark erhöht werde . Wenn
das ein Schutz der schwachen Schultern wäre , wäre
ich dafür gewesen . Ich habe gesagt , datz ich da¬
für bin , datz weitgehend der Härteparagraph An¬
wendung findet , datz es uns fern liegt , einen
Antrag zu stellen , der unsozial wirken soll . Aber
die Möglichkeit dadurch schaffen zu wollen , datz
man die Freigrenze auf 10 000 Mark erhöht , halte
ich nicht für richtig . Wohl würde man eine
solche Möglichkeit finden , wenn man sagte , bei
einem Friedensmietwert von 500 Mark oder so
ähnlich soll die Befreiung eintreten . Dafür wäre
ich auch gewesen . Aber der Vorschlag fand bei
den Herren der Sozialdemokraten keine Mehr-
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heit. Der Wert des Gebäudes ist nicht bestim¬
mend, man mutzte dann auf den Friedensmiet¬
wert zurückgehen. Weil aber nicht nur diese An¬
träge von den Sozialdemokraten, sondern auch
noch andere Anträge bezüglich der Verbilligung
des Zinssatzes gestellt sind, haben auch meine
Kollegen Anträge gestellt, die sind aber nicht weit
obweichend und sind zum. Teil nur Eventual¬
anträge . Herr Göhrs  stellt den Antrag in
dem Sinne , weil er annimmt, nachdem die Sozial¬
demokraten diesen Antrag 2 gestellt haben, datz
dadurch die Mehrheit verloren gehen wird. Das
hat mit der Aenderung unserer Auffassung nichts
zu tun. Wir stehen nach wie vor auf dem
Boden, datz das Gesetz geändert werden mutz.
Sollte es in diesem Jahre nicht geschehen, mutz
es im nächsten Jahre gemacht werden.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Har-
tong.

Abg. Härtong : Ich hatte nicht angenommen,
datz eine Debatte entstehen würde. Da aber die
Debatte begonnen hat , mutz auch ich einiges sagen.

Es ist geradezu grotesk, datz die Regierung
den Landtag bittet , von Steuererhöhungen ab¬
zusehen, und datz der Landtag oder wenigstens
ein Teil demgegenüber sagt, da und dort sind
vielleicht noch Gelder, die wollen wir jetzt vor¬
weg schon aufbrauchen. Ich beneide den Herrn
Abg. Meyer (Holte ) nicht um die Zustimmung,
die er gerade in dieser steuerlichen Frage bei dem
Abg. Frerichs  gefunden hat . Ich gebe den
Sozialdemokraten zu, datz sie durchaus konsequent
geblieben sind, Herr Meyer (Holte ) ist das
aber nicht. Richtig ist, datz er auch in den letzten
Jahren den Standpunkt vertreten hat , den städti¬
schen Grundbesitz steuerlich mehr heranzuziehen.
Das ist ein Standpunkt (Zuruf : Gerechter!), der
für ihn um so verständlicher wird, als andere
bezahlen müssen. Aber wofür ich kein Verständ¬
nis habe, ist, datz der Abg. Meyer (Holte ) die
Zweckbestimmungdes Antrages und damit den
ganzen Antrag grundlegend geändert hat , weil
er sonst keine Mehrheit bekommen konnte. (Zu¬
ruf : Was haben Sie beim Finanzausgleich ge¬
tan ?) Darin liegt der wesentlichste  Fehler
seines Antrages . Ich halte es für eine Unmög¬
lichkeit, datz der Landtag einer Beordnung zu¬
stimmt gegen den Willen der Regierung, die
praktisch in einem Moment nicht zu bestreitenden
wirtschaftlichen Tiefstandes neue erhebliche Steuer¬
mittel der Bevölkerung, und nicht nur der städti¬
schen Bevölkerung, sondern auch einem Teil der
ländlichen Bevölkerung, auch einem weiten Teil
der Arbeitnehmerkreise, auserlegt. Das ist nicht
zu verantworten.

Wenn Herr Abg. Meyer (Holte ) als weitere
Kronzeugen den Oberbürgermeister der Stadt
Oldenburg beruft . . . (Zuruf Abg. Meyer

fHoltef : Den Magistrat !) Der Magistrat oder
richtiger ein Teil des Magistrats hat sich bemüht,
darzulegen, datz er der Eingabe nicht zugestimmt
hat ; im übrigen war das unklar und die Erklärung
des Oberbürgermeisters außerordentlich gewunden.
Uebrigens war ein wesentlicher Teil seiner Etat¬
ausführungen unrichtig. Ich glaube, auch sagen
zu können, datz der Oberbürgermeister weitz, datz
dieser wesentliche Teil seiner Ausführungen un¬
richtig ist. Ich komme nur darauf , weil vorhin
der Name Görlitz gefallen ist; der Oberbürger¬
meister der Stadt Oldenburg weitz oder mutz
wissen, datz ein Kernpunkt seiner Rede, in der
er sagt, datz unser Staatshaushalt im Gegensatz
zum Haushalt der Städte mehr oder weniger
balanciere, unrichtig ist. Es ist bedauerlich, das
feststellen zu müssen. Ein Oberbürgermeister hat
die Pflicht, bei offiziellen Ausführungen bei der
Wahrheit zu bleiben. — Meine Herren, ich hoffe,
datz der Antrag 1 angenommen wird.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg. Schmidt: Meine Herren ! Der Herr

Minister sagt, er hätte nicht Auskunft über die
Höhe der Summe gegeben, die notwendig gewesen
ist oder notwendig sein wird für die Zinsver¬
billigung. Er hat zwar die Summe von
166 000 Mark in anderer Beziehung genannt, aber
ich verweise daraus , datz auch hier im Ausschutz
von der Summe gesprochen wurde, als der Minister
ausführte , datz etwa 8 bis 10 Millionen Mark
in den Wohnungsbau seitens des Staates hinein¬
gesteckt sind. Wenn man davon 2o/g Zinsver¬
billigung annimmt , so kommt die Summe von
166 000 Mark heraus . Wenn Herr Abg. Meyer
sich auf den Oberbürgermeister oder den Magistrat
der Stadt Oldenburg beruft und seine Stellung¬
nahme stützt aus diese Ausführungen, so mutz ich
demgegenüber betonen, datz der Abgeordnete
objektiv und sachlich prüfen mutz, das ' ist seine
Pflicht; seine vornehmste Pflicht ist aber u. a. erst
recht, das zu entscheiden, was er nach seinem
eigenen Ermessen für richtig befindet. Ich will
nicht zurückkommen auf das , was Herr Hartong
hier ausführte . Ich will nur sagen, datz der
Oberbürgermeister der Stadt Oldenburg darin
recht hat , wenn er sagt, datz vorweg der Staats¬
haushalt in Ordnung gebracht ist, und zwar
besser als die Haushalte der städtischen Gemeinden.
Ich wiederhole, was ich bei der Etatrede gesagt
habe, datz der Staatshaushalt balanciert auf
Kosten der Gemeinden.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Thye.
Abg. Thye : Der Herr Minister hat uns an¬

fangs der Verhandlungen erklärt, datz ein über¬
eilter Antrag vorliegt. Diese Bedenken des Herrn
Ministers kann ich nicht teilen. Wir haben redlich
Zeit gehabt, über diesen Antrag nachzudenken,
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wegen Erhöhung der Realsteuern haben könnte , so
müßte man sich andererseits sagen , daß wir um
die Anträge nicht herumtommen . Die Finanzen
des Staates werden doch nur günstig dadurch be¬
einflußt , wenn der Finanzminister diese Steuer¬
reserve für das nächste Jahr behält . Meine Herren!
Es ist von einigen Vorrednern ausgeführt , daß
die Reserve bleibt und in diesem Jahre der Etat
besser balanciert , weil wir ja diese Einnahme¬
quelle als außerordentliche Ausgabe wieder ver¬
buchen können , als Darlehen an die Gemeinden.

Nun aber noch ein anderes , und das sind die
Finanzen der Gemeinden . Wir haben im Laufe
des Jahres immer wieder , vor allen Dingen von
dem Oberbürgermeister von Oldenburg , gehört,
daß die Städte ihren Etat nicht balancieren können.
Ich bin nicht der Ansicht des Abg . Schmidt,
daß der Staat es leichter hätte , seinen Etat zu
balancieren und die Gemeinde sehr viel schwerer.
Ich bin nach wie vor der Ansicht , daß sämtliche
Gemeinden , vor allen Dingen aber die Städte,
in der Bewilligung von Ausgaben bedeutend
üppiger Vorgehen als der Landtag , und wenn
man besonderen Gemeinden daraus Vorwürfe
machen wollte , da müßte man zuerst die Städte
sich vornehmen . Die Städte haben behauptet , sie
hätten andere Kulturausgaben zu erfüllen . Aber,
meine Herren , wie liegt der Kernpunkt . Wenn
die Städte Kulturaufgaben zu erfüllen haben , man
kann darüber geteilter Meinung sein , wie weit
das gehen soll , ich will hier keine Einzelbeispiele
anführen , dann sollen sie die Kulturausgaben auch
selber bezahlen . Nun haben wir im Herbst hier
gesessen , haben beraten über eine Hilfe , die wir
den Städten bringen wollten . Es ist in den
5 Wochen des vergangenen Herbstes nicht mehr
Hilfeleistung für die Städte herausgekommen , als
was wir damals an Unkosten dem Staate ver¬
ursacht haben . Es ist in dieser jetzigen Sitzungs¬
periode immer wieder über Hilfe beraten worden
und es ist alles nur Flickwerk geblieben . Meine
Herren ! Wir sollen die Städte aus Staats¬
mitteln unterstützen , sie bekommen zinslose Dar¬
lehen . Wir haben beraten , ob die Einnahmemög¬
lichkeiten der Städte verbessert werden könnten,
und wenn ich mich bereit erklärt habe , hier mit¬
zuhelfen , so hat mich dazu besonders eins ver¬
anlaßt . Ich habe das Empfinden , aus allen
diesen Treibereien heraus gegen das Land , daß
es im Lande besser gehe , daß das Land eher
die Möglichkeit hätte , seine Voranschläge zu
balancieren , ist der Antrag 19 zum Finanzaus¬
gleichsgesetz entstanden , durch den wir in den
Landgemeinden bestraft werden für unsere Spar¬
samkeit , die wir bis zum äußersten durchgeführt
haben und durch den wir jetzt in den Gemeinden
die äußerste Steuergrenze ausschöpfen müssen . In
meiner Gemeinde , wo wir eine sehr große Land¬

bundmehrheit haben , sind wir nicht egoistisch vor¬
gegangen . Wir haben 300o/o Grundsteuer und nur
50o/o Steuer vom bebauten Grundbesitz erhoben.
Die Gewerbetreibenden und Hausbesitzer müssen wir
aber jetzt mit 100 «/a belasten . Da kann man
mir nicht den Vorwurf machen , daß ich auf Kosten
anderer Leute , auf Kosten der Städte , das Geld
hereinholen will . Es ist selbstverständlich , wenn
man uns derartige Lasten auferlegt , dann müssen
wir uns wehren ; wenn wir das nicht tun , weiß
ich nicht , was die Zukunft bringen wird.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Nie¬
berg.

Abg . Nieberg : Meine Herren ! Auch ich hatte
nicht die Absicht , zu dieser Gelegenheit zu sprechen,
weil ich der Auffassung bin , daß sich niemand
mehr in seiner Abstimmung durch allzu lange
Reden beeinflussen läßt . Aber die Ausführungen
des Abg . Meyer (Holte ) zwingen mich, noch
einige wenige Worte zu sagen . Für Herrn Meyer
(Holte ) scheint die letzte Stadtratssitzung ein ge¬
fundenes Fressen gewesen zu sein . Ich kann fest¬
stellen , daß Herr Abg . Meyer (Holte ) der Ein¬
gabe des Stadtmagistrats in diesem Augenblick
außerordentliche Bedeutung beimißt , weil sie ihm
mal paßt . Ich würde es begrüßen , wenn Herr
Meyer (Holte ) anderen berechtigten Eingaben der
Stadt Oldenburg dasselbe Interesse entgegen¬
bringen würde , welches er dieser Eingabe ent¬
gegenbringt . Zur Sache selbst nur wenige Worte.
Der Stadtmagistrat hat in seiner Sitzung vom
15 . Mai , wie später sestgestellt ist, diese Eingabe
beschlossen . An diesem Tage war ich verhindert,
teilzunehmen . Ich hätte dieser Eingabe in der
Form , wie sie dem Landtage zugegangen ist, aus
verschiedenen Gründen nicht zugestimmt , aber trotz¬
dem kann man sich heute nicht hinstellen und die
Sache so darstellen , als wenn wer weiß was für
ein Verbrechen begangen ist, wenn vom Stadt¬
magistrat eine Eingabe gemacht ist, lediglich diktiert
vom Standpunkt der Finanzen der Stadt Olden¬
burg . Herr Meyer (Holte ) hat es so var-
gestellt , als wenn die Herren , die im Magistrat
für diesen Antrag eingetreten sind , es getan
hätten , um die städtische Bevölkerung aus sozialen
Gründen mit Steuern zu belasten . Die Sache
liegt so, daß keine einzige Steuererhöhung , die
im Laufe der letzten Jahre im Landtag be¬
schlossen ist, sich für die einzelnen Steuerzahler
die katastrophal auswirkt , wie gerade diese , wenn
der Antrag Meyer (Holte ) Anwendung findet.
Es ist ausgerechnet worden , daß für einzelne
Steuerzahler eine Mehrbelastung von 30 bis 60 «o
herauskommt . Daß das untragbar ist, darüber
brauchen wir kein Wort zu verlieren . Den Herren,
die heute bereit sind , soweit sie aus der Land¬
wirtschaft sind , gegen den Antrag 1 zu stimmen,
möchte ich sagen , wenn es sich darum handeln
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würde , eine Belastung auch für wenige landwirt¬
schaftliche Betriebe herbeizuführen , die nur einen
Bruchteil von dem ausmachen , was man der
städtischen Bevölkerung aufbürden will , würden die
Herren nicht dafür stimmen . Weil die städtische
Bevölkerung nicht in der Lage ist, diese Steuer
zu zahlen , bitte ich, Antrag 1 anzunehmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Ich habe den Betrag
von 666 000 in der vorletzten Plenarsitzung in
einem anderen Zusammenhänge genannt . Herrn
Präsident Zimmermann  mutz ein Irrtum
unterlaufen sein , wenn er meint , datz ich in der
Finanzausschutzsitzung von 166 000 Mark gesprochen
habe . (Zuruf : Sind es aber doch !) Es steht im
Bericht : „Der Finanzminister sagte , datz zur
Senkung des Zinssatzes von 5 o/o auf 3 °/o etwa
166 000 Mark erforderlich sein werden ." Es sind
nicht 166 000 Mark . Dieser Betrag kommt nicht
heraus , denn der Staat hat 8 bis 10 Mil¬
lionen Mark und die Staatsbank 2 ^ Mil¬
lionen Mark ausgegeben ; 2o/o ergeben bereits
über 200 000 Mark , es kommen eher 260 000 als
166 000 Mark heraus . Damit können Sie diesen
Passus im Ausschutzbericht nicht retten . Ich bleibe
dabei , datz der Finanzausschuß sich um eine halbe
Million versehen hat.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Lah¬
or a n n.

Abg . Lahmann : Meine Herren ! Es ist vorhin
gesagt worden , ein Teil des Landtages wolle der
Regierung Steuern geben , die sie nicht haben
wolle . Es ist aber sehr gut möglich , datz ein Teil
des Landtages besser weitz als die Regierung , wo
bestimmte Teile der Bevölkerung in Not sind,
und das nehmen wir für uns in Anspruch . Wir
wissen , datz die Wohnungsnot in den Städten grotz
ist und ständig zunimmt . Ich habe darüber im
vorigen Jahre eine Statistik hergegeben , datz die
kleine Stadtgemeinde Nordenham heute noch
400 Wohnungssuchende hat . (Zuruf : Geben Sie
die Wohnungen frei !) Geben Sie die Wohnungen
frei , habe ich gehört von Herrn Abg . Danne-
mann,  und habe ich auch gehört von dem Ge¬
meindevorsteher in Hammelwarden . Der Gemeinde¬
vorsteher hat sich von Herrn Dannemann
jedenfalls bereden lassen , die Gemeinde unter der
Zwangswirtschaft wegzugeben . Heute läuft er
und sagt , „wenn ich bloß wieder hinunter kommen
könnte, " denn er sagt , „ die Leute aus der Um¬
gebung kommen alle zu mir und die anderen
werden hinausgeworfen , und ich mutz sehen , wo
ich damit bleibe ." Wenn Wardenburg um 200 m
näher an Oldenburg herangerückt würde , dann
würden Sie zu den ersten gehören , die sagten , oh,
gebt uns die Zwangswirtschaft wieder . Sie

können durch ein Telephongespräch in jeder Stadt
feststellen , wieviel Wohnungssuchende da sind und
wieviel Wohnraum gegenübersteht . Dann kommt
hinzu , datz viele infolge der großen Arbeitslosigkeit
nicht imstande sind , die Mieten zu bezahlen . Dann
werden sie auf die Stratze gesetzt und kommen
zur Gemeinde und sagen „ gebt uns eine Wohnung " .
Wo wollen wir mit diesen Leuten bleiben ? Wir
nehmen für uns in Anspruch , zu wissen , datz es
eine grotze Anzahl Leute gibt , denen nur ge¬
holfen werden kann durch den Wohnungsbau und
leider mutz ich das sagen , durch den Kleinwohnungs¬
bau . Wenn wir kleine Wohnungen bauen , dann
bekommen wir die Leute unter . Die Unterkunft
ist nicht schön, aber das lätzt sich nicht anders
machen . Aber die kleinen Wohnungen werden nur
von den Städten gebaut . Deshalb glauben wir,
datz die Richtlinien geändert werden müssen , datz
die Städte wieder Baudarlehen bekommen können.
So können wir nicht bauen . Sehen Sie die Richt¬
linien an , nach denen die Baudarlehen durch die
Kreditanstalt gegeben werden , da mutz ich Sie
fragen , wer kann mit den Baudarlehen , die zu
diesem Zinsfuß gegeben werden , heute noch bauen.
Ich habe gestern gesagt , ein Haus von einem
Herstellungswert von 14 000 Mark wird beliehen
mit dem Friedensherstellungswert zu 100 «/o, das
sind 8500 Mark . Hinzu kommt der Platz , so datz
der ganze Wert 10 000 Mark ist. Darauf gibt
der Staat oder die Kreditanstalt ein Darlehen
von 5500 Mark . Er bekommt noch etwas von
der Sparkasse und mutz selbst 4000 Mark haben.
Der Kreis , der bauen kann , wird immer kleiner,
und die Wohnungsnot wird nicht behoben . Wir
sehen einen Vorteil nur darin , datz der Zinsfuß
gesenkt wird , wie in Preußen . Ich brauche nur
über die Weser zu fahren , da baut Wesermünde
250 Wohnungen . Die kann weder Oldenburg , noch
Rüstringen , noch Delmenhorst in 10 Jahren bauen.
Wir müssen bitten , datz der Zinsfuß herabgesetzt
wird.

Herrn Abg . Hartong  möchte ich sagen , ich
halte es nicht für richtig , datz man jemand so
scharf angreift , 'der nicht anwesend ist . Ich bin
für Kritik durchaus empfänglich und habe nichts
dagegen , wenn man jemand scharf kritisiert , der
anwesend ist. (Zuruf Abg . Hartong:  Das ist
meine Sache !) Aber wenn jemand nicht anwesend
ist, soll man ihn nicht so angreisen . (Zuruf Abg.
Hartong:  Sagen Sie das Ihren Kollegen !)
Von unseren Kollegen hat noch niemand jemand,
der nicht anwesend war , so scharf angegriffen . (Zu¬
ruf : Polizei !) Wenn die angegriffen worden ist,
wird das seine sachliche Richtigkeit haben und
außerdem war ein Vertreter der Polizei anwesend,
der sich für den Offizier einsetzen konnte . Für den
Oberbürgermeister ist niemand anwesend . Herrn
Thye  möchte ich folgendes sagen : Sie sind sach¬
lich, Herr Thye,  bei aller Ihrer Objektivität,
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nicht in der Lage, die Aufgaben, die die Städte
haben, so zu beurteilen. Ich sagte Ihnen schon,
jede Familie, die zwangsweise auf die Straße ge¬
setzt wird, kommt zum Rathaus und sagt, wo soll
ich bleiben? Das passiert bei Ihnen nicht. Dann
bedenken Sie , wie haben sich die Gesetze bzw. die
Unterstützungen für die Ausgesteuerten geändert.
Ich sagte schon, daß das für unsere kleine Stadt¬
gemeinde 25 000 Mark ausmacht. Das ist etwa
die Hälfte Ihres Etats . Für diese 25 000 Mark
werden keine Einnahmen geboten, wir müssen sehen,
wo wir sie Herkriegen. Man kann eine Land¬
gemeinde wie Ihre , die mitten in gesegneten Fluren
liegt, nicht vergleichen mit den Städten , die
Industrie haben und wo alles zuwandert. Wir
müssen immer Wohnungen schassen und die Regie¬
rung wird nicht umhin können, im nächsten Jahre
den Zinssatz herabzusetzen.

Präsident : Bevor ich dem nächsten Redner das
Wort erteile, möchte ich daraus Hinweisen, daß
es gleich 1 Uhr ist. Ich habe die Absicht, diesen
Tagesordnungspunkt noch zu erledigen, bevor ich
den Landtag vertage. Es sind noch 5 Redner
eingetragen. Ich möchte bitten, daraus Rücksicht
zu nehmen.

Das Wort hat Herr Abg. Röder.
Abg. Röder : Meine Herren! Der Mahnung des

Herrn Präsidenten folgend will ich mich kurz fassen
und sagen, daß das , was ich in der ersten Lesung
zum Ausdruck gebracht habe, nach wie vor zutrifft.
Ich möchte noch darauf Hinweisen, daß die Aus¬
wirkungen dieses Verbesserungsantrages Meyer
(Holte) für große Teile des Hausbesitzes nicht
nur in der Stadt Oldenburg, sondern auch für
kleine Städte , katastrophal ist. Wir Haben in den
Eingaben, die von den verschiedenen Organisationen
gekommen sind, Material genug, das beweist, daß
die Auswirkungen dieses Antrages Meyer (Holte)
sehr erheblich sind.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Röver.
Abg. Röver : Ich werde es kurz machen. Meine

Herren ! Diese ganze Vorlage mit ihrer Debatte
mit all den Anträgen ist letzten Endes nichts als
das Erblassen des Sternes , Ihrer glorreichen
Demokratie. Ich habe schon erzählt, daß die
Hauszinssteuer eine unsittliche Steuer ist, wie das
ganze Steuergebaren der letzten 10 Jahre ein
ganz unsittliches ist. Wir lehnen deshalb die
Vorlage in Bausch und Bogen ab. Unter Protest
werden wir Antrag 1 annehmen, damit die Linke
nicht durchkommt, den Gefallen wollen wir ihnen
nicht tun . Aber im allgemeinen gibt diese Sache
ein ganz wunderbares Bild . Ich muß Herrn Abg.
Hartong  recht geben, es ist geradezu eine Gro¬
teske. Links will man Steuern bewilligen, um
angeblich Wohnungen zu bauen. Der Herr Finanz¬
minister sagte im Finanzausschuß, daß bei den

Lteuogr. Berichte. V. Landtag, 3. Versammlung.

Gemeinden, die nun die Steuern kassieren, keine
Garantie vorhanden sei. Es könnten schon Schie¬
bungen Vorkommen, und da könnte man nicht ein-
greifen. Wir sehen es beim Etat des Oberbürger¬
meisters Görlitz, der vor 4 Wochen eine dicke An¬
leihe von 250 000 Mark eingeheimst hat , um dafür
Wohnungen zu bauen. Ich glaube, daß er nur
damit Löcher stopft, die ihm all die Dinge reißen,
die er uns eingebrockt hat , wie Scharrel, Zentral¬
viehhof, Politechnikum, Baugewerkschule usw.
(Präsident:  Ich möchte Sie bitten, als Stadt¬
ratsmitglied diese Ausführungen in der Stadtrats-
sitzung zu machen!) Ich muß das demonstrieren,
um sestzustellen, daß das bei anderen Gemeinden
genau so gehen kann. Die Steuern werden nicht
gebraucht zum Wohnungsbau.

Sodann muß ich Herrn Lahmann  schon ent¬
gegnen, daß es gleichgültig ist, wo die Zinsen
Herkommen, ob Sic die Zinsen für den Wohnungs¬
bau nehmen durch eine Anleihe oder durch die
Steuerbelastung, für die Bevölkerung ist es immer¬
hin eine Belastung. Die Mieten, die diese Bauten
erfordern, kann der kleine Mann nicht bezahlen
und die Wohnungen für die größeren kommen nicht
in Frage . In erster Linie handelt es ŝich um die
Wohnungen für die kleinen Leute.

Die Regierung sagt: Nein, das geht nicht, ich
gebrauche die Steuer für das nächste Jahr , um
den Etat zu balancieren. Ich habe gefragt, ob
der Minister die Hoffnung hat , im nächsten Jahre
diese Steuer einzuziehen, wenn die Wirtschaft noch
weiter absackt; denn in den letzten 10 Jahren ist
die Wirtschaft immer weiter gesunken. Wir haben
auch nicht die Hoffnung, daß die Wirtschaft im
nächsten Jahre diese Steuern tragen kann. Dieses
Beispiel zeigt sonnenklar, daß Sie am Ende Ihrer
.Lrast sind, nur haben Sie den Mut nicht, es
einzugestehen und der Bevölkerung zu sagen: Wir
sind fertig, wir können nicht mehr. Bringen Sie
von der Linken einen Antrag ein, die Börsen zu
besteuern, dann haben Sie 16 Milliarden Mark.
Ja , Herr Fick , Sie grinsen schon wieder. Das
wollen Sie nicht. (Präsident:  Ich bitte Sie,
nicht beleidigend zu werden!) Ich bin von meinen
Eltern erzogen worden, die Wahrheit zu sagen,
und die Wahrheit können Sie nicht vertragen . Aber
ich werde sie weiter sagen. Sie wollen diese
Steuer einführen und wollen den Besitz zerstören.
Sie sagen ja : Eigentum ist Diebstahl. Sie möchten
das ganze proletarisieren, um Ihre Pläne vorwärts
zu treiben. Da werden wir Ihnen einen Riegel
vorschieben und werden dem Volke sagen, was Sie
wollen. Sie sind die Zerstörer des deutschen
Volkes.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Meine Herren! Ich habe
im Finanzausschuß das Wort „Schiebungen" nicht
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in dem üblen Sinne gebraucht , wie es aus den
Ausführungen des Herrn Abg . Röver  hervor¬
klingt . Ich habe es in dem Sinne gebraucht,
datz die Städte in der Lage seien , aus den An¬
leihen den Etat in Ordnung zu bringen und aus
laufenden Mitteln die Baudarlehen zu geben . Das
ist keine Schiebung , sondern eine aus Gesetz be¬
ruhende Verschiebung der Dinge.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Oldenburg ) .

Abg . Meyer : Meine Herren ! Es war nicht
meine Absicht , die Debatte zu verlängern , aber
um die Wahrheit nicht zu kurz kommen zu lassen,
halte ich mich für verpflichtet , zu den Ausführungen
des Abg . Hartong  einige Worte zu sagen . Herr
Abg . Hartong  hat es für nötig erachtet , scharfe
Angriffe gegen den Oberbürgermeister der Stadt
Oldenburg zu richten . Mir ist unerfindlich , wenn
er angibt , aus der Zeitung entnommen zu haben,
datz mit Unwahrheiten operiert worden ist, aus
welchen Zeilen und aus welcher Bemerkung des
Oberbürgermeisters das zu entnehmen ist. Ich
bin vielmehr der Meinung , datz das , was der
Oberbürgermeister gesagt hat , durchaus wahrheits¬
gemäß ist, und ich hätte es verstanden , wenn Herr
Abg . Hartong  in sachlicher Beziehung sich viel¬
leicht gegen die Vorschläge oder Anträge des
Stadtmagistrats hier im Plenum des Landtages
gewandt hätte und wenn er sich zum Muster ge¬
nommen hätte den Reichsauhenminister , der in
sehr vornehmer Weise gegen den Vorsitzenden der
Deutschnationalen Partei , Hugenberg , polemisiert
hat . Aber in dieser Schärfe gegen den Ober¬
bürgermeister hier im Landtage Angriffe zu richten
in dem Sinne , datz er nicht wahrheitsliebend sei,
kann nicht unwidersprochen bleiben . Der Ober¬
bürgermeister hat gesagt , datz der Staatshaushalt
mehr oder weniger in Balance gebracht sei auf
Losten der Gemeinden , und er hat weiter be¬
merkt , datz der Stadt Oldenburg im Vorjahre
150 000 LA mehr überwiesen seien als in diesem
Jahre . Dies entspricht den Tatsachen , ergo hat
er durchaus recht . Wenn Herr Abg . Hartong
weiter sagen wollte , datz die Anträge in der Ein¬
gabe des Stadtmagistrats nicht im Namen des
Stadtmagistrats beschlossen und an den Landtag
geleitet sind , so ist auch dies nicht zutreffend.
Sämtliche anwesenden Magistratsmitglieder haben
dem Anträge zugestimmt . Es ist vielleicht nicht
angenehm für die Herren , die Magistratsmitglieder
und Mitglieder des Landtages sind , wenn die
Feststellung gemacht werden mutz , datz die den
Rechtsparteien angehörenden Abgeordneten , die zu¬
gleich Mitglieder des Stadtmagistrats sind , einer
Eingabe zugestimmt Haben , die ihre Fraktionen
hinterher entschieden ablehnen . Aber Tatsache ist,
datz alle anwesenden Magistratsmitglieder dem
Anträge des Stadtmagistrats zugestimmt haben.

Also ich sehe nicht ein , datz irgendwelche Gründe
vorliegen , gegen den Oberbürgermeister solche An¬
griffe zu richten , und ich wundere mich, datz der
Abg . Harkong  den Oberbürgermeister ohne Ur¬
sache beschuldigt hat , datz er nicht wahrheitsgemäße
Anträge an den Landtag gebracht habe.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) .

Abg . Meyer : Die Ausführungen des Herrn
Abg . Thye,  mit denen er etwas absolut Berech¬
tigtes gesagt hat , müssen doch allen Teilen des
Hauses zeigen , wohin der Weg führt . Beim
Finanzausgleich haben wir festgestellt , datz alle
Anträge , die eine gerechte Beordnung , insbesondere
in Bezug auf die Ausschöpfung der Steuerquellen
herbeiführen wollten , von der Mehrheit des Hauses
abgelehnt sind . (Abg . Albers  widerspricht .) Ich
habe das richtig verfolgt , genau so wie Sie . An¬
griffe , datz das platte Land zuviel bekomme , sind
durchaus unberechtigt und wenn man die Aus¬
führungen des Herrn Dannemann  von heute
morgen beachtet , dann wird das den Städten
zeigen , was daran ist . Lediglich aus diesen Er¬
wägungen heraus ist mein Antrag gestellt und
der Herr Finanzminister hat zunächst , wie ich meinen
Antrag ihm angekündigt habe und der Staats¬
regierung übergeben habe , gesagt , datz er an und
für sich nichts dagegen habe , wenn man die Mittel
verschaffe , das Defizit zu verkleinern . Erst später
hat er seine Stellungnahme geändert.

Dann zu Herrn Nieberg.  Herr Nieberg
hat ausgeführt , die Stadt Oldenburg würde dem
Ruin entgegen gehen und der Mittelstand würde
zugrunde gehen , wenn dieser Antrag durchgeführt
wird . Haben Sie schon mal daran gedacht , datz
die Stadt Wilhelmshaven eine viel höhere Be¬
steuerung hat , ebenso Osnabrück ? Es kann von
einer katastrophalen Auswirkung keine Rede sein.
(Widerspruch des Abg . Nieberg .) Meine Herren,
belasten Sie die Kreise , die es tragen können ; ich
verstehe nicht , wie Herr Nieberg  hier sagen
kann , das wirkt sich katastrophal für den Mittel¬
stand aus . Nein , meine Herren , die Warenhäuser
werden in erster Linie davon betroffen . Ferner
möchte ich Herrn Nieberg  darauf Hinweisen,
datz in der großstädtischen Presse ein beachtens¬
werter Artikel steht , unterschrieben von einem Herrn
Tantzen — ich weiß nicht , welcher Tantzen das ist,
davon gibt es ja eine ganze Anzahl — , darin
wird überzeugend die Forderung vertreten , die ich
hier vertreten habe . Sie können also sehen , daß
andere auch die Ansicht vertreten , die wir ver¬
treten . Ich möchte nochmals ausführen , wir haben
den Antrag nicht aus Agitation gestellt , sondern
aus wohlerwogenen Gründen , die ohne Zweifel
im nächsten Jahre sich hier stärker zeigen werden,
als sie sich in diesem Jahre gezeigt haben.
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Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Meine Herren ! Ich habe
die Worte , die Herr Abg . Meyer (Holte ) mir
unterschiebt , nicht gebraucht weder im Landtag
noch im Finanzausschuß . Herr Abg . Meyer
(Holte ) , ich möchte Sie bitten , sich in Zukunft
etwas vorzusehen mit Ihren Behauptungen . Ich
habe im Finanzausschuß erklärt , daß ich die Er¬
höhung der Steuer ablehne — das ist doch gerade
das Gegenteil — und habe weiter erklärt , daß,
wenn aber die Steuer beschlossen würde , dann in
erster Linie dafür , das Defizit zu beseitigen , in
zweiter Linie , die Anleihemittel für den Wohnungs¬
bau herabzusetzen , und in dritter Linie könnte erst
Ihr Antrag zu Raum kommen . Ich habe tatsäch¬
lich den Eindruck , Herr Abg . Meyer,  als ob
Sie nach Mitschuldigen suchen und Angst vor der
eigenen Courage haben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har-
t o n g.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Es ist nicht
das erstemal , daß der Herr Oberbürgermeister der
Stadt Oldenburg sich über Beschlüsse und über
das Vorgehen des Landtages beschwert . Er hat
mehrfach deswegen von hier aus schon eine ent¬
sprechende Antwort bekommen und merkwürdig ist,
jedesmal fühlt sich der eine oder andere von der
linken Seite des Hauses berufen , für den Ober¬
bürgermeister der Stadt einzutreten und scheint
kein Verständnis dafür zu haben , daß der Landtag
sich in Abwehrstellung befindet gegen Angriffe des
Oberbürgermeisters ; statt , daß der Landtag darin
einig ist, setzt merkwürdigerweise das Echo gegen
die Kritik , die der Oberbürgermeister von hier
aus erhält , im Landtag selbst , und zwar regel¬
mäßig von der linken Seite gegen meine Aus¬
führungen ein . Ich habe dafür kein Verständnis.
Der eine der Herren ist vielleicht tangiert , daß
er Magistratsmitglied ist, der andere , daß er Unter-
kollege eines großen Oberkollegen ist, ich weiß
es nicht . Meine Herren , Tatsache ist, daß auch
in diesem Jahre wieder der Oberbürgermeister
seine Etatrede zu Angriffen gegen den Landtag
benutzte , die zum Teil ungerechtfertigt sind und
die zum Teil Me ganz schiefe Darstellung des
Sachverhalts geben . Ich habe vorhin bei meinen
Ausführungen eine Tatsache  zugrunde gelegt.
Ich hätte manches an Kritik gegenüber dem Ober¬
bürgermeister sagen können , das liegt aber auf
dem Gebiete des guten Geschmacks und darüber
streite ich mich nicht mit ihm . Ich will auch Ver¬
ständnis dafür haben , daß der Oberbürgermeister
die pekuniäre Lage der Stadt Oldenburg un¬
günstiger schildert als wie sie ist, obwohl in
häufigen Artikeln in den Zeitungen geschildert wird,
was also alles seit dem Regierungsantritt Eoerlitz
in Oldenburg geschehen ist, welche Bauten der

„Städtebauer I . Ranges " Charton entworfen und
geschaffen hat etc . etc ., für ungünstigere Situations¬
schilderungen will ich, wie gesagt , schließlich noch Ver¬
ständnis haben ; denn man schildert ja vielfach
seine geldliche Situation so, wie es einem jeweilig
in den Kram paßt . (Zwischenruf Abg . Lah-
mann:  Genau wie die Aufsichtsräte !) Wofür ich
kein Verständnis habe , das ist, daß er nach dem
mir vorliegenden Zeitungsbericht — und der scheint
jedenfalls vollständig zu sein — gesagt hat:

„Wenn daher der Staatshaushaltsplan mehr
oder weniger balanciert , so ist dies daraus zu¬
rückzuführen , daß der Staat seine Leistungen
verringert und die Lasten aus die Städte ab¬
geschoben hat . Die Freude über das Balancieren
des Staatshaushalts ist unberechtigt , in Wirk¬
lichkeit beruht der Staat nur noch auf 3 Mittel¬
städte mit nicht balancierenden Haushaltsplänen ."
Es wird also von dem Oberbürgermeister be¬

hauptet , der Staat balanciere seinen Etat . Das
ist unwahr , wir haben ein Defizit von 855 000 KZL.
Das weiß der Oberbürgermeister und trotzdem
stellt er diese unrichtige Behauptung auf . Das
ist also eine Unwahrheit . Das halte ich aufrecht
und deswegen treffen Ihre Ausführungen , Herr
Meyer,  die Sie glaubten machen zu müssen,
nicht zu . Und wenn Herr Abg . Lahmann  sagt,
es wäre nicht üblich , daß man einen Abwesenden
angreift , so möchte ich sagen , daß der Landtag
vorher im Stadtrat angegriffen ist . Im Landtag
erhält er daher die ihm gebührende Antwort und
diese Antwort ist außerordentlich zurückhaltend ge¬
wesen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Meyer
(Holte ) . (Abg . Meyer  fHoltej : Ich verzichte !)

Das Wort hat Herr Abg . AIbers.

Abg . Albers : Herr Abg . Hartong,  der
Landtag war in jener Sitzung sehr wohl vertreten,
und zwar durch Ihren Fraktionskollegen , Herrn
Abg . Nieberg. (Abg . Rieb erg:  Ich bin
nicht dagewesen !) Es ist aber zum mindesten der
Abg . Növer  dagewesen . (Abg . Röver:  Nein!
— Heiterkeit .) Herr Abg . Hartong,  da kommt
Ihnen der Zufall zu Hilfe . Aber auch bei Vor¬
bereitung dieser Angelegenheit war noch Gelegen¬
heit gegeben , zu erklären , daß von diesen Herren
eine andere Auffassung vertreten werde , als die,
wie sie vom Herrn Oberbürgermeister verfolgt
werde . — Aber ich möchte doch fragen , Sie haben
ja Ihre zweiten Ausführungen nicht etwa ab¬
geschwächt , sondern denen noch verschiedenes hinzu¬
gesetzt, ich muß fragen , ob diese Dinge noch einen
Zusammenhang haben mit dem , was wir be¬
raten . (Abg . Hartong:  Das ist die Ant¬
wort !) Herr Abg . Hartong,  wenn Sie sagen,
das ist die Antwort , so können Sie doch nicht ver¬
kennen , daß Sie durch Ihre außerordentlich scharf
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zugespitzten Bemerkungen diese ganze Erörterung
hervorgerufen haben . Durch Ihre überspitzten Be¬
merkungen ist ohne Frage diese Debatte hervor-
gerusen worden und die letzte halbe Stunde hat
sich daraus beschränkt , daß ein Teil dieses Hauses
dem anderen etwas unterschiebt . Das scheint mir
wirklich nicht das richtige zu sein . Ich bin der
Auffassung , daß solche Dinge hier nicht herge¬
hören . (Zwischenruf Abg . Meyer  fHoltej : Wozu
reden Sie denn noch ? ) Um zu sagen , daß diese
ganzen Bemerkungen der letzten halben Stunde
durchaus unnütz , überflüssig und ungehörig waren.
(Zuruf Abg . Hartong:  Das können Sie nicht
beurteilen !)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Röver.
Abg . Röver : Sie haben mich vorhin zurecht¬

gerufen , Herr Hartong,  daß ich länger ge¬
sprochen habe . Das möchte ich Ihnen zurück¬
geben . (Zuruf Abg . Hartong:  Das richtet
sich nicht nach der Länge !) Und wenn gesagt
wurde , die Abgeordneten , die im Stadtrat sitzen,
hätten das zurückweisen müssen , so möchte ich sagen,
meine Herren , das letzte Wort ist noch nicht ge¬
sprochen darüber . Im übrigen treibt der Ober¬
bürgermeister nichts weiter als Katastrophenpolitik;
das kommt aber deswegen , weil der Mann so aus¬
sieht — wie er heißt . (Glocke des Präsidenten .),

Präsident : Wir stimmen jetzt ab . Ich lasse
zuerst über den Antrag 1 abstimmen . Zu diesem
Antrag 1 liegt ein Antrag auf namentliche Ab¬
stimmung von Herrn Abg . Hartong  vor . Der
Antrag ist genügend unterstützt . Wir beginnen
mit dem Buchstaben M.

Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 1
annehmen wollen , bei Aufruf Ihres Namens mit
„ja " , und die ihn ablehnen wollen , mit „ nein"
zu antworten:

Abg . Meyer (Oldenburg ) (nein ) , Abg . Meyer
(Holte ) (nein ) , Abg . Möller (fehlt ) , Abg . Mül¬
ler (nein ) , Abg . Nieberg (ja ) , Abg . Petters
(ja ) , Abg . Röder (ja ) , Abg . Röver (ja ) , Abg.
Rohr (fehlt ) , Abg . Sante (Enthaltung ) , Abg.
Schmidt (ja ) , Abg . Schömer (nein ) , Abg.
Schröder (ja ) , Abg . Schulte (ja ) , Abg.
Themann (nein ) , Abg . Thye (nein ) , Abg.
Wempe (nein ) , Abg . Wey and (ja ) , Abg.
Wichmann (ja ) , Abg . Wittje (ja ) , Abg . Zim¬
mermann (nein ) , Abg . Addicks (fehlt ) ,
Abg . Albers (ja ) , Abg . g r . Beilage (Ent¬
haltung ), Abg . Brendebach (nein ) , Abg.
Brodel (nein ) , Abg . Broschko (nein ) , Abg.
Dannemann (ja ) , Abg . Dohm (ja ) , Abg.
Eckholt (nein ) , Abg . Eichler (ja ) , Abg . Fick
(nein ) , Abg . Frei  ichs (nein ) , Abg . Göhrs
(nein ) , Abg . Hagstedt (nein ) , Abg . Hartong
(ja ) , Abg . Haskamp (ja ) , Abg . Heitmann
(nein ) , Abg . Hobbie (ja ) , Abg . Hug (nein ) ,

Abg . Jacobs (nein ) , Abg . Ianßen (ja ) ,
Abg . Iffland (nein ) , Abg . Kaper (nein ) ,
Abg . Krause (nein ) , Abg . Lahmann (nein ) ,
Abg . Langemeyer (Enthaltung ) , Abg . Lehm¬
kuhl (ja ) .

Der Antrag ist mit 23 gegen 19 Stimmen bei
3 Enthaltungen abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Eventualantrag ab¬
stimmen.

Der Eventualantrag hat folgenden Wortlaut:
Im Falle der Ablehnung des Antrages 1
beantrage ich:

Der Landtag wolle den Antrag 1 des
Regierungsvertreters annehmen und gleich¬
zeitig die Staatsregierung ersuchen , dem
nächsten ordentlichen Landtag Vorschläge
zur Beseitigung der Ungleichheiten in der
Besteuerung , die im § 23 Abs . 1 des Ge¬
setzes enthalten sind , zu machen.

Ich lasse jetzt über diesen Eventualantrag
Dr . Schulte  abstimmen . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die diesen Antrag annehmen wollen,
sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht . — Das ist die Mehrheit . Der Antrag ist
angenommen . Damit sind die Anträge 2 , 3 und
4 erledigt.

Ich lasse jetzt noch über den Antrag 5 ab¬
stimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 5 annehmen wollen , sich zu erheben . —
Geschieht . — Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 5 a abstimmen.
Es handelt sich hier um die Eingäben , die Herr
Abg . Schmidt  schon bekanntgegeben hat ; ich
brauche sie wohl nicht wieder zu verlesen . Ich
bitte die Abgeordneten , die dem Anträge des
Ausschusses , die Eingaben für erledigt zu erklären,
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht.
— Der Antrag ist angenommen.

Ich lasse jetzt über den Antrag 6 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Der Antrag ist ebenfalls angenommen.

I ch möchte jetzt vorschlagen , die Sitzung ab¬
zubrechen und heute nachmittag um halb 5 Uhr
wieder zu beginnen . Die Fraktionen werden vor¬
her Stellung nehmen zu der Anlage 42 und dem
Verbesserungsantrag des Herrn Abg . Hartong.
Es wird dann zweckmäßig sein , die Anlage 42 gleich
am Beginn der Sitzung zu erledigen.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluß : 1»o Uhr .)
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Fortsetzung der 16 . Sitzung am Donnerstag,
den 27 . Juni 1929 , nachmittags 4Vs Uhr.

Präsident : Ich eröffne die Sitzung . Bevor
wir in der Tagesordnung fortsahren , möchte ich
folgendes erklären : Es sind nach der Abstimmung
über den Eventualantrag des Abg . Dr . Schulte
Stimmen laut geworden , daß der Antrag nicht
hätte zur Abstimmung kommen dürfen . Ich habe
die Sache heute mittag nachgeprüst . Das ist
richtig . Es ist Widerspruch nicht erhoben worden,
aber meines Erachtens ist nach der Eeschästsord-
nung Z 63 Abs . 1 die Abstimmung hinfällig und
müssen wir wohl die Abstimmung über die anderen
Anträge noch einmal wiederholen . Nach der Ge¬
schäftsordnung ist die Abstimmung unzulässig meines
Erachtens auch dann , wenn kein Mitglied des
Hauses widerspricht . Dasselbe trifft auch zu für
den Antrag des Abg . Hartong.  Der Abg.
Hartong  hat einen Verbesserungsantrag gestellt
zum Anträge 20 des Finanzausgleichsgesetzes . Der
Antrag des Abg . Hartong  will die Wieder¬
herstellung des § 206 nach dem abgelehnten An¬
trag 12 . Hier müßte wohl die Staatsregierung
nach 8 35 der Verfassung den Antrag auf wieder¬
holte Beratung stellen.

Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr
Abg . Dannemann.

Abg . Dannemann : Ich bin anderer Meinung.
Meiner Meinung nach besteht der Beschluß zu
Recht , und zwar deswegen , weil nicht Einspruch
dagegen eingelegt ist. Die Geschäftsordnung ist
kein Gesetz, sondern sie ist als Richtlinie zu be¬
frachten , wonach man sich zu richten hat , und
wenn jemand mit irgend etwas nicht einverstanden^
ist, was durch die Geschäftsordnung beordnet ist
oder gegen die Geschäftsordnung verstößt , dann
hat er sich rechtzeitig zu melden , bevor die Ab¬
stimmung erfolgt . Hat man dem Präsidenten freie
Hand gelassen , ist es zur Abstimmung gekommen,
ist meines Erachtens die Sache erledigt . Die Ver¬
fassung sagt lediglich , daß sich der Landtag selbst
eine Geschäftsordnung gibt , nur für Wahlen be¬
stimmt die Verfassung , daß die Wahlen vorgenom-
men werden müssen so, wie es die Geschäftsord¬
nung bestimmt . Würde man , soweit Wahlen in
Frage kommen , gegen die Geschäftsordnung ver¬
stoßen , dann ist dieser Beschluß auf Grund der
Verfassung ungültig . Aber lediglich , weil die Ge¬
schäftsordnung als Richtlinie zu betrachten ist, ist
der Beschluß hier gültig . Es wäre Sache der¬
jenigen gewesen , die diesen Beschluß nicht zulassen
wollten , sich rechtzeitig zu melden . Nachdem sie
es nicht getan haben , kann dieser Beschluß nicht
wiederholt werden . Es besteht der Beschluß zu
Recht.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har¬
tong  zur Geschäftsordnung.

Abg . Hartong : Ich bin derselben Auffassung
wie Herr Dannemann.  Nach 8 55 Abs . 2
der Geschäftsordnung hätte protestiert werden
müssen . Das ist nicht geschehen . Der Beschluß
ist gültig und kann nicht angefochten werden . An
sich ist es einerlei , wie man vorgeht . Man könnte
die Abstimmung wiederholen . Komplikationen
können dann nur eintreten , wenn das Abstimmungs¬
ergebnis anders wird als die Mehrheit des Land¬
tages vorhin wollte . Dann könnten diejenigen,
die durch den Beschluß tangiert werden , im Falle
der Steuererhöhung dagegen angehen und sagen,
der Beschluß ist nicht gültig zustande gekommen,
während der vorhin gefaßte Beschluß nach der
Geschäftsordnung gültig ist. Ich berufe mich dabei
auf das Sachverständigengutachten unseres Mit¬
gliedes , Herrn Schröder.  Das ist die Ge¬
fahr , wenn ein anderes Abstimmungsergebnis bei
der wiederholten Abstimmung herauskommt.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Frc-
richs  zur Geschäftsordnung.

Abg . Frerichs : Ich bin doch etwas anderer
Meinung . Man sagt häufig : Wo kein Kläger ist,
ist kein Richter . Aber das ändert an sich die
Bestimmungen eines Gesetzes und einer Geschäfts¬
ordnung nicht . Wenn hier kein Kläger gewesen
ist, ist eben in dem Augenblick kein Richter ge¬
wesen . Wenn aber etwas vor sich gegangen ist,
was mit der Geschäftsordnung in Widerspruch ist,
ist es nicht in Ordnung . Ich habe erhebliche
Zweifel , ob überhaupt der umstrittene Beschluß
nachher zu Recht besteht und ob die Regierung
mit diesem Beschluß etwas anfangen kann.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg.
Dr . Schulte  zur Geschäftsordnung.

Abg . Dr . Schulte : Meine Herren ! Ich kann
nur bekräftigen , was die Herren Vorredner Dan¬
nemann und Hartong  gesagt haben . Außer¬
dem wird bestätigt , durch den 8 92 der Geschäfts¬
ordnung , wo es heißt : Abweichungen von den
Bestimmungen der Geschäftsordnung im Einzelfalle
sind zulässig , wenn 'kein Mitglied des Landtages
widerspricht . Man muß sich zur Geschäftsordnung
gemeldet haben , bevor das Abstimmungsgeschäst
begonnen hat . Nach dem vorstehenden Para¬
graphen kann man nicht 6 Stunden nachher die
Sache wieder aufgreisen.

Präsident : Meines Erachtens kann der 8 92
der Geschäftsordnung in diesem Falle nicht heran¬
gezogen werden , denn dann wird vorher immer
daraus hingewiesen . Auch mein Vorgänger , Herr
Präsident Schröder,  hat immer daraus hin¬
gewiesen : Wenn der Landtag damit einverstanden
ist, machen wir es so. Auch was Herr Hartong
sagt in bezug aus den 8 55 , kann doch wohl in
diesem Falle nicht gelten . Ich bin nach wie vor
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der Auffassung , wenn Protest gegen diese Ab¬
stimmung eingelegt wird , der Z 63 erster Satz
zur Anwendung kommen mutz . Es heißt da:

„Ein vom Landtag gefaßter Beschluß kann
in derselben Sitzungsperiode nicht wieder zur
Verhandlung gebracht werden ."

Es ist ein Versehen von mir und auch von
den übrigen Mitgliedern des Landtages . (Zuruf:
ß 63 ist etwas anderes !)

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident v. Finckh : Ich wollte dar¬
aus aufmerksam machen — sonst will ich mich
in diese Sachen , wofür der Landtag zuständig ist,
nicht einmischen — , daß der ß 63 noch einen
zweiten Absatz hat , der sagt : Aus Beschlüsse zur
zweiten Lesung von Gesetzentwürfen findet diese
Bestimmung keine Anwendung . Ich glaube , ß 63
kann man , weil es sich um eine zweite Lesung
handelt , nicht anführen.

Präsident : Herr Ministerpräsident , den zweiten
Satz des § 63 lege ich anders aus . Dieser Satz
nimmt Bezug auf Anträge zur zweiten Lesung
eines Gesetzentwurfes bei normaler Beratung des
Gegenstandes und kann meines Erachtens hier
keine Anwendung finden . Hier lag eine Absicht,
von der Geschäftsordnung abzuweichen , nicht vor.

Das Wort hat Herr Abg . Schömer.

Abg . Schömer : Es ist von Herrn Präsidenten
schon gesagt worden , der Herr Ministerpräsident
befindet sich im Irrtum , wenn er den zweiten
Absatz anführt . Der Absatz ist eingefügt worden
für den Fall , daß in der ersten Lesung nichts
zustande gekommen ist. Dann kann in derselben
Sitzung oder in der zweiten Lesung die Wieder¬
holung stattfinden . Ich bin auch der Auffassung , die
der Herr Präsident zum Ausdruck gebracht hat,
daß , wenn der Präsident von der Geschäftsord¬
nung hätte abweichen wollen , dann hätte er das
sagen müssen , und dann würde Einspruch eingelegt
worden sein , weil die Absicht , von der Geschäfts¬
ordnung abzuweichen , nicht vorlag . Der Beschluß
ist deswegen ungültig.

Präsident : Ich möchte vorschlagen , die Ab¬
stimmung zu wiederholen . (Zuruf : Das geht nicht !)
Ich schlage vor , den Landtag darüber befragen,
ob er in dieser Frage entscheiden will , ob wir
die Abstimmung über die Anträge , nicht über den
Eventualantrag , wiederholen wollen . Ich würde
Vorschlägen , daß wir die Abstimmung über den
Antrag 1 nochmals wieder vornehmen , und zwar
aus dem Grunde , weil die Möglichkeit besteht,
daß die Abgeordneten , die den Antrag 1 ab¬
lehnten , eventuell noch mit der Annahme des
Eventualantrages rechneten.

Das Wort hat Herr Abg . Hartong.

Abg . Hartong : Der Präsident hat recht , wenn
ja , dann muß über den Antrag 1 nochmals ab¬
gestimmt werden , weil bei der Abstimmung oder
bei Beginn der Beratung zu Antrag 1 der Even¬
tualantrag angekündigt und mit zur Beratung ge¬
stellt ist und ganz zweifellos eine Anzahl Ab¬
geordnete sich bei der Abstimmung zu Antrag 1
davon hat leiten lassen , daß noch über den Even¬
tualantrag abgestimmt wird . Wenn schon, dann
sind beide Abstimmungen ungültig.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Schömer.

Abg . Schömer : Meine Herren ! Die Abstim¬
mung zu Antrag 1 ist doch ordnungsmäßig vor
sich gegangen . (Zuruf : Nein !) Ich bitte Sie
doch , die Abstimmung über Antrag 1 ist ge¬
schäftsordnungsmäßig vollständig ordnungsmäßig
vor sich gegangen . Lediglich die Abstimmung über
den Eventualantrag , weil das eine Wiederholung
ist, ist nicht zulässig , so daß ich nicht den Stand¬
punkt vertreten kann , daß die Abstimmung über
den Antrag 1 wiederholt werden muß . Wenn Sie
etwas wollen , dann kann es nach meiner Auffassung
nur den Ausweg geben , daß von seiten des
Staatsministeriums eine nochmalige Beratung ver¬
langt wird . Einen anderen Ausweg gibt es nicht.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Dan ne¬
in an n.

Abg . Dannemann : Da muß ich entschieden
widersprechen ; es ist unmöglich , daß man sagt,
Antrag 1 ist erledigt , denn Tatsache ist, daß
durch den Eventualantrag sich verschiedene verleiten
lassen haben in der Abstimmung . Ich muß daran
festhalten , daß der Beschluß zu Recht besteht,
daran ist nichts zu ändern . Ich könnte ein¬
verstanden sein , wenn der Landtag einverstanden
ist, die Abstimmung zu wiederholen , aber nur,
wenn der ganze Landtag zustimmt . Aber was
geschieht , wenn ein Abgeordneter nicht einverstanden
ist ? Ich sehe nur eine Möglichkeit , aus dieser
Lage herauszukommen , wenn die Staatsregierung
erklären würde : Wir einigen uns nicht mit dem
Landtag über diesen Gesetzentwurf , die Staats¬
regierung ersucht um eine nochmalige Beratung.
Das könnte kurz geschehen . Dann wäre die Sache
in Ordnung . Oder der ganze Landtag muß sich
einverstanden erklären . — Ich muß Ihnen den
Vorwurf machen , daß Sie von der linken Seite
nicht aufgepaßt haben , Sie sind in dem Augen¬
blick nicht geschickt genug gewesen . Ich habe noch
einen Zwischenruf gemacht , trotzdem ich auf einem
anderen Standpunkt stehe . Sie hätten sagen
müssen , der Eventualantrag ist nicht zulässig.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har¬
tong.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Sie sehen aus
der Debatte , in welche Schwierigkeiten wir kommen,
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wenn man von dem rein formellen Standpunkt
abweicht , datz nach ß 55 Abs . 2 der Geschäfts¬
ordnung die Sache formell in Ordnung ist. Der
von Herrn Abg . Dannemann  gewiesene Weg
ist deswegen nicht möglich , weil die Voraussetzungen
nach Z 55 der Verfassung vorläufig nicht vor¬
liegen ; denn nach dem formellen Stand ist die
Regierung mit ihrer Auffassung durchgekommen.
(Widerspruch .) Nach dem formellen Stand , ja,
meine Herren . Z 55 der Verfassung kommt nur
für den Fall in Frage , daß wir uns im Land¬
tage einigen , daß wir über den Antrag 1 die
Abstimmung nochmals wiederholen wollen , weil
man Bedenken hat , ob dieser Beschluß rechtsgültig
zustande gekommen ist. Sollte diese erneute Ab¬
stimmung zu Antrag 1 zu dem Resultat führen,
daß die erhöhte Steuer eingeführt wird , erst dann
hätte die Regierung die Möglichkeit , nach § 35
der Verfassung erneute Beratung zu beantragen.
Also , wenn man sich darüber einigt — ich könnte
mir das vorstellen , um aus der Schwierigkeit her¬
auszukommen — , dann mutz über Antrag 1 noch¬
mals abgestimmt werden , dann hat der Abg.
Schulte  auch noch die Möglichkeit , seinen Even¬
tualantrag als Verbesserungsantrag zum Antragi
zu wiederholen . Dann wird über diesen Ver¬
besserungsantrag Schulte  zunächst abgestimmt.
Sollte dieser Antrag abgelehnt werden , und auch
der Antrag 1 abgelehnt werden , würde die Regie¬
rung auf Grund des ß 35 der Verfassung be¬
antragen , nochmalige Beratung vorzunehmen . Es
geht nur , wenn das widerspruchslos geschieht,
sonst kommen Sie in eine schwierige Lage , meine
Herren . An sich mutz ich daran festhalten , datz
nach H 55 Abs . 2 der Beschluß formell in Ord¬
nung ist, das ist meines Erachtens ganz zweifellos.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
r i ch s.

Abg . Frerichs : Ich mutz doch bei meiner Auf¬
fassung bleiben . § 55 Abs . 2 regelt den nor¬
malen Verlauf der Dinge . Da erhebt man Ein¬
spruch , wenn man mit der Reihenfolge und der
Handhabung nicht einverstanden ist, tangiert aber
nicht die Bestimmung des § 63 , wonach es heißt,
daß ein und dieselbe Sache nicht zweimal be¬
handelt werden darf , und es ist so, datz materiell
der Landtag eigentlich Beschlüsse gefatzt hat , die
in krassem Widerspruch zueinander steht . Beim
ersten Anträge wird die Sache abgelehnt , beim
zweiten Anträge wird sie in der Hauptsache an¬
genommen , nur datz ein kleiner Zusatz däbei ist,
der die Prüfung empfiehlt . (Zuruf : Das ist aber
etwas anderes !) Materiell nicht . Ich glaube,
so kommt man nicht heraus . Ich will Ihnen auch
sagen , datz ich mich leiten lasse von der Besorg¬
nis , wie es beim Finanzausgleichsgesetz gehen wird.
Ich glaube , wenn wir über den Antrag Har¬
tong  abstimmen werden , ohne datz eine dritte

Lesung erfolgt , dann kann der Fall eintreten , datz
die Rechtsgültigkeit bezweifelt wird . Das möchte
ich nicht . Es ist dann richtiger , man bringt die
Angelegenheit in Ordnung.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Ich kann , wenn damil
gedient sein sollte , erklären , datz , wenn über An¬
trag 1 abgestimmt wird , die Regierung erklären
wird , datz sie nochmalige Beratung wünscht . Um
sicher zu gehen , datz dieser Antrag tatsächlich
kommt , teile ich das jetzt mit.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har¬
tung.

Abg . Hartong : Ich empfehle jetzt, wir einigen
uns dahin , datz wir nochmals über den Antrag 1
abstimmen und Abg . Schulte  stellt dazu seinen
Antrag als Verbesserungsantrag . Dann wird über
diesen Verbesserungsantrag abgestimmt . Wird der
Verbesserungsantrag abgelehnt , wird über An¬
trag 1 abgestimmt . Wird auch der abgelehnt,
so beantragt die Regierung , das hat sie schon er¬
klärt , erneute Beratung . Das ist nach der Lage
der Dinge der einzig mögliche Weg , sich zu
einigen und herauszukommen . Beschreitet der
Landtag diesen Weg nicht , bleibt es dabei , datz
die Abstimmung von heute morgen in Ordnung ist.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Növer.
Abg . Rover : Den Kuhhandel machen wir nicht

mit . Ich verzichte auf eine weitere Erklärung.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Schmidt.
Abg . Schmidt : Ich möchte auf das zurück¬

kommen , was der Herr Minister sagte . Wenn die
Regierung willens ist , aus Grund des Artikels 35
eine dritte Lesung zu beantragen , dann ist der
Weg schon jetzt frei . Dazu bedarf es nicht einer
wiederholten Abstimmung über Antrag 1. Die
Möglichkeit hat die Regierung schon jetzt . Wenn
sie will , datz die Sache wieder zum Beschlutz
kommt , mutz jetzt der Antrag gestellt werden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har¬
tong.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Es setzt das
voraus , datz zunächst klargestellt ist, datz Regierung
und Landtagsmehrheit nicht einig sind . Da wir
noch darüber streiten , ob nach der Geschäftsord¬
nung heute morgen die Abstimmung in Ordnung
ist oder nicht , entfällt vorläufig die Voraussetzung
für Z 35 , also kommen wir nicht darum herum,
als Sie befolgen meinen Vorschlag , wir wiederholen
die Abstimmung zu Antrag 1 bzw . zu dem Ver-
besserungsantrage.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Danne¬
mann.
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Abg. Dannemann : Ich möchte doch davor
warnen, das zu tun . Das ist nur möglich, wenn
der ganze Landtag einverstanden ist. Wenn das
der Landtag will, dann ist die Sache in Ordnung.
Ich bin auch weiter der Meinung wie Herr
Schmidt,  daß die Regierung sehr wohl auf
Grund der Verfassung schon jetzt eine dritte Lesung
beantragen kann. Die Regierung kann sagen:
Einem aus Grund solcher Verhandlungen zustande¬
gekommenen Gesetzes können wir unsere Zustim¬
mung nicht geben. Wir sind uicht einig. Sie
kann doch erklären, daß sie dritte Lesung
haben will.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Es kann zweifelhaft sein.
Es mutz doch eigentlich der Landtag erst sagen,
welcher Beschlutz Gültigkeit hat . Dann müssen
wir uns entscheiden, ob wir den Antrag aus noch¬
malige Beratung stellen wollen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Kaper.
Abg. Kaper : Meine Herren ! Die Sache wird

ziemlich kompliziert, die Uneinigkeit wird mit jedem
Augenblick grötzer. Ich glaube, es ist richtig, wir
setzen den Vertrauensmänner -Ausschutz ein, und
wir werden morgen früh darüber unterrichtet, wie
dieser Ausschutz die Sache aufsaht.

Präsident : Von letzterem möchte ich Abstand
nehmen. Herr Abg. Hartong  hat beantragt,
man möge versuchen, eine Einigung dahingehend
zu erzielen, datz über Antrag 1 nochmals abge¬
stimmt wird. Es soll dann der Eventualantrag
zu diesem Antrag zum Verbesserungsantrag ge¬
macht werden. Erhebt sich Widerspruch, wenn ich
über Antrag 1 noch einmal abstimmen lasse? Das
scheint nicht der Fall zu sein. Dann nehme ich
an, datz der Landtag einverstanden ist. Wir
kommen zur Abstimmung.

Das Wort hat zur Geschäftsordnung Herr Abg.
Hartong.

Abg. Hartong : Es kommt jetzt zunächst die Ab¬
stimmung über den von Dr . Schulte  zum Ver¬
besserungsantrag gemachten Eventualantrag.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Wir sind uns doch dar¬
über einig, die Staatsregierung hat ein Interesse
an dem Antrag auf erneute Beratung , wenn der
Antrag des Staatsministeriums abgelehnt wird.
Das ist doch klar.

Präsident : Ich stelle fest, datz der Verbesse¬
rungsantrag von dem Abg. Schalte  noch nicht
vorliegt. (Der Verbesserungsantrag wird über¬
reicht.) Der Abg. Dr . Schulte  stellt folgenden
Verbesserungsantrag:

Ich beantrage:
Annahme des Antrages 1 mit der Matz-
gabe, datz die Staatsregierung ersucht wird,
dem nächsten ordentlichen Landtag Vor¬
schläge zur Beseitigung der Ungleichheiten
in der Besteuerung, die im Z 23 Abs. 1
des Gesetzes enthalten sind, zu machen.

Der Antrag ist noch nicht unterstützt. Ich bitte
die Abgeordneten, die den Verbesserungsantrag
unterstützen, wollen, sich zu erheben. — Geschieht.
— Die Unterstützung genügt. Wir stimmen jetzt
darüber ab. Ich bitte die Abgeordneten, die den
Verbesserungsantrag annehmen wollen, sich zu er¬
heben und stehen zu bleiben. — Geschieht. — Ich
bitte um die Gegenprobe. — Geschieht. — Der
Antrag ist mit 21 gegen 20 Stimmen abgelehnt.
(Zuruf Abg. Hartong:  Heute morgen haben
Sie doch anders gestimmt!)

Wir müssen jetzt über den Antrag 1, der den
Antrag des Regierungsvertreters annehmen will,
abstimmen. Hier ist namentliche Abstimmung be¬
antragt . Der Antrag ist genügend unterstützt. Die
Abstimmung beginnt mit dem Buchstaben N.

Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 1
annehmen wollen, mit „ja" , die ihn ablehnen
wollen, mit „nein" zu antworten.

Abg. Rieb erg (ja ), Abg. Petters (ja ),
Abg. Röder (ja ), Abg. Röver (ja ), Abg.
Rohr (nein ), Abg. Sante (Enthaltung ), Abg.
Schmidt (ja ), Abg. Schömer (nein ), Abg.
Schröder (ja ), Abg. Schulte (ja ), Abg.
Themann (nein ), Abg. Thye (nein ), Abg.
Wempe (Enthaltung ), Abg. Wey and (ja), Abg.
Wichmann (ja ), Abg. Witt  je (ja), Abg. Zim¬
mermann (nein ), Abg. Addicks (Enthaltung ).
Abg. Albers (ja ), Abg. gr . Beilage (Ent¬
haltung), Abg. Brendebach (nein ), Abg.
Brodek (nein ), Abg. Broschko (nein ), Abg.
Dannemann (ja ), Abg. Dohm (ja ), Abg.
Eckholt (nein ), Abg. Eichler (ja ), Abg. Fick
(nein), Abg. Frerichs (nein ), Abg. Göhrs
(nein), Abg. Hagstedt (nein ), Abg. Hartong
(ja), Abg. Haskamp (ja ), Abg. Heitmann
(nein), Abg. Hobbie (ja ), Abg. Hug (nein),
Abg. Jacobs (nein ), Abg. Jantzen (ja ).
Abg. Ifsland (nein ), Abg. Kaper (nein ),
Abg. Krause (nein ), Abg. Lahm ann (nein ),
Abg. Langemeyer (Enthaltung ), Abg. Lehm¬
kuhl (ja ), Abg. Meyer (Oldenburg ) (nein),
Abg. Meyer (Holte ) (nein), Abg. Möller
(fehlt), Abg. Müller (Enthaltung ).

Der Antrag ist mit 21 gegen 19 Stimmen
bei 6 Stimmenenthaltungen abgelehnt.

Das Wort - hat zur Geschäftsordnung Herr
Abg. Frerichs.

Abg. Frerichs: Es mutz jetzt meines Erachtens
noch über den Antrag 5 abgestimmt werden.
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Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Kar¬
ton  g.

Abg . Hartong : Der ist abgelehnt . Es muß
abgestimmt werden über die Anträge 2 , 3 und
4 , die heute morgen ausgefallen sind.

Präsident : Der Antrag 5 ist erledigt . Wir
stimmen noch über die Anträge 2 , 3 und 4 zu¬
sammen ab . Ich bitte die Abgeordneten , die
diese Anträge annehmen wollen , sich zu erheben
und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Ich bitte
um die Gegenprobe . — Geschieht . — Das letztere
ist die Mehrheit , die Anträge sind abgelehnt . Ich
nehme an , daß der Landtag einverstanden ist,
daß die Schlußabstimmung über den Antrag 6,
die wir vorgenommen haben , bestehen bleibt . Dem¬
nach ist jetzt der Antrag , der in erster Lesung
angenommen ist, bestehen geblieben . Nun han¬
delt es sich darum , ob die Staatsregierung den
Antrag auf wiederholte Beratung aufrecht erhält.

Das Wort hat Herr Minister Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Ich habe dem Land¬
tage versprochen , daß dieser Antrag gestellt werden
sollte . Ich glaube , es ist unmöglich , daß die
Regierung jetzt den Antrag zurückzieht . Das war
eine Beratung , die wir getroffen haben.

Präsident : Dann wird die Vorlage zurückver¬
wiesen an den Ausschuß gemäß § 35 Abs . 1 der
Verfassung . Damit ist die Angelegenheit vor¬
läufig erledigt . Dasselbe muß gelten für den
Antrag des Abg . Hartong  zum Finanzaus¬
gleichsgesetz . Da liegt allerdings der Antrag der
Staatsregierung noch nicht vor . (Der Antrag
wird überreicht .) Auch hier beantragt die Staats-
r -egierung , daß der Finanzausgleich nach Z 35
der Verfassung zur wiederholten Beratung an den
Ausschuß zurückverwiesen wird.

Wir fahren nunmehr in unserer Tagesord¬
nung fort.

Das Wort hat zunächst zur Geschäftsordnung
Herr Abg . Hartong.

Abg . Hartong : Wir müssen aber formell über
den Antrag 20 abstimmen ; das haben wir noch
nicht getan . Heber den Antrag 20 oder über
meinen Zusatzantrag , sonst ist die zweite Lesung
ja gar nicht beendet , meine Herren.

Präsident : Herr Abg . Hartong,  wir haben
im letzten Jahr ebenso verfahren , daß , wenn eine
erneute Beratung nach Z 35 erfolgen soll , die
Ueberweisung sofort erfolgen kann , und wir dies¬
mal genau wieder so verfahren können.

Das Wort hat Herr Abg . Hartong.

Abg . Hartong : Das ist ein Mißverständnis,
Herr Präsident . Es ist über den Antrag 20
überhaupt noch nicht abgestimmt , auch über 21
mit den Eingaben noch nicht und infolgedessen
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ist die zweite Lesung überhaupt noch nicht be¬
endet . Wir müssen über den Antrag 20 noch
abstimmen , meine Herren.

Präsident : Wenn Widerspruch erhoben wird,
werde ich über den Antrag 20 und über 21 noch
gbstimmen lassen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 20:
Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf nach
den Beschlüssen der ersten und zweiten
Lesung und im ganzen seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung erteilen.

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort
Herrn Abg . Frerichs.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Wenn ich mich
an das Verfahren erinnere , das wir im letzten
Herbst geübt haben , dann wäre es , glaube ich,
nicht notwendig gewesen , über den Antrag 20 ab¬
zustimmen ; denn soweit ich mich erinnere , haben
wir damals diesen Antrag auch in der erneuten
Beratung angenommen . Wenn es diesmal anders
gemacht werden soll , dann liegt dagegen auch noch
kein Bedenken vor , aber ich glaube , es würde
notwendig sein , bei der erneuten Beratung diesen
Antrag noch einmal zu wiederholen . (Abg . Har¬
tong:  Wir müssen aber doch eine vollendete zweite
Lesung haben !) Das ist im letzten Herbst auch
nicht gemacht worden.

Und dann möchte ich erklären , daß bei der
bisherigen Gestaltung des Finanzausgleichsgesetzes
wir den Gesetzentwurf zunächst ablehnrn.

Präsident : Wird sonst noch das Wort ge¬
wünscht ? Das ist nicht der Fall . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 20 annehmen wollen,
sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht . — Ich bitte um die Gegenprobe . — Ge¬
schieht . — Das letztere ist die Mehrheit . Der
Antrag wäre abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 21 formell mit
abstimmen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 21:
Der Landtag wolle folgende Eingaben
— verlesen werde ich sie nicht — für er¬
ledigt erklären.

Keine Wortmeldungen . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die diesen Antrag annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag
ist angenommen.

Ich mache noch einmal darauf aufmerksam , daß
die Staatsregierung von dem Recht des Z 35
der Verfassung Gebrauch macht und die Vorlage
dem Ausschuß 2 zur erneuten Beratung zurück¬
verwiesen wird.

Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist
ein
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Bericht des Ausschusses1 zu Anlage 54, be¬
treffend Entwurf eines Gewerbe- und Handcls-
lehrer-Besoldungsgesetzes für den Freistaat Olden¬
burg. 1. Lesung.

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Annahme des 8 1 des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 1, zum
8 1 des Gesetzentwurfsund zu dem Gesetzentwurf
im allgemeinen.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter, Abg.
Petters.

Abg. Petters : Meine Herren! Durch die An¬
lage 54 wird die Besoldung der Gewerbe- und
Handelslehrer endgültig geregelt. Grundsätzlich ist
sie durch das Beamtenbesoldungsgesetz im Mai
1928 geregelt worden. Ich habe im großen und
ganzen dem Bericht nicht viel hmzuzufügen. Der
Gesetzentwurf richtet sich im allgemeinen nach den
preußischen Vorschriften. Er weicht auffallend ab
in der Besoldungsgruppe 3, die neu dazwischen
geschoben ist. In diese Besoldungsgruppe sollen
in Zukunft diejenigen Gewerbe- und Handelslehrer
hineinkommen, die ein sechssemestriges Studium zu¬
rückgelegt haben an irgendeinem staatlichen be¬
rufspädagogischen Institut . Hierbei muß man
bedenken, daß die Vorbildung, namentlich für
die Gewerbelehrer, durchaus noch nicht einheitlich
gestaltet ist. Die Besoldungsgruppe 3 ist also
für eine Lehrergruppe geschaffen, die erst in Zu¬
kunft in Erscheinung treten wird. Das berührt
etwas eigenartig insofern, als keiner der jetzt im
Amt befindlichen Gewerbelehrer in diese Besol¬
dungsgruppe hineinkommt. Es berührt auch des¬
halb eigenartig, weil für die Volksschullehrereine
derartige Besoldungsgruppe nicht geschaffen wor¬
den ist. Ich kann mir sehr wohl denken, daß
ein Volksschullehrer, der an der Universität Ham¬
burg ausgebildet ist und in den oldenburgischen
Schuldienst eintritt , daß der nach dem bestehenden,
Gesetz nicht in eine höhere Gruppe aufrücken kann.
Es müßte konsequenterweise auch dort eine ähnliche
Besoldungsgruppe geschaffen worden sein, wie es
hier in dem Gesetz geschehen ist.

Ich sagte, die Vorbildungssrage ist noch nicht
genügend geregelt. Es wird in Zukunft so sein,
wenn die Besoldungsgruppe 3 Anwendung in
Oldenburg finden soll, daß man nur zurückgreifen
kann auf Gewerbelehrer, die das pädagogische
Institut in Köln absolviert haben, aus dem ein¬
fachen Grunde, weil dort 6 Semester vorgeschrieben
sind. Man könnte einem Lehrer, der dasselbe
Institut in Berlin besuchte, die Besoldungsgruppe 3
nicht gewähren. Nun ist aber sestgestellt, daß
die Vorbildung in Berlin der in Köln im Grunde
genommen vollständig gleich ist; denn die theore¬
tische Ausbildung in Berlin umfaßt dieselbe Zeit
wie die in Köln. Es liegt also auf Grund der

Besoldungsgruppe 3 für Oldenburg eine eigen¬
artige Beschränkung vor.

Dann möchte ich noch Hinweisen auf den 8 8.
Wie beim Eemeindeschullehrerbesoldungsgesetz, so
ist auch hier wieder der unglückselige Paragraph
ausgenommen, daß den Lehrpersonen kein höheres
als das gesetzliche Diensteinkommen gewährt werden
darf . Ich will nicht wiederholen, was beim Ge¬
meindeschullehrerbesoldungsgesetzgesagt ist, nur
möchte ich betonen, daß es sicher über kurz oder-
lang doch einmal kommen wird, daß sich gerade
dieser Paragraph sehr ungünstig für die Gemein¬
den auswirken wird, wenn sie nicht höhere Be¬
züge als der Staat zahlen dürfen. Es war keine
Aussicht, daß dieser Paragraph , nachdem er beim
Gemeindeschullehrerbesoldungsgesetz angenommen
war, verschwand. Darum wurde ein entsprechender
Antrag nicht gestellt.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Heit¬
mann.

Abg. Heitmann : Meine Herren! Der Herr Be¬
richterstatter hat bereits auf die Widersprüche des
Gesetzes in dem Ausbau der Besoldungsgruppen
hingewiesen. Auch uns befriedigt der Ausbau,
wie er jetzt besteht, keineswegs. Der Herr Be¬
richterstatter hat darauf hingewiesen, daß die neue
Besoldungsgruppe 3, wie sie hier eingeschoben ist,
eigentlich nur eine Gruppe für die Zukunft sein
wird. Dabei ist aber zu unterstreichen, daß dis
Ausbildung der Gewerbelehrer auch für die nächste
Zukunft in Wirklichkeit gar nicht 6 Semester um¬
faßt, weil dort , wo jetzt 6 Semester eingerichtet,
sind, die Werkstudenten praktizieren und in Wirk¬
lichkeit somit nicht 6 volle Semester, sondern gleich¬
falls nur 4 Semester herauskommen. Wir haben
uns im Ausschuß mehrfach mit diesem eigenartigen
Ausbau der Besoldungsordnung beschäftigt. Wir
haben zunächst von der Stellung von Anträgen
abgesehen, werden jedoch zur zweiten Lesung einen
entsprechenden Antrag stellen, der dahingeht, die
in dem Z 2 des Gesetzes vorgesehene Besoldungs¬
gruppe 3 aufzuheben, da sie tatsächlich für die
nächste Zukunft keinerlei praktische Bedeutung hat
und dann zu der Verpflichtung der Höherstufung
in der Besoldung auch der Volksschullehrerführt,
auf die bereits Herr Petters  hingewiesen hat.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Rie¬
be  r g.

Abg. Nieberg: Meine Herren! Das uns hier
vorliegende Gesetz schließt sich im wesentlichen an
preußische Bestimmungen an, macht eigentlich nur
im Z 3 eine Ausnahme. Meine beiden Herren
Vorredner haben schon mit Recht darauf hin¬
gewiesen, daß wir gerade über diese Bestimmung
im Ausschuß uns eingehend unterhalten haben.
Ich hatte aber auf Grund der Ausschutzberatungen
nicht angenommen, daß ein Antrag zur zweiten
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Lesung , kommen würde , jetzt diese Bestimmung zu
streichen . Von dem Rcgierungsvertreter ist dar¬
auf hingewiesen , daß diese Bestimmung vorgesehen
sei, um von auswärts tüchtige Kräfte heranzuziehen
und von dieser Erwägung ausgehend ist die Be¬
soldungsgruppe 3 geschaffen . Ich glaube daher,
es ist eine wesentliche Verschlechterung des Ge¬
setzes, wenn inan die Besoldungsgruppe 3 auf-
heben würde . Aus dieser Erwägung heraus bitte
ich Sie im Interesse der Gewerbe - und Handels¬
schulen , diese Besoldungsgruppe aufrecht zu erhalten
und möglichst keine Anträge zu stellen.

Präsident : Das Wort hat Herr Eewerbeschul-
rat Nabe.

Eewerbeschulrat Rabe : Meine Herren ! Die Be¬
soldungsgruppe 3 bringt , soweit sie nach Ziffer 1
und 2 die Besoldung der Diplomhandelslehrer und
der Gewerbelehrer mit akademischer Prüfung als
Musik - und Zeichenlehrer regelt , nichts Neues.
Sie ergibt sich aus dem bereits in Oldenburg
geltenden Recht , nach welchem die Diplom -Handels-
lehrer und die Lehrkräfte mit akademischer Prüfung
als Musik - und Zeichenlehrer von den übrigen
Lehrkräften mit der Anstellungsfähigkeit als Ge¬
werbe - und Handelslehrer in der Besoldung her¬
vorgehoben worden sind . — Ich verweise auf die
Besoldungsregelung vom 4 . Juli 1928 und aus
die Anmerkung 4 des Anhangs zur Besoldungs¬
ordnung für die planmäßigen Landesbeamten . —
Es erschien nun recht und billig , die Gewerbelehrer
mit einer mehrjährigen abgeschlossenen Ausbildung
an den besten Ausbildungsinstituten für Gewerbe¬
lehrer gehaltlich gleichzustellen mit den Lehrkräften
mit der Anstellungsfähigkeit als Gewerbelehrer,
die eine akademische Prüfung als Musik - oder
Zeichenlehrer ablegten . Die im Entwurf vor¬
gesehene Einstufung der Gewerbelehrer mit einem
Vollstudium an einem berufspädagogischen Institut
ist um so mehr berechtigt , als wir in Zukunft
daraus angewiesen sein werden , gute Lehrkräfte
für besondere Ausgaben für den oldenburgischen
Berufsschuldienst heranzuziehen . Ein Weg der
Gewinnung guter Berufsschullehrkräfte muß offen¬
gehalten bleiben . Wenn gesagt wird , daß Preußen
eine 6 semestrige und eine 4 semestrige Ausbildung
hat , so stimmt das augenblicklich . Es gibt eine
6 semestrige Ausbildung in Frankfurt und in Köln.
In Berlin sollte sie kommen ; sie ist in Kürze zu
erwarten . Ich möchte bitten , die Besoldungs¬
gruppe 3 nicht fallen zu lassen . Die hier ge¬
troffene Regelung der Besoldung der Diplom¬
handelslehrer entspricht der Regelung , die Preußen
für die Diplomhandelslehrer an seinen Fachschulen
getroffen hat.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Petters.

Abg . Petters : Meine Herren ! Sofern Diplom¬
handelslehrer in Frage kommen , könnten die in

der Besoldungsgruppe 2 untergebracht werden ; sie
sind in Wirklichkeit in 3 untergebracht . Nach
Absatz 3 heißt es : „ Die Gewerbe - und Handels¬
lehrer und -lehrerinnen mit abgeschlossener Hoch¬
schulbildung erhalten eine ruhegehaltsfähige Stellen¬
zulage von 600 A7/i jährlich ." 6600 AZ/i und
600 A ^//i ergibt nach Gruppe 3 - -- 7200 Acht
Enbgehalt . Im Ausschuß haben wir uns ein¬
gehend mit der Frage befaßt und haben vor allen
Dingen das eine bedauert , daß augenblicklich im
Amt befindliche Gewerbelehrer,  die Zeit und
Mühe und Opfer nicht gescheut haben und sich
vorgebildet haben nach Möglichkeiten , wir sie tat¬
sächlich gegeben sind ; Leute , die also eine tief¬
gehende Erfahrung haben , die unser Berufsschul¬
wesen auf beachtliche Höhe emporgetragen haben,
daß die von dem Genuß der Besoldungs¬
gruppe 3 ausgeschieden sind . Ich selbst habe seiner¬
zeit davon abgesehen , den Antrag zu stellen , aber
ich kann wohl begreifen , daß jetzt von einer Seit«
her der Antrag gestellt werden soll , die Besoldungs¬
gruppe 3 zu streichen . Man kann sich des Ein¬
drucks nicht erwehren , daß diese Besoldungsgruppe
nur einer Lehrergruppe zuliebe geschaffen wer¬
den soll.

Präsident : Das Wort  hat Herr Ministerialrat
Dr . Christians.

Ministerialrat Dr . Christians : Meine Herren!
Es ist unrichtig , wenn von Herrn Abg . Petters
gesagt wird , daß die Besoldung der Gewerbe - und
Handelslehrer mit abgeschlossener Hochschulbildung
in die Besoldungsgruppe 2 ausgenommen werden
könnte . In der Besoldungsgruppe 2 ist ein Ge¬
halt von 3600 — 7200 A . /i vorgesehen , während
für Gewerbe - und Handelslehrer mit abgeschlossener
Hochschulbildung eine Besoldung von 3600 bis
6600 A . /i einschließlich einer ruhegehaltsfähigen Zu¬
lage von 600 A .7i in Frage kommt . Das be¬
deutet , daß die letzteren mit 4200 A >/i beginnen
steigend bis 7200 A .-/i , während in der Besoldungs¬
gruppe 2 das Anfangsgehalt 3600 A .7i, steigend
bis 7200 AZi , ist. — Vebrigens ist es schon
deshalb nicht möglich , die Besoldung der Gewerbe-
und Handelslehrer mit abgeschlossener Hochschul¬
bildung zu ändern , weil sie im Besoldungsgesetz
festgelegt ist. Vorgesehen ist dort eine Zulage
von mindestens 400 A,,/ / zu dem Gehalt von
3600 — 6600 AZi.

Was die in Besoldungsgruppe 3 Ziffer 2 aus¬
genommenen Gewerbe - und Handelslehrer mit
akademischer Prüfung als Musik - oder Zeichenlehrer
betrifft , so kann auch ihre Besoldung nicht herab¬
gesetzt werden , weil diese Lehrer schon nach dem
bestehenden Gesetz bevorzugt sind und es sich recht¬
fertigt , diese Lehrer genau so wie dir entsprechen¬
den Lehrer zu besolden , nämlich wie die Zeichen-
und Musiklehrer an den höheren Schulen nach
Besoldungsgruppe 7̂ 4a , die der Besoldungs-

7 !*
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gruppe 3 des Gewerbe - und Handelsschullehrer-
Besoldungsgesetzentwurfs entspricht.

Es war nicht möglich , die bereits im Amt
befindlichen Gewerbelehrer  ebenso so behandeln,
wie die in der Besoldungsgruppe 3 Ziffer 2 be¬
sonders hervorgehobenen Lehrer mit abgeschlossener
Ausbildung auf einem berufspädagogischen Institut
mit einem Studium von mindestens 6 Halbjahren,
weil diese Bedingung von keinem der Lehrer er¬
füllt wird . Wir können sie nicht in gleicher Weise
besolden , weil wir damit sehr wesentlich über die
preußische Regelung hinausgehen würden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Nie¬
berg.

Abg . Nirberg : Meine Herren ! Es wird ja
nicht viel Zweck haben , jetzt uns noch eingehend
über die Besoldungsgruppe 3 zu unterhalten , weil,
wenn ein Antrag gestellt wird , wir uns dann
morgen nochmals über die Geschichte unterhalten.
Ich darf aber nur feststellen , daß bei allen Be-
soldungsverhandlungen , die wir gehabt haben , der
Versuch gemacht ist , das Gesetz für die Betreffenden
besser zu gestalten . Hier liegt zum ersten Male
ein Antrag vor , der meines Erachtens eine wesent¬
liche Schlechterstellung bedeutet , und wir haben
immer darauf hingewiesen , daß es gerade für die
Berufsschulen notwendig ist, tüchtige Kräfte für
Oldenburg zu gewinnen . Streichen Sie die
Gruppe 3 , dann wird die Gefahr entstehen , daß
das nicht mehr möglich ist , und das würde ich
mit Rücksicht auf die Berufsschulen in Oldenburg
außerordentlich bedauern.

Präsident : Es liegen keine Wortmeldungen mehr
vor . Dann schließe ich die Beratung und lasse
jetzt über den Antrag 1 abstimmen . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag annehmen>
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der An¬
trag ist angenommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 2:

Annahme des 8 2 mit den von der
Regierung vorgeschlagenen Aenderungen.

Die Staatsregierung hat folgenden Antrag ge¬
stellt zu § 2:

1 . 8 2 Abs . 1 Besoldungsgruppe 4 Ziffer 2
Satz 1 erhält folgende Fassung:

„den alleinstehenden Lehrern und
Lehrerinnen , soweit sie nicht nach
den Sätzen der Besoldungsgruppe 2
besoldet werden . Ihnen ist außer¬
dem von der 3 . Dienstaltersstufe an
eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage
von 200 jährlich zu gewähren,
wenn an der Schule noch nebenamt¬
liche Lehrpersonen tätig sind ."

2 . In 8 2 Abs . 1 Besoldungsgruppe 4
Ziffer 4 ist anstelle abgelehnt zu setzen
„abgelegt " .

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 2, zum
Antrag des Regierungsvertreters und zum 8 2.

Das Wort hat Herr Ministerialrat Dr . Chri¬
stians.

Ministerialrat Dr . Christians : Meine Herren!
Es ist leider übersehen worden bei der Stellung
des ' Negierungsantrages , noch einen weiteren Druck¬
fehler zu berichtigen , der sich ebenfalls in der Be¬
soldungsgruppe 4 unter Ziffer 4 befindet . Es
muß heißen statt „ an den höhere " „ an den höheren
Lehranstalten vorgeschriebene Prüfung abgelegt
haben " . Eines besonderen Antrages wird es dazu
wohl nicht bedürfen.

Präsident : Es liegen Wortmeldungen nicht mehr
vor . Dann lasse ich über den Antrag 2 ab¬
stimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht . — Der Antrag ist angenommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 3:
Annahme der 88 2— 8.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 3 und
zum 8 3 , 4 , 5 , 6, 7 , 8 . Keine Wortmeldungen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 4:
Annahme der 88 6— 11.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 4 und
zum 8 9 , 10 , 11.

Der Ausschuß stellt den Antrag 5:
Annahme des 8 12.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 5 und
zum 8 12.

Der Ausschuß stellt ferner den Antrag 6:
Annahme des 8 12 mit der Maßgabe , daß
in der letzten Reihe hinter Dienstbezüge ein-
gefügt werde „ nach Anhörung des Land¬
tages " .

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 6 und
zum 8 12 - Ebenfalls keine Wortmeldungen.

Dann lasse ich jetzt über die Anträge 3 , 4,
5 , 6 zusammen abstimmen . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die diese Anträge annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Die Anträge
sind angenommen.

Zum 8 14 Abs . 2 beantragt der Regierungs-
Vertreter:

In 8 14 Abs . 2 ist anstelle „2 durch das
Los zu bestimmende Ministerialräte treten,
von denen einer ein Schulmann sein muß"
zu setzen:

„ein durch das Los zu bestimmender
Ministerialrat und der Ministerialreferent
für das berufliche Schulwesen treten ."
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Die Worte „ unter der Besoldungsgruppe 4
Ziffer 3 fallende " sind zu streichen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 7:
Annahme des 8 14 mit dem Abänderungs-
Antrag des Regierungsvertreters.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 7 , zum
Z 14 und zum Antrag des Regierungsvertreters.
Keine Wortmeldungen.

Der Ausschuß stellt ferner den Antrag 8:
Annahme der 88 15 und 16.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 8 und
zum 8 15 , 16.

Der Ausschuß stellt den Antrag 9:
Annahme der 88 17 — 19.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 9 und
zum 8 17 , 18 , 19 . Keine Wortmeldungen.

Dann lasse ich setzt über den Anträge 7 , 8 , 9
abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die diese
Anträge annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht . — Die Anträge sind angenommen.

Ein Teil des . Ausschusses stellt den Antrag 10:
Streichung des 8 20.

Ein anderer Teil des Ausschusses stellt den An¬
trag 11:

Ablehnung des Antrages 10 und unver¬
änderte Annahme des 8 20.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 10
und 11 und zum 8 20.

Das Wort hat Herr Ministerialrat Dr . Chri¬
stians.

Ministerialrat Dr . Christians : Ich beantrage,
für den Fall der Annahme des Antrages 10:

Der Landtag wolle die Regierung ermäch¬
tigen , die durch Streichung des 8 20 er¬
forderlichen formellen Aenderungen vorzu¬
nehmen.

Präsident : Das kann wohl zur zweiten Lesung
geschehen . Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.
Ich schließe die Beratung . Wir stimmen über den
Antrag 10 ab . Ich bitte die Abgeordneten , die
den Antrag 10 annehmen wollen , sich zu erheben
und stehen zu bleiben . — Geschieht . — Ich bitte
um die Gegenprobe . — Geschieht . — Der Antrag
ist mit 22 gegen 21 Stimmen angenommen . Da¬
mit ist der Antrag 11 erledigt.

Der Vertreter des Ministeriums hat eben einen
Antrag gestellt . Ich werde den Antrag dem
Ausschuß überweisen , damit derselbe zur zweiten
Lesung seine Erledigung findet.

Der Ausschuß stellt den Antrag 12:
Annahme der 88 21 — 23.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zum 8 21 , 22 , 23 . Keine Wortmeldungen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 13:
Die Regierung wird ersucht , anzustreben,
daß , soweit als möglich , leistungsfähige
Amtsverbandsschulen geschaffen werden.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge.
Das Wort wird nicht verlangt.

Der Ausschust ßellt den Antrag 14:
Der Landtag wolle die Eingaben Abll.
Seite 584 , 735 , 788 durch vorliegenden Be¬
richt für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu den Eingaben . Keine Wortmeldungen . Ich
schließe die Beratung und bitte die Abgeordneten,
die die Anträge 12 , 13 und 14 annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Die Anträge
sind angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich bis morgen
früh 9 Uhr einzureichen.

14 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 zur Anlage 61,
Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck,
betreffend die Heranziehung der juristischen Per¬
sonen und der Forensen zu den Steuern der evange¬
lischen und der katholischen Kirche . 1. Lesung.

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 1:

Annahme des 8 1-
Eine Minderheit stellt den Antrag 2:

Annahme des 8 1 mit der Aenderung , daß
in der fünften Zeile die Worte „ auch die
juristischen Personen und " gestrichen werden.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 1
und 2 , zum 8 1 des Gesetzentwurfs und zu dem
Gesetzentwurf im allgemeinen . Wortmeldungen
liegen nicht vor . Ich schließe die Beratung . Wir
stimmen zunächst über den Antrag 2 ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag 2 an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . —
Das letztere ist die Mehrheit . Der Antrag 2
ist abgelehnt . Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die
den Antrag 1 annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht . — Der Antrag ist angenommen.

Eine Minderheit stellt den Antrag 3:
Annahme des 8 2 mit der Aenderung,
daß der Ziffer 2 des 8 2 folgender Satz
nachgefügt wird : „ Sofern sie nicht pro¬
duktiven Zwecken dienen ." Und daß ferner
Ziffer 3 gestrichen wird.

Dieselbe Minderheit stellt den Antrag 4:
Annahme des 8 2.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 3
und 4 und zum 8 2.

Ich möchte bemerken , daß in dem Bericht ein
Fehler enthalten ist, der Antrag 3 ist von einer
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Mehrheit , der Antrag 4 von einer Minderheit
gestellt.

Wortmeldungen liegen nicht vor . Ich schließe
die Beratung und bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 3 annehmen wollen , sich zu erheben unid
stehen zu bleiben . — Geschieht . — Der Antrag
ist angenommen . Damit ist Antrag 4 erledigt.

Der Ausschuß stellt den Antrag 5:
Annahme des Z 3.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zum Z 3 . Keine Wortmeldungen . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag 5 annehmsu
wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der An¬
trag ist angenommen.

Eine Minderheit stellt den Antrag 6:
Streichung des Z 4.

Eine Mehrheit stellt den Antrag 7:
Annahme des ß 4.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 6
und 7 und zum Z 4 . Keine Wortmeldungen.
Ich schließe die Beratung und bitte dis Abgeord¬
neten , die den Antrag 6 annehmen wollen , sich
zu erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht . —
Das ist die Minderheit ; der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die den Antrag 7
annehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht . — Der Antrag ist an¬
genommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 8:
Annahme der ZZ 5 und 6.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu den 5 und 6.

Das Wort hat Herr Abg . Alb ers.

Abg . Albers : Ich sehe gerade die Ausführungen
in dem Bericht über die Zulässigkeit des Ver¬
waltungsstreitverfahrens . Da wird gesagt im
1 . Absatz , daß es ebenso sei für Lübeck wie in
Oldenburg . Im Landesteil Oldenburg sei das
Verwaltungsstreitverfahren gegeben . Das ist doch
nicht richtig . Wie ist das zu verstehen ? Bei
dieser Gelegenheit wäre an sich Gelegenheit ge¬
geben , nunmehr das Verwaltungsstreitverfahren
einzuführen . Sie sagen im Absatz 2 , die Regierung
beabsichtige , mit der Kirchenbehörde eine ent¬
sprechende Regelung zu treffen . Ich mache daraus
aufmerksam , daß es an sich bei Bearbeitung dieser
Vorlage möglich wäre , das Verwaltungsstreitver¬
fahren einzuführen.

Präsident : Das Wort hat der Herr Minister¬
präsident.

Ministerpräsident v . Finckh : Die Sache ist
augenblicklich noch nicht fertig . Auch in Olden¬
burg sind die Verhandlungen wohl abgeschlossen,
aber die Bearbeitung des Entwurfs noch nicht.

Der Entwurf liegt auf meinem Schreibtisch . Ich
kann noch nichts weiter darüber sagen . Die Ver¬
handlungen mit Lübeck können erst kommen , wenn
hier die Grundlage geschaffen ist.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung und bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 8 annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung erbitte ich bis
morgen früh 9 Uhr.

15 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den selbstän¬
digen Antrag der Abg . Dr . Schulte und
Nöder,  betreffend Abänderung des Wanderge¬
werbesteuergesetzes.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 1:
Der Landtag wolle den selbständigen An¬
trag der Abg . Schulte und Röder  dein
Staatsministerium als Material überweisen
mit dem Ersuchen , dem Landtage im nächsten
Jahre einen Gesetzentwurf zur Aenderung
des Wandergewerbe -Steuergesetzes im Sinne
der Antragsteller vorzuleg -en.

Ein anderer Teil stellt den Antrag 2:
Der Landtag wolle den selbständigen An¬
trag der Abg . Schulte und Nöder  dem
Staatsministerium zur Prüfung überweisen
mit dem Ersuchen , festzustellen , ob in be¬
denklicher Weise Schädigungen des ständigen
Gewerbes und des Publikums durch Wan¬
dergewerbetreibende verursacht sind und ge¬
gebenenfalls dem Landtage gesetzgeberische
Maßnahmen zur Beseitigung dieser Uebel-
stände vorzuschlagen.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 1
und 2 und zu dem selbständigen Antrags . Das
Wort wird nicht verlangt . Ich schließe die Be¬
ratung . Wir stimmen zuerst über den Antrag 2
ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 2
annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Ich bitte um die Gegenprobe . — Geschieht . —
Der Antrag ist mit 19 gegen 20 Stimmen ab-
gelehnt . Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die den
Antrag 1 annehmen wollen , sich zu erheben und
stehen zu bleiben . — Geschieht . — Ich bitte um
die Gegenprobe . — Geschieht . — Das letztere ist
die Minderheit . Der Antrag 1 ist angenommen.

16 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den selbstän¬
digen Antrag des Abg . Krause  über Errichtung
einer Nuhelohn - und Hinterbliebenenversorgungs¬
kasse für alle bei dem Oldenburgischen Staat be¬
schäftigten Arbeiter und Angestellten.
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Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Der Landtag wolle beschließen , den selb¬
ständigen Antrag des Abg . Krause  der
Staatsregierung zur Prüfung mit der Maß¬
gabe zu überweisen , daß über das Ergeb¬
nis dieser Prüfung dem Landtage eine Mit¬
teilung und gegebenenfalls eine entsprechende
Vorlage gemacht wird.

Der Ausschuß stellt den Antrag 2:
Der Landtag wolle beschließen , die Ein¬
gaben des Verbandes der Gemeinde - und
Staatsarbeiter , Gau Bremen , durch die
Beschlußfassung zu dem selbständigen An¬
träge des Abg . Krause  für erledigt zu
erklären.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 1
und 2 , zu dem selbständigen Antrag Krause  und
zu der Eingabe.

Das Wort hat Herr Abg . Krause.

Abg . Krause : Meine Herren ! Meine Freunde
erwarten , daß die Prüfung mit der Einbringung
einer Vorlage endet , und zwar unter Einbeziehung
der Forstarbeiter . Es ist auch in Preußen so,
daß nur noch einige strittige Punkte verhandelt
werden . Die Forstarbeiter werden in Preußen
zweifellos in das Gesetz einbezogen . Wenn die
Tragfähigkeit nicht gegeben erscheint , dann wäre
zu erwägen , ob man die Kommunen nicht an¬
schließen kann , soweit sie noch keine eigene Ruhe-
lohnkasse haben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Sante.

Abg . Sante : Meine Herren ! Auch ich möchte
bitten , daß die Prüfung in wohlwollendem Sinne
erfolgen möge . Es kann nicht angehen , daß die
Behandlung der Angestellten und Arbeiter , die
beim Staat beschäftigt sind , eine andere ist, als
beim Reich und in Preußen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Müller.

Abg . Müller : Meine Herren ! Ich hätte er¬
wartet , daß eine positivere Erklärung herausgekom¬
men wäre . Es wird so beim alten bleiben . Wir
sehen hier wiederum den alten Unterschied . Bei
den Beamten ist es selbstverständlich eine Tat¬
sache, daß sie pensioniert werden und recht hohe
Summen als Pension beziehen , obwohl auch schon
ihr Gehalt heute dementsprechend ist. Die Arbeiter
werden als Menschen zweiter oder vierter Güte be¬
trachtet . Sie bekommen heute außerordentlich
niedrige Löhne und nachher haben sie die paar
Pfennige , aus der Invaliden - und Alters -Ver¬
sicherung , womit sie nicht leben und nicht sterben
können . Hier muß die Regierung etwas Posi¬
tives schaffen und die Arbeiter auch pensionieren-
Die haben denselben Anspruch wie die Beamten.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung und lasse über
beide Anträge abstimmen . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die die Anträge annehmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht . — Die Anträge sind
angenommen.

17 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 über den selbstän¬
digen Antrag des Abg . Brosch ko,  betreffend
Lernmittelfreiheit in den Volksschulen.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 1:
Annahme des selbständigen Antrages des
Abg . Broschko.

Ein anderer Teil stellt den Antrag 2:
Ablehnung des selbständigen Antrages des
Abg . Broschko.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden An¬
trägen und zu dem selbständigen Antrag des Abg.
Broschko.

Das Wort hat Herr Abg . Broschko.

Abg . Broschko : Meine Herren ! Ich bitte Sie,
den Antrag anzunehmen . Im Landesteil Lübeck
ist, wie aus dem Bericht hervorgeht , seit 10 Jahren
die Lernmittelfreiheit von den Gemeinden einge¬
führt , und meines Erachtens hat die Regierung
kein Recht , eine solche Einführung zu verbieten.
Wenn man sich die bayrischen Bestimmungen an¬
sieht , so heißt es dort , daß auch in Bayern ein¬
zelne Gemeinden , in größerem Umfange Lern¬
mittelfreiheit als freiwillige Wohlfahrtseinrichtung
auf Grund des Selbstverwaltungsrechts Angeführt
haben . Das ist auch bei uns nicht anders . Wenn
man meinen Antrag ablehnen würde , dann würden
unhaltbare Zustände in den Gemeinden entstehen,
es müßte der Klageweg beschritten werden . Es
wird nichts Neues gefordert , sondern das Bestehende
soll beibehalten werden.

Präsident : Das Wort hat Herr Ministerialrat
Dr . Christians.

Ministerialrat Dr . Christians : Meine HerrenI
Die Gemeinde Rensefeld hatte das Staatsministe-
rium gebeten , ihren Haushalt durchzusehen und
Maßnahmen zu ihrer Unterstützung zu treffen,
da sie notleidend sei. Bei der Durchsicht des
Haushalts stellte sich heraus , daß die notleidende
Gemeinde Rensefeld die unentgeltliche Lieferung
der Lernmittel für die Volksschule eingeführt und
dafür einen Betrag von 2400 Mark in den Haus¬
halt eingestellt hatte . Nun ist die Vorschrift des
Artikels 145 der Reichsverfassung und die ent¬
sprechende Vorschrift des Z 26 Abs . 2 der Landes¬
verfassung nicht von unmittelbarer gesetzlicher Be¬
deutung , sondern sie hat nur die Bedeutung eines
Programms , einer Richtlinie für die Gesetzgebung.
Gesetzeskraft kann diese Bestimmung erst erlangen
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durch ihre Ausführung durch ein Reichsgesetz , oder
solange ein Reichsgesetz nicht erlassen ist, durch
ein Landesgesetz . In Geltung sind deshalb noch
die übereinstimmenden Vorschriften der Schulgesetze
der drei Landesteile über die Beschaffung von
Lernmitteln . Es ist für den Landesteil Lübeck
der Z 38 des Schulgesetzes , für Oldenburg der
Z 43 und für Birkenseid der 8 37 des Schul¬
gesetzes . Der Wortlaut der Bestimmung ist wieder¬
gegeben im Bericht , ich kann darauf Bezug nehmen.
Die Staatsregierung sah sich veranlaßt , zur Durch¬
führung der gesetzlichen Vorschrift und zur Herab¬
minderung der Ausgaben der Gemeinde Rensefeld
die Beschaffung der Lernmittel für dis Volksschüler
auf Kosten der Gemeinde zu beanstanden . Die
Folge war die , daß zwecks gleichmäßiger Behand¬
lung aller Gemeinden des Landesteils Lübeck all¬
gemein die Lieferung freier Lernmittel beanstandet
wurde . Das ist geschehen durch die Verfügung
der Regierung vom 8 . Januar .1929 . Das Mini¬
sterium hält auch nach nochmaliger Prüfung der
Rechtslage , die im Ausschuß in Aussicht gestellt
war , diese Verfügung für rechtsgültig . Soweit
Gemeinden trotz dieser Verfügung die Lernmittel
nach wie vor für die Volksschüler frei beschaffen,
weil sie der Ansicht sind , daß die Verfügung der
Regierung nicht rechtsgültig sei, muß die Gültig¬
keit der Verfügung , nachdem durch die Regierung
die Maßnahmen der betreffenden Gemeinde als
ungesetzlich beanstandet sind , im Wege des Ver-
waltungsstreitversahrens durch das Oberverwal¬
tungsgericht nachgeprüft werden .- Meine Herren,
kommt das Oberverwaltungsgericht zu der Ansicht
und zu der Entscheidung , daß die Verfügung nicht
rechtsgültig ist, daß die Gemeinden in der Lage
sind , kraft des Selbstverwaltungsrechts völlige freie
Lernmittelbeschaffung einzuführen , dann bedarf es
des von dem Abg . Brosch ko  beantragten Ge¬
setzes nicht . Man wird aber nicht ohne Not zu
einer gesetzlichen Aenderung greifen . Nichtig ist,
die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts , die
herbeigeführt werden müßte , abzuwarten und so¬
lange den Antrag des Abg . Broschko  zurück¬
zustellen und ihn zunächst abzulehnen.

Im übrigen sprechen sehr gewichtige sachliche
Gründe gegen den Antrag . Zunächst ist es doch
recht bedenklich , eine Bestimmung des Schulgesetzes
eines der drei Landesteile zu ändern , wie es nach
dem Anträge Broschko  geschehen soll , und es
nicht zugleich zu tun für die gleichlautenden Schul¬
gesetze der beiden anderen Landesteile . Weiter
ist daraus hinzuweisen , daß unser großes Nachbar¬
land Preußen aus gewichtigen Gründen und be¬
wußt von der Ausführung der Reichsverfassungs¬
vorschrift über die Lernmittelfreiheit absieht.
Preußen hat uns aus Anfrage folgendes mit¬
geteilt:

Aus das Schreiben vom 10 . April 1929
— I Nr . 1871 — erwidere ich, daß die in der

Reichscersassung (Art . 145 ) vorgesehene Frei¬
heit der Lernmittel meines Erachtens noch reichs¬
gesetzlicher Ausführungsbestimmungen bedarf . Die
preußische Unterrichtsverwaltung hält es , zumal
bei der großen finanziellen Tragweite der Be¬
stimmung für erforderlich , abzuwarten , wie das
Reich in Ausführung des Art . 143 , Abs . 1,
Satz 2 der Reichsverfassung bei der Einrichtung
der Schulen Mitwirken und sich an den finanziellen
Lasten der Lernmittelfreiheit beteiligen wird.

Preußen steht auf dem Standpunkt , daß es
Pflicht des Reiches sei, bei der Tragung der
Kosten , die durch die Reichsvcrfassungsbestimmung-
den Ländern auferlegt werden , mitzuwirken , und
es sieht deshalb davon ab , von sich aus die Lern¬
mittelfreiheit einzuführen , bevor ein Ausführungs¬
gesetz des Reiches ergeht , wohl , wie ich Grund
habe anzunehmen deswegen , weil es befürchtet,
daß , wenn das Land von sich aus die Lernmittel¬
freiheit freiwillig durchführt , das Reich dem Lande
sagen wird : „ Ihr habt die Lernmittelfreiheit ein-
gesührt , also haben wir keinen Grund , zu den
Kosten beizutragen ." Uebrigens ist es nicht ganz
richtig , wenn in dem Bericht gesagt wird , daß
außer Oldenburg Preußen das einzige Land sei,
das keine Bestimmungen über die Lernmittelfrei¬
heit hätte . Außer Preußen ist es Schaumburg-
Lippe , aber auch , wenigstens nach der Mitteilung,
die Braunschweig uns gegeben hat , Braunschweig,
und darüber hinaus Bayern . Bayern teilt mit,
daß nach den Reichsgrundsätzen , die über die Für¬
sorgepflicht erlassen sind , die Lernmittel für Hilfs¬
bedürftige zu liefern seien . Das trifft nicht nur
für Bayern zu, das trifft für das ganze Reich zu.
Wir befinden uns mit unserem Standpunkt in durch¬
aus guter Gesellschaft , außer mit Schaumburg-
Lippe vor allen Dingen mit Preußen , unserem
großen Nachbarlande , dem wir sonst zu folgen
pflegen , und auch mit Bayern.

Vor allem ist aber , und das ist entscheidend,
auf folgendes hinzuweisen . Meine Herren , die
Gemeinden des Landestsils Lübeck befinden sich
alle mehr oder weniger in nicht günstiger finan¬
zieller Lage . Einige der Gemeinden , z. B . Rense¬
feld , aber auch andere , befinden sich in einer Lage,
daß es , wenn überhaupt , nur mit großer Mühe
gelingt , den Haushalt ins Gleichgewicht zu bringen.
Gerade diese finanziell schwächsten Gemeinden sind
diejenigen , die die Lernmittelfreiheit durchgeführt
haben . Es sind nach einem Bericht der Regierung
außer Rensefeld noch Stockelsdorf , Neuenkirchen,
Bosau und auch die Gemeinde Land Eutin . Das
würde , wenn der Antrag Broschko  angenommen
würde , in vermehrtem Umfange der Fall sein.
Die heutige Zeit , die überall Sparsamkeit und
Einschränkung auf allen Gebieten verlangt , ver¬
bietet es , man mag es bedauern oder nicht , in
diesem Augenblick den Gemeinden vermehrte Kosten
kraft Gesetzes auszuerlegen oder ihnen die Mög-
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lichkeit zu schaffen, vermehrte Kosten zu über¬
nehmen , die an sich die Privatleute , soweit sie
dazu in der Lage sind, tragen sollten . Ich bitte
namens des Ministeriums , den Antrag abzu¬
lehnen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Müller.
Abg . Müller : Ich stimme dem Anträge des

Herrn Broschko  zu . Ich möchte noch weiter-
gehen, nicht nur Lernmittelfreiheit , sondern auch
Schulgeldfreiheit , nicht nur in der Volksschule,
sondern in allen Schulen ist erforderlich . Wir stehen
auf dem Standpunkt , die Erziehung der Jugend
ist Aufgabe des Staates , und der Staat sollte
allen Kindern die Möglichkeit geben, sich so aus¬
zubilden , wie es den Fähigkeiten entspricht, und
nicht wie es dem Geldsack des Vaters entspricht,
wie es heute ist. Wenn hier von dem Herrn
Regierungsvertreter gesagt wird , bedürftigen Kin¬
dern können heute schon die Lernmittel gewährt,
werden , dann möchte ich dem entgegenstellen , allen
Volksschulkindern müßten demnach die Lernmittel
gewährt werden , denn was heute die Volksschule
besucht, sind nur Kinder von bedürftigen Eltern.
Es wird eine außerordentlich große Anzahl von
Eltern dabei sein, die nicht in der Lage sind, den
Kindern überhaupt irgend etwas kaufen zu können,
geschweige denn Lernmittel usw. Dem Anträge
muß zugestimmt werden.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Broschko.
Abg . Broschko: Meine Herren ! Das ist uns

bekannt , daß sich da , wo es mal paßt und
nicht paßt auf diesen oder jenen Staat berufen
wird . Wenn auf Preußen hingewiesen wird , so
deswegen , weil Preußen die Lernmittelfreiheit nicht
eingeführt hat . Hätte Preußen sie eingeführt , hätte
man sich auf Württemberg berufen und befände
sich da in einer guten Gesellschaft. Bezüglich
Bayern möchte ich sagen, daß Bayern es meiner
Ansicht nach nicht verboten hat , Lernmittelfreiheit
einzuführen . — Es braucht nicht nur aus Rense¬
feld hingewiesen zu werden . Die Gemeinde Land
Eutin hat einen lieber schuß im Haushaltsplan.
Auch da haben Sie die Lieferung verboten . In
Rensefeld werden Sie die Dinge nicht meistern
können. Die dortige Bevölkerung ist völlig ver¬
armt und die gebraucht die Lernmittelfreiheit , ob
Sie es verbieten oder nicht. Die Verhältnisse ent¬
wickeln sich von selbst. Ich möchte daraus Hin¬
weisen, wenn gesagt ist, man könne nicht ein
Schulgesetz herausgreifen , daß wir nichts Neues
wollen , wir wollen das , was wir 10 Jahre ge¬
habt haben , behalten . Das oldenburgische Schul¬
gesetz ist von 1910 , und das von Lübeck und
Birkenseid von 1911 . Das beleben wir alle Jahre,
daß nicht für alle 3 Landesteile Gesetzesänderungen
gleichzeitig erledigt werden . Was sich in diesem
Jahre für Lübeck regelt , kann auch str Oldenburg
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und Birkenseid eingeführt werden . Wir wollen
durch die oldenburgische Regierung keinen Rück¬
schritt, wir wollen das , was wir gehabt haben,
behalten.

Präsident: Das Wort hat HerrAbg. Petters.
Abg . Petters : Ich möchte nur darauf Hinweisen,

daß einzelne Gemeinden die Beträge für die Lern¬
mittel schon ganz wesentlich herabgesetzt haben . Die
Stadt Eutin hat einen Betrag von 3000 Mark in
den Jahren vorher eingestellt und hat jetzt eine
ganze Mark für ein Kind eingestellt ; diese eine
Mark ist tatsächlich eine unbedingte Notwendigkeit.
Ich möchte auch bezüglich Rensefeld sagen, daß da
die Dinge tatsächlich etwas anders liegen . Rense¬
feld ist eine Gemeinde , deren Bevölkerung sich
zum größten Teil aus Arbeitern zusammensetzt.
Wie liegt es dort in Wirklichkeit? Schon auf
Grund des Schulgesetzes ist die Gemeinde ver¬
pflichtet, beinahe bis zu ^ die Schulbücher und
Lernmittel für die Volksschüler zu beschaffen. Wenn
exemplifiziert wird aus die notleidenden Gemein¬
den, so ist es anderseits so, daß einzelne Ge¬
meinden — ich will eine Zahl nicht nennen —,
sich grundsätzlich auf den Standpunkt gestellt
haben , wir wollen einen bestimmten Betrag für
die Lernmittel einsetzen, und das sind Gemeinden,
die es leisten können. Ich glaube auch, es ist
mit dem Selbstoerwaltungsrecht der Gemeinden
durchaus nicht vereinbar , daß man in das Recht
der Gemeinden in dieser Weise eingreift . Was
10 Jahre gegangen hat , das sollte auch weiterhin
gehen. Es ist beinahe ein Gewohnheitsrecht ge¬
worden , das jetzt auf einmal beseitigt werden
soll, weil man einsieht, daß die Reichsverfassungs¬
bestimmung nur direktiven Charakter hat . Ich
möchte bitten , dem Anträge des Herrn Broschko
zuzustimmdn.

Präsident: Keine Wortmeldungen mehr. Dann
schließe ich die Beratung und lasse zuerst über den
Antrag 2 abzustimmen . Ich bitte die Abgeord¬
neten , die den Antrag 2 annehmen wollen , sich
zu erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Es ist die Mehrheit . Der Antrag ist angenommen.
Damit ist der Antrag 1 erledigt.

18 . Gegenstand der Tagesordnung ist die
Wahl von vier Mitgliedern der Hauptver¬

sammlung der Staatsbank. (Anlage 68.)
Nachdem die Anlage 62 erledigt ist, müssen

die Wahlen von 4 Mitgliedern zur Hauptversamm¬
lung der Staatsbank oorgenommen werden . Bisher
waren vom Landtag folgende Herren gewählt:
Direktor Hartong,  Staatsminister a . D . Meyer
(Oldenburg ), Dr . Schute (Lindern ), Direktor
Dinklage (Oldenburg ) . Die Amtszeit der ge¬
wählten Mitglieder dauert bis zum 10. Juli d. Is.

Das Wort hat Herr Abg . Nieberg.
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Abg. Nieberg: Ich schlage vor, die in der
Anlage 68 genannten Herren, die am 10. Juli
ausscheiden, wieder zu wählen.

Präsident: Weitere Vorschläge werden nicht ge¬
macht. Dann bitte ich die Abgeordneten, die dem
Vorschlag aus Wiederwahl ihre Zustimmung geben
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der An¬
trag aus Wiederwahl ist angenommen. Damit
gelten die Herren als gewählt.

19. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses3 zur Anlage 57,

(Bahn Sandkrug-Munderloh.)
Der Ausschuß stellt den Antrag:

Annahme der Regierungsvorlage mit der
Maßgabe , daß die Beteiligung des Staates
an dem Bahnbau nur erfolgen soll, wenn
die Ziegeleien sich bindend verpflichten, ihre
ganze Produktion , soweit sie nicht auf der
Achse in der näheren Umgebung abgesetzt
wird, auf dieser Bahn befördern, so lange
das gegenwärtige Verhältnis zwischen son¬
stigen Transportkosten und Bahntarif be¬
stehen bleibt und für diese Verpflichtung
auch die genügenden Sicherheiten gewähren.

Ich eröffne die Beratung zu dem Antrag des
Ausschusses und zur Anlage 57. Keine Wortmel¬
dungen. Dann kommen wir zur Abstimmung.
Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag des
Ausschusses annehmen wollen, sich zu erheben. —
Geschieht. — Der Antrag ist angenommen.

20. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses3 über di« An¬

lage 69, betreffend den Wiederaufbau des Mar-
stallgebäudes in der Stadt Oldenburg.

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 1:

Annahme der Regierungsvorlage.
Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬

trag 2:
Ablehnung der Regierungsvorlage.

Der Ausschuß stellt den Antrag 3:
Die Staatsregierung wird ersucht, die Mittel
für die Beendigung des Eymnasialbaues ln
Vechta möglichst in den nächstjährigen Vor¬
anschlag einzustellen.

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 1,
2, 3 und über die Vorlage der Staatsregierung.

Das Wort hat Herr Minister Dr . Millers.
Minister Dr . Willers : Meine Herren! Die Vor¬

lage geht ja davon aus , daß unter anderem auch
die Linoleum-Wirtschaftsstelle Ausnahme in diesem
Gebäude findet. Ich habe diese Frage noch
nicht genügend klären können, weil der Leiter der
Linoleum-Wirtschaftsstelle sich in Urlaub befindet

und bis heute eine bindende Erklärung nicht ab¬
gegeben hat . Sollte sich wider Erwarten , viel¬
leicht im August, nehme ich an, Heraussteilen, daß
die Linoleum-Wirtschaftsstellenicht reflektiert, meine
Herren, dann würde ich annehmen, daß eine neue
Sachlage .gegeben ist, und ich würde mir Vorbe¬
halten, wenigstens die Herren Vorsitzenden der
Fraktionen von dieser neuen Sachlage in Kenntnis
zu setzen und mit ihnen das weitere zu verabreden.
Ich glaube aber, daß unabhängig davon die Arbeit
begonnen werden kann und wir das Arbeitsamt in
dem östlichen Flügel unterbringen können. — Was
dann den Erweiterungsbau des Gymnasiums in
Vechta angeht, so ist schon im Laufe des Winters
bei Aufstellung des Voranschlags diese Frage über¬
legt worden. Damals ist bereits im Ausschuß
und in der Plenarsitzung erklärt worden, daß in
Aussicht genommen sei, den Bau weiter zu betrei¬
ben und für 1930 weitere Mittel vorzusehen, und
ich rechne bestimmt damit, daß sich im Voranschlag
1930 die. erste Rate vorfinden wird für die Erwei¬
terung des Gymnasiums.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Müller.
Abg. Müller : Meine Herren! Ich bin ge¬

zwungen, die Anlage abzulehnen, weil ich es nicht
verantworten kann, daß man in der Stadt das
Gebäude baut , wo noch Hunderte von Arbeitern
in den Löchern sitzen. Das kann ich nicht mit¬
machen, daß hier in der Stadt Paläste für Ober¬
kirchenräte aufgesührt werden. Das ist eine un¬
erhörte Geschichte.

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor. Ich lasse jetzt über den Antrag 2 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten, die diesen Antrag an¬
nehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. —
Das ist eine Minderheit. Der Antrag ist abge¬
lehnt. Wir stimmen jetzt über den Antrag 1 ab.
Ich bitte die Abgeordneten, die diesen Antrag an¬
nehmen wollen, sich zu erheben. — Geschieht. —
Der Antrag ist angenommen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 3:
Die Staatsregierung wird ersucht, die
Mittel für die Beendigung des Gymnasial¬
baues in Vechta möglichst in den nächst¬
jährigen Voranschlag einzustellen.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen. Wir stimmen ab. Ich bitte die Ab¬
geordneten, die den Antrag annehmen wollen, sich
zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Wir kommen nunmehr zum 10. Gegenstand
unserer Tagesordnung , den wir zurückgestellt hatten:

Bericht des Ausschusses3 zur 2. Lesung der
dem Finanzgesetz für das Jahr 1929/30 anzu-
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legenden Voranschläge sowie über Form und In¬
halt des Finanzgesetzes. 1. Lesung.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr
Abg . Schömer.

Abg . Schömer : Meine Herren ! Dieser Punkt ist
zurückgestellt worden mit Rücksicht darauf , daß
zunächst das Finanzausgleichsgeseh verabschiedet sein
sollte. Durch die heutige Beschlußfassung ist das
Finanzausgleichsgesetz nicht verabschiedet. Es mutz
eine neue Beratung stattfinden und ich möchte
dringend bitten , auch diesen Punkt zurückzustellen,
bis wir volle Klarheit darüber haben , wie das
Finanzausgleichsgesetz sich gestaltet.

Präsident: Das ist an sich richtig, aber ich
befürchte, wir werden dann morgen schwer fertig
werden ; wir müssen es aber dann morgen mit
erledigen . Dann würde ich aber vorschlagen, einen
Teil der übrigen Tagesordnungspunkte heute mit
zu erledigen.

Das Wort hat Herr Abg . Hartong  zur
Geschäftsordnung.

Abg . Hartong : Ich möchte vorschlagen, zunächst
die übrigen Punkte vorzunehmen , und wenn wir
dann noch Zeit haben , doch mit der Etatberatung
2. Lesung zu beginnen . Wir können die Anträge,
die mit dem Finanzausgleichsgesetz Zusammenhängen,
zurückstellen. Es geht doch nicht an , datz wir
morgen nicht fertig werden.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. S chömer
zur Geschäftsordnung.

Abg . Schömer : Ich kann nur wiederholen , was
ich gesagt habe . Wir waren uns alle darüber
einig . . . (Abg . Hartong:  Wollen nicht ver¬
abschieden!) Wenn wir nicht verabschieden wollen,
können wir nicht beginnen . Wir können doch nicht
heute ansangen und mitten darin abbrechen.

Präsident: Ich schlage vor, wir stellen die Sache
zurück bis morgen . Ich nehme an , datz wir morgen
fertig werden , dann müssen wir vormittags und
nachmittags sitzen. Außerdem weise ich darauf hin,
datz morgen die Ausschüsse tagen . Ich möchte
aber dringend bitten , datz wir das morgen er¬
ledigen , damit wir fertig werden . Also stellen
wir das noch weiter zurück.

21 . Gegenstand der Tagesordnung ist eine
Nachfuge zum Bericht des Ausschusses1 zur

Stellenübersicht. (Anlage 50.)
Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬

trag:
Der Landtag wolle die im Anträge des
Regierungsvertreters ausgeführten Stellen
für planmäßige unwiderruflich angestellte
Polizeibeamte genehmigen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag.
Keine Wortmeldungen . Wir stimmen ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht. — Der An¬
trag ist angenommen.

22 . Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses2 über die Eingabe

der Arbeitsgemeinschaft Süd- Ost- Holsteinischer
Mietervereine, Sitz Eutin, betreffend Mieterschutz,
Wohnungsbau usw.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 1:
Die Staatsregierung wolle eine weitere
Lockerung des Mieterschutzes im Landesteil
Lübeck vermeiden und jede Einwirkung aus
die Gemeinden unterlassen.

Dieselbe Minderheit stellt den Antrag 2:
Die Staatsregierung wolle prüfen , inwie¬
weit die Möglichkeit besteht, zu Spekula-
tionszwecken zurückgehaltenen Boden höher
zur Grundsteuer heranzuziehen.

Eine andere Minderheit stellt den Antrag 3:
Der Landtag wolle über die Eingabe zur
Tagesordnung übergehen.

Eine andere Minderheit stellt den Antrag 4:
Der Landtag wolle die Eingabe der
Staatsregierung als Material überweisen.

Ein Teil des Ausschusses stellt den Antrag 5:
Die Staatsregierung wird ersucht, die Be¬
schlüsse des Landesausschusses des Landes¬
teils Lübeck, die dahin gehen, die Bautätig¬
keit durch Bereitstellung größerer Mittel zu
fördern , zu berücksichtigen.

Derselbe Teil des Ausschusses stellt den An¬
trag 6:

Der Landtag wolle beschließen, die Staats¬
regierung zu ersuchen, für den Landesteil
Lübeck den Zinsfuß für die Baudarlehen
herabzusetzen und die Richtlinien über die
Gewährung von Zinsbeihilfen einer Nach¬
prüfung zu unterziehen.

Der Ausschuß stellt den Antrag 7:
Der Landtag wolle die Eingabe der
Arbeitsgemeinschaft Südost -Holsteinischer
Mietervereine durch die Beschlußfassung zu
den Anträgen Nr . 1 bis 6 für erledigt
erklären.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 1
bis 7 und zu der Eingabe.

Das Wort hat Herr Minister Dr . Millers.
Minister Dr . Millers : Meine Herren ! Im Lan¬

desteil Lübeck ist von keiner Gemeinde eine all¬
gemeine Befreiung von dem Wohnungsmangel¬
gesetz erfolgt . Keine Gemeinde hat es beschlossen,
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im Gegensatz zu zahlreichen Gemeinden des Lan¬
desteils Oldenburg . Die 3 Zwangsgesetze sind
nur bei besonders teuren Wohnungen ausgehoben,
und zwar annähernd in demselben Umfang , wie
das auch in Preußen geschehen ist. Es findet
keinerlei Einwirkung auf die Gemeinden statt . Die
Beschlüsse der Gemeinden werden geprüft und es
wird auch gegebenenfalls gegen die Gemeinden ent¬
schieden, dann aber im Sinne der Erhaltung der
Zwangswirtschaft , wenn das Staatsministerium
der Ansicht ist, daß es nicht so sein darf , wie die
Gemeinde es wohl möchte. Meine Herren , ich
möchte sagen, der Abbau der Zwangswirtschaft
muß eines Tages erfolgen , aber es ist dies nicht
nur eine Frage , die abhängig ist von der Ent¬
wicklung des Wohnungsmarktes , sondern sie ist
auch ganz sicherlich eine soziale Frage , und ich
bedaure , daß damals in dem Ausschußbericht bei
der Eingabe der Mietervereine des Landesteils
Oldenburg zum Ausdruck gekommen ist, daß der
Abbau nur von dem Wohnungsmarkt abhängig
sei. Eine solche Aeußerung ist von dem Regierungs¬
vertreter auch nicht gemacht worden . Er hat auch
aus die Bedeutung der sozialen Ausgabe hinge¬
wiesen. Ich vertrete beim Abbau der Wohnungs¬
zwangswirtschaft nicht einseitig den Standpunkt der
Mieter und nicht den der Vermieter . Mit dem
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft ist eine
ganz große Verantwortung verbunden . Ich bin
bislang darin sehr vorsichtig gewesen und werde
es auch in Zukunft sein.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Broschko.
Abg . Broschko: Meine Herren ! In dem Be¬

richt ist auf Seite 1 ein Schreibfehler . In der
Antwort zu der Frage 1 muß es heißen : „ In
diesen Gemeinden ist das Mieterschutzgesetz und das
Reichsmietengesetz in Kraft geblieben ." — Zu den
Ausführungen des Herrn Ministers möchte ich
sagen, daß mir allerdings bekannt ist, daß die
Regierung in Eutin noch in letzter Zeit aus die
Gemeinden einwirkte, das Mieterschutzgesetz außer
Kraft zu setzen oder die Grenze für die größeren
Wohnungen herabzusetzen und das geschieht gegen
alle Stellen , in diesem Falle des Gesamtstadtrats
und des Wohnungsamtes . Ich möchte bitten,
solche Einwirkungen zu unterlassen ; das bringt eine
Beunruhigung in die Gemeinde hinein . — Im
übrigen beziehe ich mich auf meinen Bericht und
bitte , unsere Anträge anzunehmen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Danne-
mann.

Abg . Dannemann : Ich habe den Antrag ge¬
stellt : Der Landtag wolle über die Eingabe zur
Tagesordnung übergehen , und zwar deswegen , weil
unrichtige Angaben in der Eingabe enthalten sind
und sie in einem Ton gehalten ist, daß ich ge¬
glaubt habe , eine solche Eingabe der Regierung

nicht als Material überweisen zu können. (Bravo!
links .)

Präsident : Da keine Wortmeldungen mehr vor¬
liegen , schließe ich die Beratung . Wir stimmen
ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den An¬
trag 3 annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 4 abstimmen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht. — Ich danke. Ich bitte
um die Gegenprobe . — Geschieht. — Der Antrag
ist mit . 18 gegen 17 Stimmen angenommen.

Die übrigen Anträge laufen nebenher , und ich
muß über diese Anträge noch abstimmen lassen.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 1 ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag 1 an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht. — Ich danke. Ich bitte
um die Gegenprobe . — Geschieht. — Der An¬
trag ist mit 20 gegen 17 Stimmen angenommen.
(Zwischenruf Abg . Dannemann:  Ich bezweifle
die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses !) Wir
haben die Stimmen gezählt , der Antrag ist mit
20 gegen 17 Stimmen angenommen.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 2 ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben und stehen zu bleiben . —
Geschieht. — Ich danke. Ich bitte um die Gegen¬
probe . — Geschieht. — 18 zu 18 Stimmen . Also
Stimmengleichheit . Wir müssen die Abstimmung
wiederholen . Ich schlage vor , am Schluß der
Sitzung.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 5 ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht. — Ich danke. Ich bitte
um die Gegenprobe . — Geschieht. — Der An¬
trag ist mit 20 gegen 19 Stimmen angenommen.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 6 ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht. —
Ich danke. Ich bitte um die Gegenprobe . — Ge¬
schieht. — Der Antrag ist mit 21 gegen 20 Stim¬
men abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 7 ab . Ich
bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben und stehen zu
bleiben . — Geschieht. — Der Antrag ist ange-
mommen.

Damit ist der 22 . Gegenstand der Tagesord¬
nung erledigt.

23 . Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses 1 zu der Eingabe

des GewerbeschuldirektorsKlücher,  Eutin.
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Der Ausschuß stellt den Antrag:
Die Eingabe der Regierung zur Prüfung
zu überweisen.

Ich eröffne die Beratung über den Antrag des
Ausschusses und über die Eingabe. Keine Wort¬
meldungen. Dann stimmen wir ab. Ich bitte
die Abgeordneten, die den Antrag annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der An¬
trag ist angenommen.

24. Gegenstand ist ein
Bericht- es Ausschusses1 über die Eingabe

des Zentralverbandes der Angestellten, betreffend
Einstellung von Anwärtern für den einfachen mitt¬
leren Dienst bei den Justiz- und Verwaltungs¬
behörden.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle beschließen, die Staats¬
regierung zu ersuchen, bei Freiwerden ge¬
eigneter Beamtenstellen, soweit den gesetz¬
lichen Bestimmungen nicht entgegenstehen,
Angestellte bei der Besetzung solcher Stellen
zu berücksichtigen, im übrigen die Eingabe
der Regierung zur Prüfung zu überweisen.

Ich eröffne die Beratung über den Antrag
und über die Eingabe. Keine Wortmeldungen.
Dann stimmen wir ab. Ich bitte die Abgeord¬
neten, die den Antrag annehmen wollen, sich zu
erheben. Der Antrag ist angenommen.

25. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses1 zu der Eingabe

des Postschaffners Rudolf Bachg in Essen, be¬
treffend Baudarlehen.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle die Eingabe der
Regierung zur Prüfung überweisen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag
und zu der Eingabe. Keine Wortmeldungen. Dann
stimmen wir ab. Ich bitte die Abgeordneten, die
den Antrag annehmen wollen, sich zu erheben. —
-Geschieht. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nunmehr zu der Nachfuge.
Der erste Gegenstand der Nachfuge ist ein
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf

eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg, be¬
treffend die Aenderung des Gesetzes für den Frei¬
staat Oldenburg vom 21. Mai 1921, betreffend
die zeitweilige Aufhebung- er einseitigen Rechte
auf Ablösung von Naturalberechtigungen und Natu-
ralverechtigungen und Naturaldiensten, in der
Fassung des Gesetzes vom 9. April 1926.
ü. Lesung. (Anlage 70.)

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Annahme des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung über den Antrag
des Ausschusses und über den Gesetzentwurf. Keine
Wortmeldungen. Dann stimmen wir ah. Ich
bitte die Abgeordneten, die den Antrag annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der An¬
trag ist angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich bis
morgen früh 9 Uhr einzureichen.

2. Gegenstand ist die

Nachfugc zum Bericht des Ausschusses2 über
die Anlage 28, betreffend Richtlinien für die Um¬
stellung der Naturalwertrente in Goldmarkrente für
die Zeih vom1. Mai 1929 bis zum 30. April 1935,
den selbständigen Antrag des Abg. Brendebach
und die EingabenS . 37 und 102.

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Der Landtag wolle beschließen, die Staats¬
regierung zu ersuchen, die Richtlinien der
Anlage 28 nicht zu erlassen. Ferner wolle
der Landtag folgenden Antrag annehmen:

Die Staatsregierung wolle die Natural¬
wertrente in Reichsmarkrente umwandeln,
falls der Siedler damit einverstanden ist.
Die Reichsmarkrente ist dabei nicht höher
als die Grundrente festzusetzen. Hinsicht¬
lich der Ablösbarkeit der Rente gelten
dabei die Bestimmungen des Gesetzes vom
11. Februar 1851, betreffend die Ab¬
lösung der auf Grund und Boden haften¬
den Lasten.

Für den Fall der Ablehnung des Antrags 1
stellt derselbe Teil des Ausschusses den Antrag 2:

Die Staatsregierung wolle die Naturalwert¬
rente, welche für Siedlungen auf unkulti¬
vierten Böden sestgestellt ist, in Reichsmark¬
rente umwandeln, falls der Siedler damit
einverstanden ist. Die Neichsmarkrente ist
dabei nicht höher als die Grundrente fest¬
zusetzen. Hinsichtlich der Ablösbarkeit der
Rente gelten dabei die Bestimmungen des
Gesetzes vom 11. Februar 1851, betreffend
die Ablösung der auf Grund und Boden
haftenden Lasten.

Ein anderer Teil des Ausschusses stellt den An¬
trag 3:

Der Landtag wolle beschließen, die Staats¬
regierung zu ersuchen, die Richtlinien der
Anlage 28 dahin abzuändern, daß die
Zahlen „1935" in „1932" und die Zahlen
„115" in „100" abgeändert werden.

Ich muß nunmehr noch Bezug nehmen auf den
Bericht des Ausschusses2, Abkl. Seite 778. Durch
die Nachfuge zum Bericht sind die Anträge 4
und 5 erledigt. Die übrigen Anträge bleiben noch



526

bestehen . Ich werde daher auch diese Anträge be¬
kanntgeben.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 1:

Der Landtag wolle beschließen , die Staats¬
regierung zu ersuchen , die Richtlinien der
Anlage 28 nicht zu erlassen.

Eine Minderheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 2:

Der Landtag wolle beschließen , die Staats¬
regierung zu ersuchen , die 88 1— 4 der
Richtlinien nicht zu erlassen.

Dieselbe Minderheit stellt den Antrag 3:
Das Staatsministerium wolle prüfen , ob
und in welchen Fällen die Grundrente zu
hoch bemessen ist und gegebenenfalls für
eine erträgliche Beordnung Sorge tragen.

Dann stellt eine Minderheit den Antrag 6:
Der Landtag wolle beschließen , die Staats¬
regierung zu ersuchen , die Richtlinien der
Anlage 28 dahin zu ändern , daß in den
§8 1, 2 und 3 „ 115 °/o" durch „ 80 " er¬
setzt wird.

Sodann stellt der Ausschuß den Antrag 7:
Der Landtag wolle die Eingaben Abkl.
Seite 37 und Abkl . Seite 102 für erledigt
erklären.

Ich eröffne die Beratung zu den verlesenen
Anträgen , zu den Eingaben und zu dem selb¬
ständigen Antrag des Abg . Brendebach.

Das Wort hat Herr Abg . Brendebach.
Abg . Brendebach : Meine Herren ! Als Be¬

richterstatter habe ich dem Bericht und der Nach-
suge zum Bericht nichts hinzuzufügen . Im übrigen
möchte ich zu der ganzen Frage der Umwandlung
der Naturalwertrente in Goldmarkrente noch fol¬
gendes sagen:

Das Problem der Umwandlung der Natural¬
wertrente in Eoldmarkrente greift in die wirt¬
schaftlichen Verhältnisse der Siedler und Kolonisten
außerordentlich stark ein . Die Naturalwertrente
war zur Zeit der schwankenden Währungsverhält¬
nisse ohne Zweifel gerechtfertigt , stellte sie doch
einen festen Wertmaßstab dar . Es ließ sich ein
anderer Maßstab eben nicht finden . Meiner Ansicht
nach ist aber jetzt die Zeit gegeben , daß diese
Naturalwertrente einmal durch eine Goldmarkrente
ersetzt wird , und zum andern , daß die Umwand¬
lung der Naturalwertrente in Goldmarkrente end¬
gültig geschieht . Die Auswirkung der Natural¬
wertrente , die zur Zeit der schwankenden Währungs¬
verhältnisse berechtigt war , hat sich im Laufe der
Jahre so dargestellt , daß sie heute , wo wir wieder
mit festen Währungsverhältnissen rechnen , nicht
weiter zu rechtfertigen ist . Man braucht sich bloß

einmal die Ausstellung der Staatsregierung hin¬
sichtlich der Auswirkung der Naturalwertrente an¬
zusehen . Man kann an Hand dieser Ausstellung
z. B . seststellen , daß in den Jahren , in denen die
Landwirtschaft außerordentlich schwere Verhältnisse
durchmachte , die Naturalwertrente sich unverhält¬
nismäßig hoch auswirkte und daß umgekehrt in
den Jahren , in denen die Rentabilität und die
Ertragsverhältnisse der Landwirtschaft verhältnis¬
mäßig günstig lagen , die Naturalwerlrente relativ
günstig war . Es zeigt sich z. B ., daß im Jahre
1927 , in einem für die Landwirtschaft außerordent¬
lich ungünstigen Jahre , für die Marschsiedlungen
die Naturalwertrente im Hundertsatz der Grund¬
rente 127o/o betrug und für die Geest - und Moor¬
siedlungen 145o/o der Grundrente . Es mußte so
auch kommen , daß in demselben Jahr die Rente
nachher ermäßigt wurde aus 110 0/0 und für die
Neusiedler erlassen bzw . aus 50 a/« ermäßigt wurde
für die Geest - und Moorsiedlungen . Die Ursache
für diese Schwankungen : In den ungünstigen
Jahren bei den schlechten Ernten sind die Preise
für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse unverhält¬
nismäßig hoch und nach diesen Preisen richten sich
dann die Renten . Es zeigt auch die Ausstellung,
die auf Seite 783 des Berichts wiedergegeben ist,
daß die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse in
diesem ungünstigen Jahr 1927 unverhältnismäßig
hoch waren . Wie gesagt , aus diesen Gründen ist
es meiner Ansicht nach unbedingt angebracht , daß
die Umwandlung der Naturalwertrente in Gold¬
markrente jetzt endgültig vorgenommen wird . Wir
rechnen mit festen Währungsverhältnissen ; es ist
ebenfalls Tatsache , daß in den anderen Ländern
die Grundrenten , Erundpachten usw . heute end¬
gültig aufgestellt sind . Ich habe im Ausschuß
die Behauptung ausgestellt , daß Preußen die end¬
gültige Umwandlung oorgenommen hat . Seitens
des Vertreters der Staatsregierung sollte das noch
sestgestellt werden ; vielleicht ist das inzwischen ge¬
schehen. — Ferner bin ich der Ansicht , daß als
Ausgangspunkt der Rente 100 0/0 der Grundrente
genommen werden muß . Mit 100 0/0 der Grund¬
rente sind die Siedler sicher noch nicht über alle
Schwierigkeiten hinweg . Auch wenn die Goldmark¬
oder Reichsmarkrente auf 100 0/0 der Grundrente
festgesetzt wird , werden sie noch mit großen
Schwierigkeiten zu kämpfen haben . Ich bin aber
auch deshalb der Ansicht , daß man nicht höher
gehen kann als 100 «/o , weil eine Angleichung an
die Altsiedlungen oorgenommen werden muß . Dort
liegen die Verhältnisse so, daß in den Inslations-
jahren die Renten abgelöst oder nunmehr mit
25 a/o aufgewertet worden sind . Auch die An¬
gleichung an diese Siedlungen rechtfertigt es nicht,
über IOO0/0 der Grundrente hinauszugehen . —
Dann bin ich auch weiter der Ansicht , daß man
nicht weiterhin eine Neusiedlung in Oldenburg be¬
treiben darf , welche die Altsiedlung tot macht . Die



527

Altsiedlung darf nicht auf Kosten der Neusied¬
lung , wie gesagt , totgeschlagen werden.

Eine große Rolle bei den Erörterungen und
auch den Anlaß , die ganze Anlage nochmals an
den Ausschuß zurückzuoerweisen, bildete die Frage
der finanziellen Auswirkung der Naturalwertrente
in Eoldmarkrente . Es ist festgestellt worden , daß
die finanzielle Auswirkung nicht derart erheblich ist,
wie das hier damals zum Ausdruck kam. Bei den
Geest- und Moorsiedlungen beträgt der Ausfall
bei einer Feststellung der Eoldmarkrente aus
100 «/» — 21000 pro Jahr und für die
Marschsiedlungen 32 000 AK , das sind insgesamt
53 000 AK . Kapitalisiert man diesen Betrag , so
kommt ein Ausfall von 1332 000 AK heraus.

Es sind vor allen Dingen noch Bedenken be¬
züglich der Erhaltung des Staatsgutes aufgetaucht.
Es läßt sich darüber streiten, ob bei dieser Grund¬
rente von 100 «/» das Staatsgut gefährdet ist.
Ich bin der Ansicht, daß man lieber den kleinen
Ausfall an Rente in Kauf nehmen sollte, als daß
die ganze Siedlung gefährdet wird . Wenn die
Siedler sich nicht mehr halten können, ist das
Staatsgut mehr gefährdet , als wenn ein gewisser
Ausfall eintreten wird.

Ich habe gegenüber den Kreisen , die sich passiv
verhalten haben , noch den Wunsch, daß sie dem
Anträge 1 der Nachfuge zustimmen. Sollten da¬
gegen Bedenken bestehen, so bitte ich, dem An¬
träge 2 die Zustimmung zu geben, der die Um¬
wandlung der Naturalwertrente zunächst für Sied¬
lungen auf unkultivierten Böden durchführen will.
Ich glaube , daß auch dieser zweite Antrag , der,
wie gesagt , nur zu Raum käme, falls der An¬
trag 1 abgelehnt wird , volle Berechtigung hat;
denn bei den Siedlungen auf unkultivierten Böden
hat im Gegensatz zu den Marschsiedlungen der
Siedler aus verhältnismäßig wertlosem Boden
Kulturland geschaffen und es rechtfertigt das meiner
Ansicht nach unbedingt , daß man hier den Siedler
aus den ganzen unsicheren Verhältnissen heraus¬
führen und eine endgültige Umwandlung der
Renten vornehmen sollte . Es kommt da meiner
Ansicht nach überhaupt keine Gefährdung des
Staatsgutes in Frage . Auch ist der Ausfall an
Rente nicht so erheblich. Es würde das pro Jahr
/ungefähr 20 000 AK ausmachen . Das sind
meiner Ansicht nach ungefähr 3—4 Siedlungen,
die geschaffen werden könnten . Man muß auch
bedenken, daß von den Siedlungen auf unkulti¬
viertem Lande die Rentenerträgnisse in die Kasse
bes Siedlungsamtes fließen und mit diesen Erträg¬
nissen lediglich weitere Siedlerstellen geschaffen
werden sollen. Es würde meiner Ansicht nach
richtiger sein, ruhig diesen Ausfall in Kauf zu
nehmen , als dahin zu kommen, die ganze Sied¬
lung zu gefährden.

Ich möchte nochmals bitten , zunächst dem An¬
klage 1 die Zustimmung zu geben, wenn das nicht

geschieht, dann dem Anträge 2 zuzustimmen. Ich
glaube , es läßt sich damit die Unsicherheit und
die Last , die heute auf den Siedlern ruht , doch
wesentlich mildern.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . The¬
in ann.

Abg . Themann : Meine Herren ! Als im vorigen
Jahre diese Sache hier zur Sprache stand , hatte
ich mehr Hoffnung daraus , daß der Wunsch der
Siedler erfüllt würde , daß die Naturalwertrente
baldigst in eine dauernde Eoldmarkrente oder
Reichsmarkrente umgewandelt würde . Aus dem
Bericht muß man feststellen, daß diese große Aus¬
sicht nicht mehr vorhanden ist und daß vielleicht
nicht ganz viel mehr dabei herauskommt . Wenn
die Frage der finanziellen Auswirkung in der
vorigen Beratung Anlaß gab , den Bericht noch¬
mals dem Ausschuß zurückzugeben, ist dann später
im Ausschuß die finanzielle Auswirkung festgestellt
worden . Ich weiß aber nicht, mit welchem Recht
man diese finanzielle Auswirkung feststellen wollte.
Wenn ich ausgehe von der Geldentwertung oder
Teuerung , wie alles , was man kaufen oder ver¬
kaufen will , teurer geworden ist, dann mag sich
begründen lassen, daß 115 oder 120 oder 125 «/»
der Vorkriegsrente richtig ist. Wenn ich aber von
der Erhaltung des Bestandes des Staatsgutes und
von dem Gedanken , ob der Siedler aus der Land¬
wirtschaft das herausholen kann im Verhältnis zur
Vorkriegszeit , ausgehe , dann muß ich diese Frage
verneinen , und ich muß sagen, die finanziellen Aus¬
wirkungen sind nicht da , denn die Siedler wirt¬
schaften unter viel schwereren Verhältnissen als in
der Vorkriegszeit und das Kolonat wirft nicht
das ab , was es früher abgeworfen hat . Es kommt
also darauf an , von welcher Seite aus man diese
finanziellen Auswirkungen beurteilt . Den Siedlern
auf Oedland geht es ganz besonders schlecht. Wenn
die sich jahraus jahrein quälen , dann glaube ich,
daß wir ihnen wenigstens die Möglichkeit geben
müssen, es zu einem selbständigen Landwirt bringen
zu können. Das können sie nicht, wenn die Natural¬
wertrente besteht, weil dann die Ablösbarkeit nicht
gegeben ist. Wenn wir ein Provisorium schaffen
für 3 oder nach der Vorlage für 6 Jahre , dann
wird eine Ablösung nicht stattfinden können, weil
nach 3 oder 6 Jahren die Naturalrente wieder
eingeführt werden kann. Ein größerer Vorteil für
die Siedler ist es, wenn sie arbeiten in der Vor¬
aussicht, daß sie das Kolonat zu Eigentum erwerben
können, aber auch zu einem wirklichen Eigentum.
Wenn man dieses nicht will , hätte man besser daran
getan , keine Siedlerstellen zu schaffen, man hätte
sie nicht Siedler genannt sondern Pächter . In
dem Wort Pächter liegt drin , daß sie nicht Eigen¬
tümer werden sollen, sondern daß sie eine Rente,
eine Pacht , zahlen sollen, die der Wirtschaftlich¬
keit oder Rentabilität der Landwirtschaft entspricht,
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um dem Staat das Staatsgut zu erhallen . Aber
der Siedler muß an sich die Voraussicht haben , daß
er das Land zum Eigentum erwerben kann . Es
läßt sich noch viel anführen , aber mit Rücksicht
auf die vorgeschrittene Zeit will ich schließen und
nicht mehr aussühren , denn ich sehe doch, daß
das Ergebnis für die Siedler nicht so rosig sein
wird . Die Siedler werden nun auch sehen, daß
sie sich voriges Mal , als diese Frage behandelt
wurde , ein wenig getäuscht haben , denn sie haben
geglaubt , daß sich jeder Abgeordneter mit Leib
und Seele für sie ins Werk sehen würde.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. I außen.
Abg . Janßen : Meine Herren ! Durch die Her¬

gabe der Vorlage 28 ist das Staatsministerium
auch dem Wunsche der Siedler nachgekommen. Seit
Jahren beschäftigen wir uns mit Eingaben der
Siedler , in denen sie den Wunsch aussprechen , die
Naturalwertrente in Eoldmarkrente umzuwandeln.
Die Siedler wünschen, daß sie im voraus wissen,
was sie an Rente zu zahlen haben , damit sie
sich danach einrichten können. Was nun die Fest¬
setzung der Rente anbelangt , so ist dabei zu berück¬
sichtigen: was können die Siedler zahlen , und
zweitens muß das richtige Verhältnis gewahrt
werden zu den Pachten für staatliche Herdstellen.
Wenn wir uns die Frage oorlegen : Hat der Sied¬
ler bis jetzt das bezahlt an Rente , was er zahlen
konnte, so glaube ich, kann ich ruhig behaupten,
daß er in den letzten Jahren zuviel bezahlt hat.
Eine Verschuldung der Siedler steht fest. Sie haben
die Rente aufsummen lassen, sie sind im allgemeinen,
von einigen Ausnahmen abgesehen , nicht zufrieden.
Sie sind zufrieden , wenn sie eigene Kinder zu Hause
haben , deren Lohn sie nicht so hoch anrechnen als
der Lohn angerechnet werden muß . Sie sind zu¬
frieden , wenn sie Nebenbeschäftigung haben . Sind
sie aber , ich spreche von Marschsiedlungen , auf
die Erträge ihrer Siedlung angewiesen , dann sind
sie heute nicht fähig , zu existieren. — Was den
zweiten Punkt anlangt , das Verhältnis der Sied-
lungsrcnte zu den Pachten für staatliche Herdstellen,
so glaube ich, daß eine Festsetzung von 100 o/g
das allerhöchste ist, was wir dem Siedler abver¬
langen können. Der Landtag hat in verschiedenen
Jahren den Antrag angenommen , daß dieses Ver¬
hältnis gewahrt werden müßte , und wenn wir zu¬
nächst die Siedlerrente mit 100 °/o annehmen , die
Ausgaben für Realsteuern , für Hausunterhaltung,
Verzinsung , Deich- und Siellasten hinzurechnen,
dann kommen wir zu einer Summe , die unbedingt
höher ist als die Pachten für Domänen und
staatliche Herdstellen , die jetzt ja für 5 oder
6 Jahre festgesetzt sind. Das steht meines Er¬
achtens fest. Deshalb stimme ich für den Antrag
Dannemann,  der wünscht, daß die Siedler¬
rente für 3 Jahre , zunächst auf 100 o/o der Grund¬
rente , festgesetzt wird . Ich stimme mit dem Abg.

Brendebach  überein , halte aber die Zeit augen¬
blicklich noch für unsicher, um auch die Ablösungs-
frage zu klären . (Zuruf Abg . Brendebach:
Ich halte sie nicht für unsicher!)

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Növer.
Abg . Röver : Wir stehen aus dem Standpunkt,

daß die Umwandlung stattsinden muß , und ich
verstehe nicht, wie man in Antrag 3 verlangen
kann, daß die Zahl von 1935 auf 1932 geändert
werden soll. Sie kann doch bleiben , oder haben
Sie Angst , daß die Inflation kommt, daß Sie
nichts kriegen. Uns sind 100 o/n noch zu hoch.
Die Siedler sind schlechter gestellt . Wir stimmen
den Anträgen 1 und 2 zu.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Kaper.
Abg . Kaper : Meine Herren ! Bei der Schaffung

der Naturalwertrente ist in diesem Hause darüber
diskutiert worden , ob bei der Aufteilung der Herd¬
stellen und Pachtländereien bei diesem Gesetz das
Staatsgut in seinem Bestände erhalten bliebe.
Es waren dieses 2 Punkte , und zwar , ob bei der
Ablösung der Gegenwart und ob bei der Siedler¬
rente das Einkommen gesichert sei. In dem Natu-
ralwertrentengesetz hat der Landtag die Sicherheit
dafür gesehen, daß beides zutrifft . Meine Herren!
Seit der Zeit ist daran nichts geändert . Auf
Grund der Eingabe der Siedlerverbände glaubte
der Landtag schon im vorigen Jahre , einen An¬
trag annehmen zu müssen, der die Umwandlung
der Naturalwertrente in Reichsmarkrente oder
Eoldmarkrente verlangte . Die Regierung hat
daraufhin eine Vorlage vorgelegt , in der sie vor¬
schlug, zunächst probeweise bis 1935 die Um¬
stellung vorzunehmen im Einvernehmen mit dem
Siedler . Wir ersehen darin eine Gefahr und
wollen den Zustand , wie er jetzt ist, erhalten
wissen, und zwar aus verschiedenen Gründen . Ein¬
mal glauben wir nicht, daß es richtig ist, daß
der direkte politische Einfluß auf die Bewirtschaf¬
tung des Staatsgutes verstärkt wird , wie er in
diesem Hause jetzt in Erscheinung tritt ; denn durch
die Pachtverträge , wie wir sie jetzt haben durch
die Naturalwertrente , ist der direkte Einfluß mehr
oder weniger ausgeschaltet . Zum weiteren ist auch
der Einfluß ausgeschaltet auf die Ablösung , weil
die Ablösung nach dem heutigen Zustande auch
nur aus dem Vereinbarungswege vor sich gehen
kann. Nach dem Anträge des Abg . Brende¬
bach  ist es aber so, daß die Ablösung nach Ge¬
setz vorgenommen werden kann aus Antrag des
Siedlers . Das scheint uns nicht das richtige zu
sein. Ich glaube , wir brauchen nicht viel darüber
zu reden , denn es ist so, wie Abg . The mann
schon gesagt hat , es sind Minderheitsanträge , die
uns vorliegen , diese Anträge werden abgelehnt
und dann wird der alte Zustand bestehen bleiben.
Die Regierung hofft auch anscheinend darauf , denn
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sie hat sich bis jetzt nicht hören lassen. Wir sehen,
wenn dem Anträge stattgegeben wird auf Umände¬
rung mit 100 o/o, daß dann doch erhebliche Ausfälle
entstehen. Der Abg . Brendebach  hat sich als
nicht erheblich angesehen . Ja , Herr Brende¬
bach,  Sie haben die Pachtländereien nicht hinzu¬
genommen und wir sind der festen Ueberzeugung,
wenn die Umwandlung mit 100 °/o erfolgt , daß
all die Pachtverträge , die auf 6 Jahre abge¬
schlossen und zu 115 getätigt sind, auch geändert
werden müssen, und das sind Ausfälle in erheb¬
licher Höhe . Ich habe sie mit 165 000 Mark
errechnet, und ich glaube , ich habe einigermaßen
das richtige getroffen , denn wir haben noch
3000 Hektar Herdstellen und 5000 Hektar sonstige
Pachtländereien und da sind die Ausfälle
118 000 Mark . Das ist doch ein Betrag , der schon
ins Gewicht fällt . Ich glaube , diese Seite darf
nicht ganz außer Acht gelassen werden . Nehmen
Sie bitte Antrag 3 an , den wir gestellt haben,
der darauf ausgeht , nochmals nachzuprüfen , in¬
wieweit die Grundrente damals richtig festgesetzt
ist, dann wird im Interesse der Siedler schon
einiges erreicht. Wir glauben , daß die Nevidierung
durchaus möglich ist. Die Regierung hat im
Ausschuß das so hingestellt , als wenn die Grund¬
rente so richtig festgesetzt ist. Wir bezweifeln das
und glauben , daß auf folgender Grundlage die
Nachprüfung erfolgen kann und muß:

1. Sind die Vorkriegspreise der einzelnen
Naturalien nicht zu niedrig eingesetzt? Das
würde die Festsetzung der Menge be¬
einflussen,

2. muß man auch gleich prüfen , ob der Vor¬
kriegspachtwert oder Ertragswert nicht zu
hoch eingesetzt ist. Diese beiden Teile be¬
einflussen ganz erheblich die Menge , und
die Menge beeinflußt die Grundrente , näm¬
lich nach der Menge ist die Grundrente fest¬
gesetzt;

3. kann sie sich darauf beziehen, ob die ein¬
zelnen Stückländereien oder Siedlerstellen
richtig in die Bonitätsklassen eingeliedert
sind. — Wir wissen, wir haben 10 Bonitäts¬
klassen, und da kann es sehr leicht vor¬
gekommen sein, daß die einzelnen Stück¬
ländereien in die falschen Klassen eingereiht
sind und dann würde auch die Grundrente
nicht richtig sein;

4 . kommt dabei noch in Frage , daß damals
bei der Ertragsberechnung und Festsetzung
der Menge pro Hektar in Abzug gebracht
sind die Lasten der Unterhaltung der Ge¬
bäude und des Betriebsinventars , die Ab¬
züge für Deich- und Siellasten . Auch diese
Sache hat sich von damals auf heute ganz
wesentlich verschoben.

Wenn man das in Betracht zieht, so können
wir uns denken, daß nicht allgemein , aber in
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einzelnen Fällen doch eine Rente falsch festgesetzt
ist, und ich glaube , wenn dann eine Nevidierung
eintritt , daß wir dann die Naturalwertrente in
der heutigen Ausmachung bestehen lassen können.
Wir dürfen es nicht so hinstellen , daß wir die
landwirtschaftliche Notlage — wollen wir sie ruhig
nennen — als Anlaß nehmen wollen , um die¬
jenigen landwirtschaftlichen Kreise, die tatsächlich auf
staatlichen Ländereien angesiedelt sind, herauszu¬
nehmen und in der heutigen Notlage besser zu
stellen. Davon muß man sich loslösen . Das ist
nicht richtig und kann auch nicht zur Aenderung
dieses Gesetzes führen . Also nehmen Sie Antrag 2
und 3 des alten Berichts an . Die Herren haben
von Antrag 1 und 2 der Nachfuge gesprochen.
Ich möchte daraus Hinweisen, daß von dem alten
Bericht die Anträge 4 und 5 zurückgezogen sind,
daß die anderen Anträge selbstverständlich zur Ab¬
stimmung kommen müssen. (Präsident:  Das
habe ich betont !) Aber die Abgeordneten haben
nur von den Anträgen 1 und 2 gesprochen, des¬
halb habe ich das erwähnt . Die Anträge 4 und
5 sind zurückgezogen. Wir lehnen die Anträge 1
und 2 der Nachsuge ab , ebenfalls den Antrag 6,
der von dem Abg . Hobbie  gestellt ist, der
natürlich viel weiter geht , der sogar mit 80 °/o
ablösen will . Das geht auf keinen Fall . Der
Antrag scheint nur agitatorischen Charakter zu
haben.

Präsident : Ich möchte bemerken, daß ich die
Anträge von dem alten Bericht , soweit sie be¬
stehen, verlesen habe , das sind die Anträge 1,
2, 3, 6 und 7, damit kein Irrtum entsteht.

Das Wort hat Herr Minister Dr . Millers.
Minister Dr . Millers : Aus die finanziellen Be¬

denken, welche die Anträge des Ausschusses haben,
ist in der Verwaltungsausschußsitzung eingehend hin¬
gewiesen worden . Diese Bedenken werden voll
und ganz aufrecht erhalten und sie sind außer¬
ordentlich groß . Ich möchte Sie deshalb bitten,
die Anträge abzulehnen . Für den Landesteil
Oldenburg tritt ein Ausfall von 30 000 Mark
ein. Im Siedlungsvorschlag wird sich der Ausfall
in späteren Jahren zeigen. Es werden hier
weitere 20 000 Mark Ausfall entstehen, so daß
man mit rund 50 000 Mark rechnen muß . Meine
Herren ! Die Rückwirkung auf die Pachten,
Domänen , Pachten wie Stücklandpachten , ist ge¬
geben, wie Herr Abg . Kaper  hervorgehoben hat.
Die Verhandlungen können von neuem einsetzen
und vielleicht mit einigem Recht. Jedenfalls ist
nicht abzusehen, was aus diesem Kampf schließlich
werden wird . Es ist mir nicht bekannt , daß der
Landtag einen Beschluß gefaßt hat , wonach die
Siedlerrente so niedrig festgesetzt werden sollte. Es
wurde die Siedlerrente nach den Naturalwerten fest¬
gesetzt. Wir kamen zu ganz , erheblichen Renten,
die weit über das hinausgingen , was von den
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Pächtern bezahlt wurde , und da hat der Landtag
gesagt , die Siedler sollen so behandelt werden wie
die Pächter . Wenn die Pächter herunterkommen,
sollen sie entsprechend behandelt werden . So ist
der Beschluß des Landtages zustande gekommen.
Nachdem die Domänenpächter auf 115 »/o gekommen
sind, ist auch die Rente aus 115 o/o festgesetzt. Es
ist auch nicht richtig, was Herr Iaußen  sagt,
daß die Siedler so sehr im Rückstände seien. Bei
den Siedlern ist der Rückstand nicht so groß wie
bei den Pächtern . Ich glaube nicht, daß die An¬
träge berechtigt sind.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. gr.
Beilage.

Abg . Dr . gr . Beilage : Meine Herren ! Ich ver¬
stehe nicht, wie der Minister so große Bedenken
hat , jetzt diesen Siedlern eine Summe von
50 000 Mark zugute kommen zu lassen. Vorhin
haben wir den Antrag beschlossen, daß 300 000 Mk.
für das Marstallgebäude ausgegeben werden sollen.
Nun , wo es sich mal um arme Leute handelt , die
auf dem Lande wohnen , sind wir erst recht ver¬
pflichtet, diesen entgegen zu kommen. Ich bitte
deshalb , dem Anträge 1 und 2 zuzustimmen, da¬
mit wenigstens diesen Leuten etwas geholfen wird,
denn wenn es schon mal der Landwirtschaft schlecht
geht , so ist es gerade diesen Leuten erst recht
schlecht gegangen . Wenn wir ihnen eine kleine
Hilfe gewähren können, so ist es unsere Pflicht,
dafür einzutreten . Ich bitte nochmals , dem An¬
trag 1 und 2 zuzustimmen.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Rover.
Abg . Röver : Ich muß zunächst den Herren dort

hinten das zurückweisen, daß sie sagen , wenn wir
den Antrag gestellt haben auf Ablösung mit
80 o/o, daß das aus agitatorischen Gründen ge¬
schehen ist. Es ist auch falsch, wenn Herr Kaper
ausführt , daß bei Einsetzung der Grundrente in
Friedenszeiten vieles falsch sei. Das hat nichts
zu tun damit , daß man von 100 °/o heruntergeht.
Das kann trotzdem nachgeprüft und richtig gestellt
werden . Aber , wir erinnern an etwas anderes.
Wo Sie sich erlauben , in jedem Jahre der Be¬
völkerung 2 Millionen Mark Zinsen abzuknöpfen,
da blasen Sie sich jetzt aus , wenn den Siedlern
50 000 Mark geschenkt werden sollen, damit sie
besser Lust holen können. Das ist doch alles nur
Phrase , nur Schein , nur Betrug . (Präsident:
Ich rufe Sie zur Ordnung!) Schadet nichts, ich
werde trotzdem die Wahrheit sprechen. (Präsi¬
dent: Ich rufe Sie erneut zur Ordnung !) Danke
schön. (Präsident: Ich bedaure , daß ich keine
andere Maßnahme ergreifen kann !)

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Dann kommen wir zur Abstimmung . Wir
stimmen zuerst über den Antrag 1 ab , dann folgt

Antrag 1 der Nachfuge , wenn dieser Antrag ab¬
gelehnt wird , Antrag 2 der Nachfuge.

Ich bitte die Abgeordneten , die den Antrag 1
des alten Berichts annehmen wollen , sich zu er¬
heben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Der Antrag ist abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 2 der Nach-
suge ab . Ich bitte die Abgeordneten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben und
stehen zu bleiben . — Geschieht. - - Der Antrag
ist ebenfalls abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag 2 des Berichtes
abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag 2 des Berichts annehmen wollen , sich zu
erheben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Der Antrag ist ebenfalls abgelehnt.

Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die den An¬
trag 3 des Berichts annehmen wollen , sich zu er¬
heben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte jetzt die Abgeordneten , die den An¬
trag 6 des Berichts annehmen wollen , sich zu er¬
heben und stehen zu bleiben . — Geschieht. —
Der Antrag ist abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 3 der
Nachfuge ab . Ich bitte die Abgeordneten , die
diesen Antrag annehmen wollen , sich zu erheben
und stehen zu bleiben . — Geschieht. — Das ist
die Mehrheit . (Zuruf : Es wird um Gegenprobe
gebeten !) Es waren 26 Stimmen , der Antrag
ist angenommen.

Wir stimmen jetzt über den Antrag 7 des
Berichts ab . Ich bitte die Abgeordneten , die
den Antrag 7 des Berichts annehmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht. — Der Antrag ist an¬
genommen . Damit ist die Anlage 28 erledigt.

3. Gegenstand der Nachfuge ist der
Bericht des Ausschusses3 zur Anlage 71.
Der Ausschuß stellt den Antrag:

Der Landtag wolle zu der erbetenen Er¬
mächtigung seine Zustimmung geben.

Ich eröffne die Beratung zu dem Antrag und
zur Anlage 71 . Keine Wortmeldungen . Wir
stimmen ab . Ich bitte die Abgeordneten , die den
Ausschußantrag annehmen wollen , sich zu erheben.
— Geschieht. — Der Antrag ist angenommen.

4. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses2 zu dem vom Mini¬

sterium des Innern überreichten Originalantrag der
Schwartauer WerkeA. G. vom 12. Oktober 1927.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle beschließen, die Ein¬
gabe der Regierung als Material zu über¬
weisen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag.
Keine Wortmeldungen . Ich bitte die Abgeord¬
neten » die den Antrag annehmen wollen , sich zu
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erheben . — Geschieht. — Der Antrag ist ange¬
nommen.

5. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

-es Ludwig Molter,  Bosen (Landesteil Bir¬
kenfeld).

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den An¬
trag 1:

Die Regierung wolle erneut prüfen , ob
nicht im Laufe der nächsten Monate eine
Aufhebung der Polizeiaufsicht am Platze ist.

Eine Minderheit stellt den Antrag 2:
Die Eingabe der Regierung zur Berück¬
sichtigung zu überweisen.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden An¬
trägen und zu der Eingabe . Heine Wortmel¬
dungen . Dann stimmen wir ab . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag 1 annehmen wollen,
sich zu erheben und stehen zu bleiben . — Ge¬
schieht. — Das ist die Mehrheit . Der Antrag
ist angenommen . Damit ist der Antrag 2 er¬
ledigt.

6. Gegenstand ist ein
Bericht- es Ausschusses1 zu der Eingabe des

Obermeisters Eilers  in Westerstede, betreffend
Vergebung von Brückenbauten.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle die Eingabe der
Regierung als Material überweisen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag
und zu der Eingabe . Keine Wortmeldungen . Dann
kommen wir zur Abstimmung . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag annehmen wollen , sich
zu erheben . — Geschieht. — Der Antrag ist an¬
genommen.

7. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses2 zu dem selbstän¬

digen Antrag des Abg. Jffland.
Der Ausschuß stellt den Antrag:

Der Landtag wolle den selbständigen An¬
trag Jffland  durch die Erklärung der
Regierung für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag.
Keine Wortmeldungen . Ich bitte die Abgeord¬
neten , die den Antrag annehmen wollen , sich zu
erheben . — Geschieht. — Der Antrag ist an¬
genommen.

8. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses2 zu der Anlage 58:

Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil
Oldenburg,

Anlage 59:
Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil
Lübeck.

Anlage 6V:
Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil
Birkenfeld.

über Aenderung der Gesetze, betreffend die Ein¬
führung 1>es Gerichtsverfassungsgesetzes für das
Deutsche Reich vom 27. Januar 1877. 2. Lesung.

Anträge zu diesen Gesetzentwürfen sind zur
zweiten Lesung nicht gestellt.

Der Ausschuß stellt den Antrag 1:
Annahme des Gesetzentwurfs , Anlage 58,
in zweiter Lesung und im ganzen.

Antrag 2:
Annahme des Gesetzentwurfs , Anlage 59,
in zweiter Lesung und im ganzen.

Antrag 3:
Annahme des Gesetzentwurfs , Anlage 60,
auch in zweiter Lesung und im ganzen.

Wir stimmen sofort ab . Ich bitte die Ab¬
geordneten , die diese Anträge annehmen wollen,
sich zu erheben . — Geschieht. — Die Anträge
sind angenommen.

9. Gegenstand ist ein
Bericht des Ausschusses2 zu

Anlage 66: Entwurf eines Gesetzes für den
Landesteil Lübeck,

Anlage 67: Entwurf eines Gesetzes für den
Landesteil Virkenfeld,

betreffend Ergänzung der Gesetze zur Ausführung
des Bürgerlichen Gesetzbuches vom 15. Mai 1899.
2. Lesung.

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt.
Der Ausschuß stellt den Antrag 1:

Annahme des Gesetzentwurfs , Anlage 66,
in zweiter Lesung und im ganzen.

Antrag 2:
Annahme des Gesetzentwurfs , Anlage 67,
in zweiter Lesung und im ganzen.

Wir stimmen auch hier sofort ab . Ich bitte
die Abgeordneten , die diese Anträge annehmen
wollen , sich zu erheben . — Geschieht. — Die An¬
träge sind angenommen.

Ich möchte jetzt noch darauf Hinweisen, daß zum
Tagesordnungspunkt 17 , selbständiger Antrag
Broschko — der Antrag war abgelehnt — ein
Antrag aus zweite Lesung gestellt worden ist. Das
ist nach der Geschäftsordnung zulässig, weil dieser
selbständige Antrag in Form eines Gesetzentwurfs
gehalten ist. Ich kann den selbständigen Antrag
einmal vorlesen . (Zwischenruf Abg . Hartong:
Hätte sofort geschehen müssen!) Ich glaube , wir
können es noch machen, da die Geschäftsordnung
eine Frist nicht vorsieht . Nach der Geschäftsord¬
nung heißt es : „ Ist ein Gesetzentwurf bei der
ersten Lesung abgelehnt worden , so findet eine
zweite Lesung des Gesetzentwurfs nur statt , wenn
ein Antrag zur zweiten Lesung oder aus eine zweite
Lesung gestellt worden ist."

Ein selbständiger Antrag in Form eines Ge¬
setzentwurfs kann ohne Bezeichnung zur zweiten
Lesung gestellt werden . Ich befriste die Zeit der
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Anträge für die zweite Lesung auf morgen vor¬
mittag 9 Uhr.

Ich möchte dann fernerhin noch heute abend
die Anlage 72 erledigen, und zwar in erster
Lesung. Es handelt sich um die Aufnahme von
Anleihen. Berichterstatter ist Herr Abg. Har-
tong.  Ich möchte Herrn Abg. Hartong  bitten,
den mündlichen Bericht zu erstatten. (Abg. Har¬
tong:  Ich habe den schriftlichen Bericht schon da !)

Bericht des Ausschusses3 zur Anlage 72
(Anleihegesetz). 1. Lesung.

Gegen diese Vorlage sind Bedenken nicht zu er¬
heben.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Annahme des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen. Wir stimmen ab. (Zuruf des Abg.
Röver .) Herr Abg. Röver,  wir sind in der
Abstimmung, aber ich mache eine Ausnahme, ob¬
wohl ich es nach der Geschäftsordnung nicht darf.

Das Wort hat Herr Abg. Röver.
Abg. Röver : Ich wollte nur erklären, daß wir

die Anlage ablehnen; denn die Politik der dummen
Leute machen wir nicht mit.

Präsident: Ich bitte die Abgeordneten, die
den Ausschußantrag annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. Der Antrag ist ange¬
nommen.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich bis morgen
vormittag 9 Uhr einzureichen.

Ferner haben wir noch einen mündlichen Be¬
richt zur Eingabe des Bernhard Otholt,
Rüdershausen, entgegenzunehmen.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter, Abg.
W i chm a n n.

Abg. Wichmann: Bericht des Ausschusses1 über
die Eingabe des Bernhard Otholt  in Rüders¬
hausen.

Der Ausschuß stellt den Antrag:
Der Landtag wolle die Eingabe der
Regierung als Material überweisen.

Präsident: Wird zu diesem Antrag das Wort
gewünscht und zu der Eingabe? Das ist nicht
der Fall . Dann stimmen wir ab. Ich bitte die
Abgeordneten, die den Ausschußantrag annehmen
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der An¬
trag ist angenommen.

Wir sind am Schluß unserer Tagesordnung an¬
gelangt. Ich möchte nun Vorschlägen, die nächste
Sitzung morgen früh 11 Uhr beginnen zu lassen.
(Zurufe : 10 Uhr !) Es wird 10 Uhr vorge¬
schlagen. Ich weiß nicht, ob die Ausschüsse um
10 Uhr fertig werden; ich bezweifle das.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Fre-
richs  zur Geschäftsordnung.

Abg. Frerichs: Meine Herren! Ich kann nicht
dafür garantieren , daß wir im Ausschuß dann
mit dem Finanzausgleichsgesetz fertig sind. Der
Präsident mag ruhig um 10 Uhr die Sitzung
ansetzen, wenn es etwas später wird, wird es auch
gehen. Ich glaube, es kann bei 10 Uhr bleiben.

Präsident : Ich werde die Sitzung um 10 °̂ Uhr
ansetzen, dann wird die Möglichkeit gegeben sein.
Ich möchte aber darauf Hinweisen, die Tagesord¬
nung wird nicht vervielfältigt, dazu fehlt die Zeit.
Wir werden morgen zu behandeln haben. (Der
Präsident gibt die Tagesordnung der 17. Sitzung
bekannt.)

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß: 7-i« Uhr.)
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